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I. Der Faschismus stößt vor 

Die Offensive der Bourgeoisie 

Als im November 1918 unter den Schlägen der militärischen 
Niederlage und der revolutionären Erhebungen in allen Teilen der 
Monarchie das Habsburgerreich zusammenbrach, eröffnete sich für 
die österreichische Arbeiterklasse der Weg zum Sturz des Kapita­
lismus und zur Aufrichtung der Herrschaft der Arbeiterklasse. 
Aber an der Spitze der österreichischen Arbeiterklasse stand keine 
revolutionäre Kampfpartei des Proletariats, sondern eine opportu­
nistische Sozialdemokra tie, die den Sieg der sozialistischen Revo­
lution verhinderte und aktiv an der Wiederherstellung der zutiefst 
erschütterten Macht des Kapitalismus mitarbeitete. 

Die im November 1918 gegründete Kommunistische Partei Öster­
reichs, die ihre ganze Kraft für den Sieg der proletarischen Revo­
lution einsetzte, war nodl zu schwach und zu unerfahren, um die 
Massen der österreichischen Arbeiterschaft für ihre Politik gewinnen 
zu können. Die "radikale" Sprache und die " linken'< Manöver des 
Austromarxismus erleichterten die Bemühungen der Sozialdemo­
kratie, die Masse der österreichischen Arbeiterschaft von den Kom­
munisten feruzuhalten. 

Nach zwei Jahren Koalitionsregierung unter sozialdemokrati­
scher Führung war die Bourgeoisie wieder so stark geworden, 
daß sie die Sozialdemokratie aus der Regierung werfen konnte. 
Svstematisch beO"allll nun die BourO"eoisie !<ine PQlit;l~ f.1~J' real~Iio-
u.[. • .,. ..:lH... \.u.\J ...... v17.lRI.Uv.l.llV.l'-1. c.\ UG au.~ ""\lGi .I.uJ

O
rel.ll'\l b Wer :'eh ]\.uü. lC. 

Systematisch begann nun die Bourgeoisie eine Politik der reaktio­
nären Offensive gegen die Arbeiterschaft, gegen die in den Jahren 
1918 und 1919 erkämpften sozialen Redlte und Errungenschaften. 
Hand in Hand mit dieser Politik ging die von der Bourgeoisie ge­
förderte Entstehung und Entwicklung faschistischer Gruppen und 
Formationen. An die Spitze der Regierung trat bald der Führer der 
ChristIichsozialen Partei, der Prälat Ignaz Sei p e I , dessen erste, 
von der Bourgeoisie gefeierte und von der Sozialdemokratie er­
möglichte "Großtat" darin bestand, im Zuge der sogenannten 
Gen fe r San i e r 11 Il g - emer ausländischen Fillanzhilfe zur 



Faschistische 
ArbeIter­

morde 

"Rettung Österreichs" vor der Inflation - Österreieh wirtschaftlieh 
und politisch an das westliche Finanzkapital auszuliefern. 

Die Jahre 1923 bis 1927 sind vor allem durch eine wachsende 
Welle faschistischer Provokationen und Arbeitermorde gekenn­
zeichnet. Sozialdemokratische Arbeiter und Parteifunktionäre wur­
den ermordet, die Mörder kamen zwar vor Gericht, wurden aber 
in jedem einzelnen Fall · von der Klassenjustiz freigesprochen oder 
zu lächerlich geringfügigen Strafen verurteilt. Von Seiten der So­
zialdemokratie gab es immer wieder anklagende Artikel und dro­
hende Reden, aber keinerlei organisierte Abwehr, so daß die Kette 
der Arbeitermorde nicht abriß. Die Empörung der Arbeiterschaft 
wurde immer größer und erreichte nadl dem Überfall faschistischer 
"Frontkämpfer" auf Schattendorfer Arbeiter im Jänner 1927, bei 
dem es zwei Tote gab, einen Höhepunkt. 

Im Frühjahr 1927 fanden W a h 1 e n zum Nationalrat statt. Die 
Kommunistische Partei Österreichs richtete aus diesem Anlaß das 
Angebot an den SP-Vorstand, die sozialdemokratische Wahlliste 
zu unterstützen, falls sich die Sozialdemokratische Partei zur 
entschlossenen antifaschistischen Abwehr bereit erkläre. Der SP­
Vorstand lehnte dieses Angebot zur antifaschistischen Kampfeinheit 
ab. Als dann die Aprilwahlen 1927 der Sozialdemokratie einen 
Erfolg brachten, stiegen die sozialdemokratischen Illusionen über 
eine schnelle Machteroberung durch den Stimmzettel höher als je 
zuvor. Doch nur wenige Wochen später kamen die wirklichen Macht­
verhältnisse deutlich zum Vorschein. 

Am 14. Juli 1927 erfolgte der Freispruch der faschistischen Ar­
beitermörder von Schattendorf. Am nächsten Tag kam es zu einem 
gewaltigen Ausbruch der Massenempörung; die Wiener Arbeiter­
schaft legte alle Betriebe still und zog auf die Ringstraße, um gegen 
Arbeitermord und Klassenjustiz zu demonstrieren. 

Der 15. Juli 1927 

Als sich die Wiener Arbeiter am 15. Juli 1927 spontan gegen 
Klassenjustiz und faschistischen Arbeitermord erhoben, entstand 
für die österreichische Arbeiterschaft die große Möglichkeit, der 
jahrelangen Offensive der Reaktion und den damit verbundenen 
provokatorischen Vorstößen faschistischer Banden ein Ende zu be­
reiten, die Demokratie in Österreich zu sichern und die Arbeiter­
hewegung zu einem neuen Aufschwung zu führen. Doch durch die 
Schuld der sozialdemokratischen Parteiführung, die sich gegen die 
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k~mpfenden Arbeiter stellte und dadurch der Polizei den Weg zur 
Nle~ermetzelung ~er Demon~tranten frei machte, endete diese ge­
w~ltlge KampfaktlOn des Wlener Proletariats mit einer sdrwerell 
NIederlage für die Arbeiterschaft. Die Kommunistische Partei die 
sich aktiv in den Kampf einschaltete, die Arbeiterschaft zum Gene­
r~lstr~~k aufrief un~ ihre Bewaffnung forderte, war zu schwach, um 
dIe Fuhrung des Kampfes übernehmen zu können. So ainO" die 
Bourgeoisie durch die Hilfe der sozialdemokratischen Parteiführuna 

aus dieser entscheidenden Klassellschlacht als Sieo'er hervor. " 
Diese .Niederlage ~er Ar~ei~erschaft leitete eine neue Etappe in 

der EntwI~dung der osterrel.chlschen Republik ein, die Etappe der 
Off e n s 1 v e des F ase his mus, der systematischen Faschisie­
r~ng a~f allen Gebieten des öffentlichen Lebens und des Kurses auf 
dIe Ernchtung einer offen faschistischen Diktatur. 

Die Politik der Faschisieruno-o 

pie ~iederlage der Arbeiter am 15. Juli 1927 brachte der Bour­
geOISIe emen starken Machtzuwachs. Hatten schon die Jahre vor­
her, vor allem durch den Verrat der sozialdemokratischen Partei­
führung in den Jahren 1918/19, die völlige Wiederherstellung der 
Kla~s.enherrschaft der Bourgeoisie gebracht, und hatte die Bour­
geolSle unter Sei p eIs Führung auch schon damit begonnen, die 
Errungenschaften de~ Jahres 1918 anzugreifen, oder wie es Seipel 
nan.n~e, "den RevolutlOnsschutt wegzuräumen", so lebte in der Bour­
geolSle. doch noch die Erinnerung an das Jahr 1918, der Respekt 
un.cl die Angst VOr der gewaltigen Kraft der österreichischen Ar­
belter~lasse. Das galt besonders für Wien, für diese große Arbeiter­
stadt, III der fast zwei Drittel der Bevölkerung hinter der Sozial­
demokratie standen. 

Niemand hatte es bisher gewagt, im "Roten Wien" den Arbei­
t_ern das Recht auf die Straße strei tiO" zu machen - und nun wurden 

_ -. _ _ " 
tern das Recht auf die Straße ~tr~i ti":-~u ~ache~ ~ und ~un wurden 
deT?onstrierende Arbeiter auf den "Straßen niedergeschossen. Der 
SOZIaldemokratische Parteivorstand setzte den Schutzbund ein um 
bei der "Säuberung" der Straßen Wiens von den demonstriere~den 
A~.beitern mitzuh~lfen, die Julikämpfer wurden in den Mitteilungs­
blattern des Parteivorstands als "Plattenbrüder und Gro.ßstadtO"esin­
deI" bes~himpft und der im Verlauf des Kampfes ausgerufen~ Ge­
neralstreIk und der Verkehrsstreik durch die sozialdemokratische 
Parteiführung bedingungslos abgebrochen. 

Die Bourgeoisie verstand sehr gut, was all das bedeutete. Sie 
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erkannte in der machtvollen, spontanen E,rhebung der Arbeiter die 
gewaltige Klassenkraft des österreichischen Proletariats - und da­
gegen richtete sie ihre faschistischen Banden und ihre Politik der 
Faschisierung mit dem Ziel, die Arbeiterorganisationen zu zerschla­
gen und die faschistische Diktatur aufzurichten. Sie erkannte aber 
an diesem 15. Juli deutlicher noch als zuvor die Rolle der sozial­
demokratischen Parteiführung, sie wußte nun eindeutig, daß hinter 
den "linken" Phrasen des SP-Vorstands nichts anderes steckte als 
eine re c h t e Pol i t i k, daß sie von einer solchen Parteifüh­
rung keinen wirklichen Widerstand zu erwarten hatte, sondern im 
Gegenteil mit ihrer Unterstützung bei der Niederhaltung des Wider­
standes der Arbeiter gegen die Angriffe auf ihre Lebens- und Frei­
heitsrechte rechnen konnte. 

De .. politische Auf Grund einer solchen Einschätzung der Sozialdemokratie 
Kurs Seipels richtete Sei p el, der Initiator und Lenker der Politik, die zum 

15. Juli und zum Kurs der Faschisierung geführt hatte, die Politik 
der österreichischen Bourgeoisie aus. Seine Taktik bestand darin, 
einen Schlag nach dem anderen, eine Provokation nach der anderen 
gegen die Arbeiterschaft zu richten und bei jedem einzelnen Schritt 
gerade so weit zu gehen, daß er sich dabei die direkte oder indirekte 
Hilfe der sozialdemokratischen Parteiführung noch sichern konnte. 
So gelang es der Bourgeoisie nicht nur, systematisch das ganze poli­
tische und soziale Gefüge der österreichischen Republik für den 
faschistischen Generalangriff reif zu machen, sondern gleichzeitig 
auch, durch die ständige Kapitulation der sozialdemokratischen 
Parteiführung die Arbeiterschaft zu zermürben und zn entwaffnen. 

Dieser Kur s der F ase his i er u n g und der Vorbereitung 
auf die Errichtung einer offen faschistischen Diktatur war die Politik 
aller entscheidenden Krä fte der österreichischen Bourgeoisie. Hin­
ter dieser Politik standen das österreichische Finanzkapital, der 
"Schwarzenbergplatz" (Sitz des Industriellenverbandes) und die 
Großagrarier; die Träger dieser Politik waren die bürgerlichen 
~~~~~l~~<.. ~j~, (~hEist1~<:!1s~.zial~_R~r~e~, __ ?ie Großdeutschen ~un~ der 
Parteien, die Christlichsoziale Partei, die Großdeutschen und der 
Landbund; der Stoßtrupp dieser Politik waren die verschiedenen 
faschistischen Verbände und Formation,en. 

Die Orientierung auf den deutschen Imperialismus 

Mit wenigen unbedeutenden Ausnahmen war sich die öster­
reichische Bourgeoisie über die Hauptrichtung dieser Politik einig. 
Differenzen gab es nur in den Fragen der Methode, des Tempos, 
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der anzuwendenden Mittel und vor allem in der jeweiligen Orien­
tierung auf verschiedene imperialistische Großmächte. Es War ein 
charakteristisches Merkmal der Politik der österreichischen Bour­
geoisie während der ganzen Geschichte der Ersten Republik, daß 
sie Österreich, je nach der politischen Situation und entsprechend 
ihren Profitinteressen, einmal mehr an die eine und dann wieder 
mehr an die andere imperialistische Mächtegruppierung anschloß. 
Entscheidend blieb aber immer die Bindung an den d eu t s c h e n 
I m per i a I i s mus, die ihre feste Grundlage darin ha tte, daß die 
wichtigsten Zentren der österreichischen Schwerindustrie direkt den 
deutschen Konzernen unterstellt waren. 

Sowohl die im Parlament vertretenen politischen Parteien wie 
auch die verschiedenen faschistischen Gruppierungen verfolgten seit 
Bestehen der Ersten Republik eine antiösterreichische Politik der 
imperialistischen Bindungen, der Auslieferung Österreichs an die 
imperialistischen Großmächte. Systematisch wurde das Entstehen 
eines gesunden österreichischen Nationalbewußtseins verhindert, die 
These von der "L e ben s u n f ä h i g k ei t " des Landes wurde 
zur allgemein verkündeten Staatsauffassung und das Bekenntnis 
zum Ans chi n ß an Deutschland, das heißt, zur Auslieferung 
Österreichs an den deutschen Imperialismus, wurde zum "natio­
nalen" Grundsatz jeder schulmäßigen und staatsbürgerlichen Erzie­
hung in Österreich. Ganz abgesehen von der "Großdeutschen Volks­
partei" , die später voll und ganz in der NSDAP aufging, und vom 
Landbund, standen sowohl die führende Partei der Bourgeoisie, die 
Christlichsoziale Partei, wie auch die Sozialdemokratie auf dem 
Boden des Großdeutschturns. Seipel erklärte im Juli 1925 auf einer 
Anschlußkundgebung die 0 s t m a r k fun k t ion Ö s t e r r eie h s 
folgendermaßen: 

"Aber auch realpolitisch bringt Österreich etwas mit; wenn Österreich an 
Dentschland kommt, hat Deutschland die Bahn frei nach Osten." 

Die bürgerlichen Parteien und die österreichische Sozialdemo­
kratie leisteten der als Anschluß getarnten Expansionspolitik des 

kratie -leiste-ten d~~ als Äns'chluß -getar;ten Expansionspolitik des 
deutschen Imperialismus in jeder Weise Vorsdmb. 

Der Aufschwung dei' Heimwehrbewegung 

Aus der Vielfalt faschistischer Organisationen, die in der ersten 
Hälfte der Zwanzigerjahre in Österreich entstanden waren, rückte 
der 15. Juli die von Seipel besonders geförderte He i m weh r in 
den Vordergrund. Es gab wohl in dieser Zeit auch sdlOn eine öster-
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reichische Organisation der NSDAP, sie war aber noch sehr klein 
und in verschiedene Richtungen zersplittert. Erst nach dem großen 
Aufschwuno- der Hitlerbewegung in Deutschland zu Beginn der 
Dreißigerjahre erlangte die NSDAP in Österreich größere Bedeu­
tung. 

Die Heimwehr war ursprünglich keine zentral zusammengefaßte 
Organisation, sondern bestand aus einzelnen Landesverbänden, 
deren bedeutendste die Tiroler und die steirischen Organisationen 
waren. In diesen beiden Bundesländern hatten die Heimwehren 
auch während des 15. Juli eine gewisse Rolle gespielt; sie wurden 
von den Landesregierungen und von der Exekutive als eine Art 
Hilfspolizei eingesetzt und vor allem als Terrortrnppe gegen den 
Eisenbahnerstreik verwendet. 

Der 15. Juli brachte der Heimwehr einen großen Aufschwung. 
Die christlichsoziale Parteiführung und ihr Obmann, Bundeskanzler 
Seipel, bekannten sich offen zur Heimwehr, staatliche Stellen be­
o-ünstio-ten sie, rüsteten sie mit Waffen aus, schützten und unter-o 0 

stützten ihre Provokationen gegen die Arbeiterschaft durch die Exe­
kutive. Der In d u s tri e 11 e n ver ban d erhöhte seine regel­
mäßio-en finanziellen Unterstützungen für die Heimwehr und för­
derte
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mit allen Mitteln des Terrors und des wirtschaftlichen Drucks 
die Gründung von Heimwehrgruppen in den Betrieben. 

Prominente Heimwehrführer 

Im ständigen Kampf um die Bundesführung der Heimwehr 
standen sich der Tiroler Advokat S t eid I e und sein Berufskollege 
P f r i m e raus Judenburg gegenüber. Etwas später schaltete sich 
in diesen Kampf auch der oberösterreichische Landesführer der 
Heimwehr, "Fürst« S t a rh e mb erg, ein. Der entscheidende 
Mann war aber der aus Deutschland stammende Major Waldemar 
Pa b s t . Pabst hatte 1919 aktiv an der Ermordung der. ~~i~~n gr,o­

i> a b- s t . Pabst h~tte 19i9 aktiv an- der E~mordung d~r beiden gro­
ßen deutschen Arbeiterführer Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht 
teilo-enommen 'war daraufhin vom SPD-Innenminister Nos k e 
zu ~einem St;bschef ernannt worden, mußte aber nach seiner akti­
ven Teilnahme am reaktionären Kapp-Putsch gegen die deutsche 
Republik fliehen. Er ließ sich in Innsbruck nieder und wurde Stabs­
chef der Heimwehr. Pabst wurde auch der eigentliche Verbindungs­
mann der Heimwehr zu Seipel. 

Von den Landesführern der Heimwehr spielten noch eine ge­
WIsse Rolle der führende christlichsoziale Politiker und Landes-
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hauptmann der Steiermark, R i n tel e 11, und der Landesführer 
der niederösterreichischen Heimwehren, lug. Julins Raa b , von 
dem das Jahrbuch der österreichischen Sozialdemokratie vom Jahre 
1930 schrieb daß Raab "zu den lautesten Schreiern unter den Heim­
wehrführeru' gehörte und sich immer als der Überradikalste ge­
bärdete" . 

Unter der Losung: "Es gibt in Österreich keine Ruhe, bevor 
nicht der Marxismus am Boden liegt" (Pfrimer), setzte die Heim­
wehr mit einer fast ununterbrochenen Kette schwerster Provoka­
tionen gegen die Arbeiterschaft ein. Überfälle auf Arbeiterheime, 
provozierende Demonstrationen in Industriegemeindeu, Sprengun­
gen von Arbeiterversammlungen usw. waren Sonntag für Sonntag 
auf der Tagesordnung. 

Der Betriebsfaschismus 

Reo-ieruno- und Industriellenverband hatten der Heimwehr aber o 0 

nicht nur die Funktion einer Terrortruppe gegen die Arbeiterschaft 
auf der Straße zuo-edacht, sondern sie machten zur selben Zeit alle 
Anstreno-uno-en, u~ die Heimwehr in den Be tri e ben gegen die o - 0 

o-eschlossene Kraft der gewerkschaftlich organisierten Arbeiter ein-
~usetzen. Der Schwerpunkt des Betriebsfaschismus lag vor allem 
in den Betrieben der Alp in e Mon t an, dieses größten Indu­
strieunternehmens Österreichs, das zum Konzern des Deutschen 
Stahlvereins gehörte. Im Bereich der Alpine gründete die Heim­
wehr auch ihre eigene gelbe Gewerkschaft, die sie "Unabhängige 
Gewerkschaft" (UG) nannte. 

In den Alpine-Betrieben wurden seit Juli 1927 _ freigewerk­
schaftlich organisierte Arbeiter nicht mehr eingestellt; Jugendliche, 
die neu aufgenommen wurden, mußten vorher der Heimwehr bei­
treten. Gegen die schon im Betrieb beschäftigten freigewerkschaft-

E~v?~g~~~i~.r~.~ ~!.~t;!t~.E. ~~x:~~_~i!?_~E.~I.:~.1,r_~~~ ~~~l~g. 3_~~~~~~!' 
lieh oro-anisierten Arbeiter wurde ein unerhörter Zwang ausgeübt, 
der Heimwehr und ihrer Gewerkschaft heizutreten, es wurde nicht 
nur mit dem Verlust des Arbeitsplatzes, sondern auch mit der De­
logierung aus der Werkswohnung gedroht. Die Organisationen 
der Freien Gewerkschaften wurden aus allen Lokakn, die der 
Alpine Montan gehörten, vertrieben; diese Lokale wurden als Aus­
bildungs- und Schießstätten der Heimwehr eingerichtet. Die Heim­
wehrgruppen der Alpine standen unter dem unmittelbaren Kom­
mando der führenden Beamten und der Ingenieure der Betriebe. 
Von der Direktion wurden systematisch Verletzungen des Betriebs-
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rätegesetzes und andere Angriffe auf die Rechte der Arbeiterschaft 
durchgeführt. Gleichzeitig wurden jenen Arbeitern, die der Heim­
wehr beitraten, individuelle Lohnerhöhungen und Sonderprämien 
gegeben. Eine Atmosphäre des hemmungslosen Terrors verbreitete 
sich so in den Betrieben der Alpine Montan und griff auch auf die 
anderen Betriebe des obersteirischen Industriegebiets über. 

Von seiten der sozialdemokra tismen Parteiführung und der 
Freien Gewerkschaft wurde gegen diese Methoden betriebsfaschisti­
schen Terrors faktisch nichts unternommen; im Gegenteil: als im 
April 1928 im Alpine-Bergbau See g r a ben wegen der Terror­
maßnahmen eine allgemeine Streikbereitschaft vorhanden war, 
wurde der Kampf von der Gewerkschaftsführnng abgewiirgt. Nur 
die Kommunisten riefen die Arbeiter auf, mit allen gewerkschaft­
lichen Mitteln den Kampf gegen die faschistische Durchdringung 
der Betriebe aufzunehmen. 

Der Hüttenherger Pakt 

Am 10. Mai 1928 brach in H ü t t e n b erg, einem Kärntner Be­
trieb der Alpine Montan, ein großer Streikkampf gegen den heim­
wehrfaschistischen Betriebsterror aus. Es ging um folgende Forderun­
gen der Arbeiter: 1. für sofortige Einstellung der unter Anwendung 
wirtschaftlichen Drucks durch Beamte und sonstige Vorgesetzte ge­
führten Agitation fiir die Heimwehr; 2. für eine sofortige Lohn­
erhöhung; 3. für die Anstellung von Arbeitern und Angestellten 
nur im Wege des öffentlichen Arbeitsnachweises. Diese letzte For­
derung war deshalb notwendig geworden, weil die Alpine Montan, 
unter Umgehung des öffentlichen Arbeitsnachweises, ausschließlich 
Heimwehrler anstellte. 

Während die Kommunisten die Ausdehnung des Streiks auf 
alle Betriebe der Alpine Montan verlangten und auf die all­
gemeine Bedeutung dieses Kampfes, der sich gegen das Zentrum 

gem;ine Bedeutung dieses Kam~f~s, ~l~-~-~i~h-ge-~~~ d;~ i;~tr~~ 
des Betriebsfaschismus richtete, hinwiesen, versuchte die reformi­
stische Gewerkschaftsführung gerade aus diesem Grund den Kampf 
durch Verhandlungen so schnell als möglich zu einem Ende zu 
bringen. 

Tatsächlich wurde der Streik nach vierzehntägigem Kampf 
durch eine sdlmähliche Kapitulation der Gewerkschaftsführer, die 
unter dem Namen" H ü t te nb erg e r Pak t" bekannt gewor­
den ist, abgewürgt. Keine der Forderungen der streikenden Arbei­
ter wurde erfüllt; im Gegenteil, im Hiittenberger Pakt, der zwi-
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sehen Metallarbeiterverband und Bergarbeitergewerkschaft auf der 
einen Seite und der Generaldirektion der Alpine Montan auf der 
anderen Seite abgeschlossen wurde, anerkannte die Gewerkschafts­
führung die völlige Gleichberechtigung der "Unabhängigen Gewerk­
schaft", dieser gelben Streikbrecherorganisation der Heimwehr, 
und leg a I i sie r t e dadurch sämtliche Terrormaßnahmen der 
Heimwehrdirektion der Alpine Montan. 

Die gesamte bürgerliche Presse feierte diesen Tag mit Recht als 
einen der größten Siege, den die Unternehmer bis dahin im Kampf 
gegen die gewerkschaftlich organisierten Arbeiter erzielt hatten. 
Während die Kapitulation der sozialdemokratischen Gewerkschafts­
führung das weitere Vorclringen der Heimwehr in den Industrie­
betrieben der Alpine Montan erleichterte, trug das entschlossene 
Eintreten der Kommunisten für die konsequente Durchführung 
und für die_ Ausbreitung dieses Streiks viel dazu bei, den Einfluß 
der Kommunistischen Partei in den Alpine-Betrieben zu verstär­
ken. In dieser Zeit faßte die Kommunistische Partei Österreichs im 
ganzen obersteirischen Industriegebiet festen Fuß. 

II. Heimwehrprovokationen und sozialdemokratische 
Kapitulationspolitik 

Dei· "Marsch auf Wien" 

Nam dem Muster von Mussolinis "Marsch auf Rom" wurde von 
der Heimwehr immer offener der "Marsch auf Wien" verkündet. 
Nach den provokatorischen Heimwehrdemonstrationen in den 
s t ei r i s ehe n Industriegebieten begann die Heimwehr nun ihre 
Ap+märsrl-.f': lU!f'h Ni pt'jl pr Ö ~ -t p r r p ; "h 7" .'I<>~l<>~<>." T~ ""~i_;l., 
~~ eTr 1. o·\.! 'n e n ltiuns negeoleten begann (Ile nelmwenr nun IHre 
Aufmärsche nach Nie der ö s t e r r e ich zu verlegen. Im Früh­
jahr 1928 begann die "Eroberung Niederösterreichs" mit Heim­
wehrdemonstrationen in Gloggnitz und Aspang. 

Alle diese Heimwehraufmärsche wurden nach demselben Muster 
durdlgeführt : Von weit und breit wurden die Faschisten an den 
Ort der Demonstration gebracht, ein Würdenträger der katholi­
schen Kirche las eine Feldmesse oder weihte einen Wimpel, dann 
sprachen einige Heimwehrführer, die den bevorstehenden Marsch 
auf Wien ankündigten und drohten, dort mit Parlamentarismus 
und Marxismus aufzuräum~n. Auf den Tribünen waren neben den 
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Heimwehrfülll'ern gewöhnlich auch Mandatare der hürgerlidlen Par­
teien, der Bezirkshanptmann, der Gendarmeriekommandant und 
sonstige Spitzen der staatlichen und lokale~ Behörden. vertreten. 

AnfanO" Juli 1928 erklärte die in Graz erschemende "Helmatschutz­
zeitunO"" °daß die Heimwehr am 7. Oktober in Wie n erN e u­
s t a d ~ ~ufmarschieren werde, um zu zeigen, "Jaß der Heimatschutz 
vor den Toren Wiens angelangt ist". Während des ganzen Sommers 
wurde der 7. Oktober von der Heimwehr als die "große Kraft­
probe mit dem Marxismus" angekündigt. 

In der Arbeiterschaft entstand eine ungeheure Empörung und 
vor allem in Wien und Wien er Neustadt wurde stürmisch gefor­
dert daß man eine solche Provokation unter keinen Umständen 
zula~sen dürfe. Eine Konferenz der sozialdemokratischen Ver­
trauensmänner von Wiener Neustadt beschloß, für den 7. Oktober 
eine O"roße Arbeiterdemonstration nach Wiener Neustadt einzube-° . rufen. Die Arbeiter verlangten diese Kundgebung als einen orgam-
sierten GeO"enschla ... O"eO"en die Heimwehrfaschisten. Die sozialdemo­
kratische Parteiführ~n~ stimmte zu. Sie gedachte die Ankündigung 
der Gegendemonstration zn benütze~, um die Regiert~ng zum ~ er­
bot bei der KundO"ebnnO"en zu zwmgen. Dazu war Jedoch Selpel 
nicht bereit weil er

o 
den Heimwehraufmarsch in der Arbeiterstadt 

Wiener Ne~stadt als eine beabsichtigte Provokation und Demüti­
O"ung der Arbeiter unbedingt erzwingen wollte. 
o Das Zentralkomitee der Kommunistischen Partei Österreichs 
warnte die östelTeichischen Arbeiter in einem Aufruf vor einer 
neuerlichen Kapitulationspolitik der sozialdemokratischen Partei­
führunO" und rief zu einer breiten Massenmobilisierung gegen 

° den Heimwehraufmarsch auf: "Verhindert jeden Faschistenzustrom 
nach Wiener Neustadt durch Eisenbahner-Streiks und durch andere 
Mittel des Boykotts!" Gleichzeitig rief die Kommunistische Partei 
die Arbeiter auf, in den Betrieben, auf den Arbeitsvermittlungen 
und in den Wohngebieten Delegierte für eine breite überparteiliche 
TC nrfereu.z 7.\1 w:';l-.l"TI. apf, ..Je'· Maßnahmen O"eO"en den O"eplanten ifot )n aeI1 \V OJ1I{IS~"J.Yre"Lt:"I ~eßH:a LC J.ll.L v.l.l.l'G D .. C .. ""... uuv .... .n ................... '-' .... .... 
Konferenz zu wählen, auf der Maßnahmen gegen den geplanten 
Faschistenaufmarsch beraten werden sollten. 

Mitte September wurde der alljährliche sozialdemokratische 
Parteita'" durchO"eführt. Einer der entscheidenden Beschlüsse dieses 
Parteita~s war die erste umfassende Kapitulation der Sozialdemo­
kratie in der Frage des Mi e t e r s eh 11 t Z es. Dieser Beschluß 

Kapitulation 
vor 

war deshalb besonders bemerkenswert, weil in den Reden der Heim­
wehrführer und Regierungspolitiker der Wiener-N eustädter Faschi­
stenaufmarsch vor allem auch deshalb für notwendig erklärt wurde, 
um durch ein kraftvolles Auftreten die SP zum Nachgeben in der 
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Mietellfrage zn zwingen. Der Parteivorstand lieB in dieser Frage also 
durch den Parteitag seine freiwillige Kapitulation ankündigen, um 
dadurch leichter das Verhot der beiden Wiener-N eustädter Kund­
gebungen zu erreichen. 

In diesem Sinn nahm die SP-Führung sofort nach Abschluß 
ihres Parteitags auch Verhandlungen mit der Regierung auf; 
der christlichsoziale Landeshanptmann von Niederösterreich, 
Bur e s eh, vermittelte ein Zusammentreffen von Vertretern der 
Sozialdemokratie und der Heimwehr, aber die Heimwehr brach im 
Auftrag Seipels die Verhandlungen ab. 

Die Kommunisten rufen zum Widerstand 

In dieser Situation der immer deutlicher werdenden Kapitnla­
tionsbereitschaft der sozialdemokratischen Parteiführung rief das 
Zentralkomitee der Kommunistischen Partei Österreichs alle Arbei­
ter zu einer großen an t i f a s chi s t i s c h e n Kam p f ku n d - . 
ge b u n g für den 7. Oktober nach Wiener Neustadt. Nachdem die 
~egierung schon im Aprii 1928 den "Roten Frontkämpferbund 
Österreichs", die unter kommunistischer Führung stehende anti­
faschistische Wehrorganisation, verboten und aufgelöst hatte, fand 
am 23. September in Wiener Neustadt der Gründungskongreß 
einer Nachfolgeorganisation, der "Ö s t e r r e ich i s c h e n Ar­
bei t e r weh r ", statt. Gegen diesen Kongreß, an dem auch viele 
oppositionelle Schutzbündler teilnahmen, richtete die Exekutive eine 
umfassende bewaffnete Aktion. Die Straßen Wiener Neustadts wur­
den abgesperrt, der Konferenzsaal von der Polizei besetzt, die De­
legierten bedroht und in ihrer Rede- und Versammlungsfreiheit 
beschränkt. Der Sprecher des Zentralkomitees der KPÖ auf dem 
Kongreß, Genosse K 0 pie ni g, stellte die Bedeutung der faschi­
stischen Heimwehrprovokation und die Notwendigkeit der einheit­
lichen Abwehr in den Mittelnunkt seiner AllsfiihrunO"en. 
OUOU.l'CLI. .I..LC;;J.J.UVVtJUJ.plUVVl\.a1.10u. Ul U U c:: .1,u ... -wcnuJ.t;~C"lt. UCI t:aU.11C1L-

lichen Abwehr in den Mittelpunkt seiner Ausführungen. 
Am 27. September erfolgte das Verbot der kommunistischen 

Demonstration, die für den 7. Oktober in Wiener Neustadt ange­
meldet war. In einem Aufruf erklärte daraufhin das Zentralkomitee 
der KPÖ, daß die Demonstration trotz Verbot durchgeführt werde 
und forderte die Arbeiter zur Teilnahme auf. 

Am 30. September fand eine von der KPÖ einberufene anti­
faschistische DeI e gi e r t e n k 0 n f e ren z statt, an der 224 De­
legierte, ungefähr die Hälfte davon sozialdemokratische und par­
teilose Arbeiter, teilnahmen. Es wurde ein überparteiliches Abwehr-
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komitee mit einem sozialdemokratischen Betriebsratsobmann als 
V orsi tzendem gewählt; auch Genosse Koplenig und andere Mitglie­
der des Zentralkomitees der KPÖ wurden in dieses Komitee ge­
wählt. Die Resolution der Konferenz forderte die Verhinderung 
aller fasdIistisdlen Versammlungen und Demonstrationen, die Ver­
hinderung jeder Beförderung von Heimwehrfaschisten nach Wiener 
Neustadt, sie verlangte darüber hinaus, daß auch nam dem 7. Okto­
ber der Kampf bis zur Entwaffnung und Auflösung aller faschisti­
schen Formationen weitergeführt wird. Die Resolution schloß mit 
einem Aufruf an die Arbeiter, den Aufmarsch der Heimwehr am 
7. Oktober mit allen Mitteln zu verhindern. 

Die steigende Aktivität der Kommunisten rief in der bürger­
timen Presse aufgeregte Kommentare hervor. So smrieb zum Bei­
spiel "Die Stunde": 

"Die größte Gefahr sind die Kommunisten. Es wird Anfgabe der Sidler· 
heitsbehörden sein, die Kommunisten hesonders streng zn überwachen." 

Der 7. Oktober 1928 

Von sozialdemokratischer Seite wurden alle Anstrengungen ge­
macht, um doch noch ein Verbot der Wiener-Neustädter Kund­
gebungen zu erreichen. Zuerst richtete Hel m e r im Auftrag der 
Parteiführung einen Brief an Bur e s eh, in dem es hieß: 

" Die SozialdemokratisdIe Partei erklärt sid, hereit, den Arbeitertag am 
7. Oktober in Wiener Neustadt abzusagen, falls auch der Heimwehraufmarsch 
nidlt stattfindet." 

Die bürgerliche Presse kommentierte diesen Brief Helmers als 
sichtbaren Beweis der sozialdemokratischen Kapitulationsbereit­
schaft. Seipel lehnte jedes Aufmarschverbot mit der Begründung 
ab, daß das Recht, aufzumarschieren, der Verfassung entspreche 
und jedes Verbot verfassungswidrig wäre. Diese Stellungnahme er­
fQJO'tf, unr WP.lli· O'p' 'T'a!!p. nar], (lp.m Ve~l-,ot dp.s L-ommnnistischen Auf­hna ·Je eö ve 0': ~enatStSullgtS'\-v rlg WdLt;. 1.Jl~~C-""'''CJ.1I.t1.15U'UJ..lU~ ..... .t.-

folgte nur wenige Tage nach dem Verbot des kommunistischen Auf­
marsmes. 

Am 1. Oktober trieb die Regierung ihre Provokation noch um 
einen Schritt weiter und ließ den SP·Aufmarsm durm die Wiener­
Neustädter Polizei verbieten. Die sozialdemokratisme Parteifüh· 
rung schid(te nun am 3. Oktober Ren n e r vor, der im Parlament 
eine beschämende Kapitulationsrede . hielt, in der er die "innere 
Abrüstung" verlangte und die Bereitsmaft der Sozialdemokratie 
zur Auflösung des Schutzbunds verkündete. Seipel antwortete höh­
nism, daß die innere Abrüstung nicht immer zeitgemäß sei, daß er 
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aber bereit sei, darüber na eh dem 7. Oktober 1928 zu diskutieren. 
Der amerika nische Geschimtsschreiber der SPÖ, G u I i c k , 

schreibt darüber in seinem Buch: "Österreich von Habsburg zu 
Hitler" : 

"Es war ein Nervenkrieg und zum Unglück für die Sozialisten waren 
Seipels Nerven die stärkeren... Die ganze Haltnn~ der Sozialisten war 
typism. Sie zeigte, daß die Sozialisten angesichts eine~ Entsmeidungskampfes 
vor der letzten Konsequenz zurücksmreckten. Ahnlime Situationen wiederholten 
sim, wie gezeigt werden wird, in den kommenden Jahren und zwar besonders 
deutlim 1933, als die Sozialisten versumten, die letzten l\iittel so lan~e zu ver. 
meiden, bis es zu spät war." b 

Nach der Parlamentsdebatte wurden die VerhandlunO'en zwi­
schen sozialdemokratischer Parteiführung und Regierung fürt>eine ein­
verständlime Lösung des 7.-0ktober·Problems intensiv weitergeführt. 
Nachdem die sozialdemokratische Parteiführung alle entscheiden­
den Heimwehrforderungen über den Schutz des faschistischen Auf­
marsches, über eine bewaffnete Demarkationslinie in der Stadt usw. 
akzeptiert hatte, kam es zu einer EinigunO' über die DurchführunO' 
cl.er Heimwehr- und. der sozialdemokrati~chen Kundgebung nach 
eIDern festgelegten Zelt- und Aufmarsdlplan. Die sozialdemokratisme 
P~rteiführung richtete nun an ihre Mitglieder den Appell, "b e. 
d I n ~ u n g s los die behördlichen Direktiven zu befolgen" . 

DIe letzte Woche vor dem 7. Oktober brachte eine weitere Ver­
schärfung des Terrors gegen die Kommunisten. Von den sechs 
Nummern des Zentralorgans der KPÖ, "Rote Fahne", die in dieser 
W ome erschienen, wurden fünf b es chI a g nah m t. Alle von 
der Partei herausgegebenen Flugblätter wurden konfisziert, im 
zentralen Parteisekretariat wurde eine Hausdurmsuchung vorge­
n~mmen und am 5. Oktober wurde das gesamte Abwehrkomitee 
mIt Genosse~. Koplenig und anderen Mitgliedern' des Zentralkomi­
tees der KPü ver h a f t e t. Die Kommunistische Partei ließ sim 
durch diesen Terrorfeldzug nimt einsdIüchtern, sondern rief jetzt 
erst recht zur Arbeiterdemonstration in Wiener Neustadt auf. 

Am 7. Oktober dich Wienp.r Np.pst"rl~ p.l"TIp.m J:l'eerl~"e)' Z.,hn_ 
...." ........... .................... ~UL .L1.1..JJ'-'LLtJ.UC.luvu;:,tldl:lu'1 1.rr-W'leu:!r l'4~ÜSlatfLaUT. 

Am 7. Oktober glich Wiener Neustadt einem Heerlager. Zehn­
tausend schwerbewaffnete Soldaten und Gendarmen hatten Position 
bezogen, um die Heimwehr vor den Arbeitern zu schützen. Abtei­
lungen des Schutzbunds wurden zur VerstärkunO' des SperrieO'els 
der Exekutive abkommandiert. Kommunistische Arbeiter, die ~er­
su.chten, zu den Smutzbündlern zu sprechen und Flugzettel zu ver­
teIlen, wurden von SP-Funktionären an"'ehalten und der Polizei 
übergeben. So konnte die Heimwehr unge~tört, wenn aum in leeren 
Straßen und vom Haß der Wiener-Neustädter BevölkerunO' um. 
geben, demonstrieren. t> 
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Als <Im Nat:hmittag die SchutzLündle r auflllarswierlcu, wurden 
sie von der Bevölkerung jubelnd begrüßt. Die SP-Führung feierte 
den 7. Oktober als einen Sieg. In Wirklichkeit war aber die Tat­
sache, daß die Heimwehrfaschisten ungestraft in der " roten Hoch­
burg" Wiener Neustadt demonstrieren konnten, und daß der Wille 
der Arbeiter, eine solche Provokation nicht zuzulassen, abgewürgt 
wurde, eine entscheidende Niederlage für die Arbeiterschaft. Die 
Heimwehr war in ihrer Politik des Marsches auf Wien ein wichtiges 
Stück weitergekommen. 

Weitere Heimwehrprovokationen 

Wie es mit dem von der sozialdemokratischen Parteiführung 
verkündeten "Sieg" über die Heimwehr aussah, zeigte sich schon 
eine Wo'che später, als die Heimwehr ihren ersten Aufmarsch in 
Li n z veranstaltete. Die Sozialdemokratie teilte mit, daß sie keine 
Gegendemonstration durchführen werde, weil "sie sich von ihrem 
Gegner nicht die Art und den Zeitpunkt ihrer Aktionen vorschrei­
ben lasse". In der bürgerlichen Presse wurde diese Stellungnahme 
als ein "erfreulicher Gesinnungsumschwung" begrüßt. 

In den letzten Monaten des Jahres 1928 wurde die Kapitula­
tionspolitik der sozialdemokratischen Parteiführung noch deut­
licher. Sie zeigte sich vor allem auch darin, daß bei der B und e s -
prä s i den t e n w a h I im Dezember 1928 die Sozialdemokraten 
in der Bundesversammlung leere Stimmzettel abgaben und dadurch 
die Wahl des Christlichsozialen Mi k las zum Bundespräsidenten 
ermöglichten. Auch bei der Budgetberatung gab die Sozialdemokra­
tie nach einer kurzen Obstruktion einem Budgetprovisorium der 
Regierung Seipel ihre Zustimmung. '. " 

Die Heimwehrfaschisten setzten inzwischen ihre Uberfalle auf 
Arbeiterheime und Arbeiterfunktionäre fort. Am 3. Februar 1929 
;,iherhp]eR hpw"l+npfe 'll P.\'mwp.thrformlationen eine sozialdemokrati-11..rUell.er elme 'utJ:u ftrlJ"el ,-eIll I\.~IO IDe .lVolL. ~u..l. ..., ...... '-'.LIA. ............... .,- .. 

überfielen bewaffnete Heimwehrformationen eine sozialdemokrati­
sche Versammlung, die im Arbeiterheim in G log g n i t z statt­
fand. Der Referent und mehrere Arbeiter wurden erheblich ver­
letzt und das Arbeiterheim fast völlig zerstört. Die Erregung in der 
GloO'O'nitzer Arbeiterschaft war so groß, daß am nächsten Tag eine 
allO'~~eine Vertrauensmännerkonferenz der Sozialdemokratischen 
Pa:tei mit Renner als Referenten nach Gloggnitz einberufen wurde, 
in der sich dieser, nach einigen drohenden Worten gegenüber der 
Heimwehr, vor allem bemühte, die Arbeiter zur "Disziplin und Be­
sonnenheit" aufzurufen. 
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Zum Protest gegen deu Hcimwehriiberfall brach im K 0 h ll ~ )J -

her g wer k H art bei Gloggnitz ein Streik aus. Die Arbeiter 
verla,ngten die sofortige Entlassung aller Heimwehrfaschisten, die 
am Überfall teilgenommen hatten. Die sozialdemokratische Partei­
und Gewerkschaftsfiihrung trat gegen diesen Streik auf und ver­
langte seinen Abbruch. In drei Streikabstimmnngen sprachen sich 
die Arbeiter jedoch für die Fortsetzung des Streiks aus. Erst als 
die Gewerkschaftsfiihrung unter Androhung, daß sie bei Fortset­
zung des Streiks keine Unterstützung mehr zahlen werde, eine 
vierte Abstimmung erzwang, gelang es ihr, den Streik abzuwürgen. 

Die Kommunistische Partei entfaltete im ZusammenhanO' mit 
dem Gloggnitzer Heimwehriiberfall und dem Harter Streik~ den 
die Kommunisten aktiv lInterstiitzten, eine umfanO'reiche Kam­
pagne, um die sozialdemokratischen Arbeiter zu einhei~lichen Aktio­
nen für die Verhinderung aller faschistischen Versammlungen und 
Kundgebungen zu gewinnen. Die Losungen der Partei waren vor 
allem: "Massenaktionen der Arbeiter im ganzen Industrief'l'ebiet mit 
Arbeitsniederlegungen und Proteststreiks in allen Betri~ben!" -
"Sofortige Bildung von einheitlichen antifaschistischen Aktions­
komitees zum Kampf gegen die faschistischen Provokationen!" 

Nur wenige Tage nach dem Gloggnitzer Überfall erfolgte durdl 
den Innenminister die Auflösung des Arbeiter-JaO'd- und -Schützen­
vereins. Im Zusammenhang damit wurde in der Wiener Parteizen­
trale der Sozialdemokratie, auf {ler Rechten Wienzeile, eine Hau s -
dur c h s u c h u n g vorgenommen, bei der 300 Gewehre, viele Be­
standteile von Masdünengewehren lind 50000 Stüt:k Munition be­
schlagnahmt wurden. 

Die Wiener Arbeiter waren über die HausdurchsuchunO' in der 
s?zialdemo~ratischen Parteizentrale äußerst empört und ve~langten 
eme wuchtIge Aktion gegen die einseitige Entwaffnung der Arbei­
terschaft. Doch die sozialdemokratische ParteifühnlllO' stellte sich 

, d t> WIe er gegen jede Aktion und beschränkte sich darauf, festzustel-
len, daß durch "solche Zwischenfälle die im Parlament entstandene 
. ._~~ ..... - 0 ..... ;::, ......... J ............................ v"' ... ..... ~ ..... ~vv ..... .I. ......... .I. ... .I.'l.,,'-' "' '' '''.1.1. ...... &.-..1. ........... , .. '-'''' ",("I""' .;} " ....... -
len, daß durch "solche Zwischenfälle die im Parlament entstandene 
friedliche Atmosphäre nicht gefördert wird". 
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111. Der politische und gewerkschaftliche Kampf 
der Kommunisten 

Der 10. Parteitag der KPÖ 

In der Zeit vom 16. bis 18. Februar 1929 fand in Wien der 
10. Parteitag der KPÖ statt. Dieser Parteitag hatte für die ~usrich. 
tung der Politik der Partei gegen die wachsende C?ffensive des 
Faschismus große Bedeutung. Das Hauptreferat hIelt Ge~osse 
K 0 pIe ni g als Berichterstatter des Zentralko~itees. Im ~Ittel. 
punkt seines Referats stand die NotwendigkeIt. des vers~arl~ten 
Kampfes O"eO"en den Faschismus. Genosse Koplemg setzte SIch auf 
diesem Pa;t:itag auch mit falschen, sozialdemokratisch~n AuffassUl~' 
""en über das Wes end e s Fa s chi s muS ausemander, mit 
AuffassunO"en, die den Faschismus als etwas VOll der Bourgeoisie 
Verschied:nes, als eine neben der Bourgeoisie und oft auch gegen 
sie handelnde Bewegung erklären wollten. Demgegenüber sagte 
Genosse Koplenig: 

,.Dort, wo die kapitalistische Stahilisierung besond ers . schwankend. is~, wo 
,Ier Kapitalismus hesonders bedroht ist, überall dort greIft der Kapltahsmus 
in seinem Kampf gegen die Arheiterklasse zur Anwendun.g de~ Methode der 
faschistischen Gcwalt... Steidle geht Haud in Hand mIt Selpel und d em 
Un ternehmerverban,l. " 

Einen breiten Raum in den Beratungen des Parteitags nahm die 
Diskussion über die Rolle der sozialdemokratischen Parteiführung 
und über die EntwicklunO" innerhalb der Sozialdemokratischen Par­
tei ein. Genosse Kopleni~ wies auf die Tatsache hin, daß die Ent­
wicklunO" nach dem 15. Juli 1927 eine deutliche Re c h t s -
sc h w eOn k u n g der so z i a 1 (1 e m 0 k rat i s c h e n Par t ei­
f il h run 0" mit sich «ebracht hatte, wie sie vor allem in der Zu· 
stimm unO" ~um Hütte:berO"er Pakt, am 7. Oktober 1928, in der 
T<Jlnl' tnJ,,°j:innohen~ u' "c1'aft IJ'~ der Mieterschutzfrage, in der Abwür· 
~tlIIl nu"Ir

ö 
'!ttftYl 1.1 ~lt!J'lJ"t:16ta ~ an..t, au.l. 6. '-'.l"'V~(.;.&.& .............. '-', ......... "':.~-

Kapitulationsbereitschaft in der Mieterschutzfrage, m der Abwur· 
""unO" von Streikkämpfen usw. zum Ausdnlck kam. Gleichzeitig 
~acllte der Parteitag aber auch auf eine gewisse Radikalisierung 
unter den sozialdemokratisdien Arbeitern und auf das Anwachsen 
oppositioneller Stimmungen innerhalb der Sozialdemokratie auf-
merksam. . 

Nach ein er offenen Selbstkritik über die Schwächen der Kom­
munistischen Partei von denen besonders die ungenügende Ver­
bindunO" des Kam~fes gegen den Faschismus mit den wir t -
s c h a ; t I i c ben Fragen der Arbeiterschaft, die unbefriedigende 
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Arbeit der Partei in den B e tri e bell und die Schwächen iu der 
Gewerksdlaftsarbeit genannt wurden, gelangte der 10. Parteitag 
zu folgenden grundlegenden BesdIliissen: 

1. Die wichtigs te Aufgahe ist der ver S t ä r k te Kam p f ge gen 
den Fa s chi s mus. Der Schwerpunkt dieses Kampfes muß in der 
Mohilisierung der Arheiterschaft gegen die Passivi tät d er Sozial,lclllokratie 
liegen, in der Lo sreißung der sozialdemokratischen Arheiter von der .Kapitula­
tionspolitik ihrer Parteiführung lI11tl in ihrer Gewinnung für den einheitlichen 
antifasdlistischen Kampf. Der Parteitag ruft zur Schaffung antifaschistischer 
Einheitskomitees auf, die vor allem in den Betrieben geb ildet werden müssen. 

2. Zwischen der Politik der Faschisieru!1g und dem A 1\ W ach sen der 
Kr i e g s g e f a h r hestehen enge Zusammenhänge. Daher ist der verstärkte 
Kampf gegen die Kriegsg~fahr, die sich vor allem im A nwachsen der Kriegs­
vorhereitllngen gegen die Sowjetnuion ausdrückt, notwcndig. 

3. Der Parteitag fordert elltsdllosscnen Kampf für die Tagesfragen, für die 
wir t 5 C h a f t I ich eil und so z i ale n Interessen der Arbeitersdlaft lind 
verstärkte Arheit unter den Arbeitslosen. 

War zur Zeit des 10. Parteitags der Fraktionskampf in der 
Partei schon seit Jahren überwunden, so gab es in den Reihen der 
Partei doch noch immer re c h t s 0 P P 0 r tun ist i sc h e und 
I i q u i d a tor i s c h e Auffassungen. Genosse Koplenig charakte­
risierte diese rechtsopportunistischen Auffassungen als eine Wider­
spiegelung der Tatsache, daß die Partei einer starken Sozialdemo­
kratie gegenüberstand, deren Ideologie auch in den Reihen der 
Partei noch ihren Einfluß ausiibte_ Er zeigte an Hand der politi· 
sruen Plattform der Rechtsopportunisten, die in allen entscheiden­
den Fragen faktisch einen anstromarxistischen Standpunkt be­
zogen und einen hoffnungslosen Pessimismus verbreiteten, ihren tie­
fen Unglauben an die Kraft der Partei und der österreichischen 
Arbeiterklasse. Der Parteitag verurteilte einmütig die rerutsoppor­
tunistischen Auffassungen und entfernte die Rechtsopportnnisten 
aus der Leitung der Partei. Im Oktober 1929 wurden die Führer 
der Rechtsopportunisten ans der Partei ausgeschlossen. 

Der 10. Parteitag beschäftigte sich auch mit dem für den 24. Fe-

bruUdnf!V~P!lPl~1{Ug lj~Ü!h'XfB~~e'tW:ilrädbhnW\le'g ttlrhci~tr;hr.7~rJ~ 
bruar angekündigten Heimwehraufmarsch im Wiener Arbeiterbezirk 
Meidling und rief die Wien er Arbeiterschaft zu Gegenkundgebnngen 
und zur Vertreibung der Faschisten von elen Straßen Meidlings auf. 

Der erste Heimwehraufmarsch in Wien 

Der für den 24. Februar 1929 in Me i cl li n g geplante Fa­
schistenaufmarsch wurde von der Heimwehr als eine entscheidende 
Aktion im Zuge ihrer Politik des "Marsches auf Wien" angekündigt. 
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Das Wiener Kommando der Heimwehr teilte elmge Tage vorher 
mit, daß "an der Peripherie Wiens starke Eingreifgruppen auf­
geboten werden, die Gewehr bei Fuß stehen und beim geringsten 
Störungsversuch eingreifen werden". 

Während die Kommunistische Partei dazu aufforderte, am Tage 
der Heimwehraufmärsche zu zeigen, daß Meidling ein Arbeiterbezirk 
ist, organisierte die sozialdemokratische Parteiführung für denselben 
Tag einen Schutzbundaufmarsch auf der Ringstraße, bei dem die 
Wiener Arbeiter Spalier stehen sollten. In Meidling aber wurde von 
der sozialdemokratischen Bezirksleitung die Losung ausgegeben: 
" Kein Arbeiter hat am 24. Februar in den Straßen Meidlings etwas 
verloren; alles auf die Ringstraße!" Praktisch bedeutete das, Meid­
ling den Faschisten zu überlassen. 

Unter großem Aufgebot der Wiener Polizei, aber unter 
sehr schwacher Beteiligung der Bevölkerung fand der Meidlinger 
Heimwehranfmarsch statt. Die Tatsache jedoch, daß die Heimwehr­
faschisten zum erstenmal in einem Wiener Arbeiterbezirk marschie­
ren konnten, war für sie unzweifelhaft ein Erfolg. 

Auf Initiative der Kommunisten kam es in Meidling während 
des Heimwehraufmarsches zu starken G e gen k und g e b u n gen 
der Arbeiter. Die Polizei griff ein und ging gegen die antifaschisti· 
~chen Demonstranten mit großer Brutalität vor. Es gab zahlreiche 
Verletzte und 70 Verhaftungen. 

Am nächsten Tag kennzeichnete die SP-Führung den Meidlinger 
Heimwehraufmarsch als eine "klägliche Blamage" , fügte dem aber 
eine gehässige Polemik gegen die antifaschistischen Gegenkund­
gebungen hinzu: 

•. Ein paar hunde rt Kommunisten habcn auch dies en Ta!; benützt, um mit 
Geschrei nnd Radau ihre Belleutungslosigkcit zu beweiscn. " 

Genau einen Monat später überfielen Heimwehrfaschisten in 
G r a z - An d r i t z eine Gruppe von Arbeitern und verletzten zwei 
schwer. Die Arbeiter der Andritzer Maschinenfabrik legten darauf 

~\iSw~l.b~l" 1J.i~ßHLJl1ld"foAif.(rNl2"ldil~J.a~ml~fJHHl1°i· I~PI~g'tlrd~l'1fl\ri 
die Arbeit nieder und forderten die Entfernung der Heimwehr· 
fa schisten aus dem Betrieb. Die sozialdemokratische Führung würgte 
den Streik ah. 

Am seih en Tag kam es zu einem Heimwehraufmarsch in B a -
den. Dnter Führung der Badner Kommunisten veranstalteten die 
Arbeiter eine eindrucksvolle antifaschistisdIe Gegenkundgehung. 
Beim Rückmarsch der Heimwehr gab es schwere Zusammenstöße 
mit Arbeitern in Mödling. 

Anfang April kam es zu einem neuerlichen Heimwehrüberfall in 
K 11 i I t (' I f (~ 1 ,I und einige Tage darauf schoß (Iip- Heimwein- in 
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eine sozialdemokratische Versammlung in Kap fe nb erg, wobei 
es 19 Verletzte gab. 

Die Spannung wurde immer größer; III Österreich bestanden 
bürgerkriegsähnliche Zustände. 

Die wirtschaftliche Entwicldung in Österreich 

Nachdem die revolutionäre Situation der unmittelbaren Nadl­
kriegsjahre ihr Ende gefunden hatte und auch die nach Kriegsende 
entstandene Wirtschaftskrise überwunden war, trat der Kapitalismus 
in eine Periode der "t eil w ei sen 0 der z ei t w eil i gen S t a -
b i I i sie run g " (Stalin) ein. Auch in Österreich vollzog sich ein 
gewisser Aufschwung der Produktion und ein leichtes Absinken der 
Arbeitslosigkeit. Gegenüber 203000 Arbeitslosen im Jahresdurch­
schnitt 1927 gab es im Jahre 1928 nur mehr einen Jahresdurch­
schnitt von 187 000. Doch von einer wirklichen Erholung der Wirt­
schaft, von einer umfassenden Konjunktur konnte man nicht spre­
chen. Genosse Koplenig sagte darüber in einer Rede auf dem 
6. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale (Juli 1928): 

"Es gibt eine Reihe yon Ländern, in denen es der Bourge·oisie bis heute 
noch nicht gelnn!;en ist, die Nachkriegskrise zu üherwinden, und wo die Her­
stellung der kapitalistischen Wirtschaft auf große Schwierigkeiten stöHt. Diese 
Schwierigkeiten sind teils in ·dc r allgemeinen wirtschaftlichen und organisatori­
schen Rückständigkeit der Bourgeoisie in einzelnen Ländern, in den heson­
deren Klassenyerhältnissen oder auch in der durch die Nachkriegsyerhältnisse 
!;'eschaffenen yeränder.ten Struktur der Gesamtwirtschaft gelegen. Zu diesen 
Ländern gehört auch Ö s t e r r eie h. \Venn wir in hezug auf Österreich fest­
steHen müssen, daß sidl die allgemeine wirtsdlaftlidle La"'e im Verhältnis zur 
Nachkriegsperiode gebessert hat, so müssen wir doch sa .. e"n, daß hier die Sta . 
bilisierung einen y i eis c h w a n k end e r e 11 U 11 d" y i e I lab i I er e 11 

eh ara k t erträgt als in den großen kapitalistischen Ländern." 

. Schon der 10. Parteitag der KPÖ hatte darauf hingewiesen, daß 
dIe besonders labile Lage der österreichischen Wirtschaft vor 
al1~m rlUlinh .1ip llnJ,<>ltpnrlP s~h~~fo Al.. ' ~~'cfil - _:\c, r oo,. . .lf.-L--.-l­
Q ~ ' lJe;;o I1trS' lalJ e Lage uer osterrelchls en W lftscna t vor 
allem durdl die anhaltende scharfe Ab s atz k r i s e und durch 
die M ass e na r bei t s los i g k e i tals Dauererscheinung crekenn­
zeidmet war. Soweit es Anzeichen einer wirtschaftlichen E~holung 
gab, äußerten sie sich in steigenden Profiten der Kapitalisten. 

Zusammen mit der schnellen Entfaltung der politischen Offen­
sive der Bourgeoisie nach dem 15. Juli 1927 entwickelten sich audl 
immer mehr die Angriffe der Bourgeoisie auf wirtschaftlichem und 
sozialem Gehiet. Auf dem Weg der sogenannten "R a ti 0 n a I i -
sie run g " vollzog sich eine gewaltige Steigerung der AusbeutunF;. 
Anfang 1928 gab es Zollerhöhungen, die empfindliche Pr ci s -
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s t e i ger u 11 g e 11 mit sich brachten; die ersten Verschlechterungen 
der Arbeitslosenunterstützung setzten ein und immer häufiger wur­
den betriebs- und branchenweise Angriffe auf die Löhne und Gehäl­
ter unternommen. 

An vielen Punkten begannen sich die Arbeiter gegen diese Ent­
wicklung zur Wehr zu setzen; es kam zu umfassenden Loh n­
bewegungen und Streiks. So war im lahre 1928 die Zahl 
der St reiks doppelt so groß wie 1927. An 240 Streiks nahmen 
32915 Arbeiter teil; die Streiks führten zu einem Ausfall von 
562 893 Arbeitstagen. 

Aber nur in wenigen FäHen führten diese Streikkämpfe zu wirk­
lichen Erfolgen. Der 10. Parteitag der KPÖ erklärte das damit, daß 
"der Einfluß der reformistischen Führer noch zu stark war". Die 
reformistische Gewerkschaftsführung trat bei allen Streiks für einen 
schnellen Abbruch des Kampfes ein, wobei das Resultat in den mei­
sten Fällen ein Sieg der Unternehmer oder bestenfalls ein faules 
Komprorniß war. Wo immer die Kommunisten und mit ihnen an­
dere oppositionelle Gewerkschafter Positionen in Streikbetrieben 
hatten, schalteten sie sich aktiv in die Streikkämpfe ein, konnten sie 
da und dort auch die Sabotage der Gewerkschaftsführung eine 
Zeitlang aufhalten, aber ihr Einfluß auf die Arbeiterschaft genügte 
nicht, um größere Erfolge zu erzielen. 

Die Streikkämpfe Ende der Zwanzigerjahre 

Im lahre 1928 kam es zu größeren Streikkämpfen bei den Bau­
arbeitern von Salzburg, im Kupferbergwerk Mitterberg, in der 
Veitscher Magnesit, in der Floridsdorfer und Moosbrunner Glas­
fabrik, bei den Wiener Gast-, Kaffeehaus- und Hotelbediensteten. 
Von großer Bedeutung waren der dreimo11atige Streikkampf der 
Arbeiter der luteindustrie, der elfwöchige Kampf der Wiener 

kP,wwi~anuiIVe~~l.",,4~1"u~~l!r~ §t~ei~p.r.%~,%e.?ch.~Lt!:!J~ Grazer, .~!~!: 
Gummibandweber, der dUrch Streikbruch gescheiterte Grazer Stra­
ßenbahnerstreik und der sechswöchige Kampf in der Wiener 
Schwachstrom-Industrie. 

Besonderes Gewicht erlangte die Streikbewegung in der Wie­
ne rAu t 0 in d u s tri e, die im Frühjahr 1929 begann. In der 
Metallindustrie wurden damals Lohnverhandlungen geführt. Die 
Unternehmer wollten für die ganze Industrie einen Kollektivvertrag 
mit langer Laufzeit und mit einer Klausel, die während der ganzen 
Laufzeit des Vertrages jede Lohnbewegung ausschloß. Dafür waren 
sie bereit, einige Groschen Lohnerhöhungen zu gewähren. Die Ge-

werkschaftsführung war mit diesem Unternehmervorschlag einver­
standen, die Arbeiter lehnten ihn aber ab. Die Forderungen der 
Arbeiter waren 15 Prozent Lohnerhöhung, Bezahlung der Feier­
tage und eine paritätische (unter Beteiligung der Gewerkschaften) 
Arbeitsvermittlung. Die Unternehmer wollten von den beiden letz­
ten Forderungen nichts wissen, worauf sich die Verhandlungen zer­
schlugen. Auf einer Betriebsrätekonferenz der Autoindustrie wurde 
nun von oppositionellen Gewerkschaftern der Antrag gestellt, in 
den fünf Wiener Autobetrieben mit insgesamt 7000 Arbeitern den 
Streik zu beginnen. Die Gewerkschaftsführung trat aber dem Streik 
entgegen und vertröstete auf weitere Verhandlungen. Bei der Ab­
stimmung wurde der Antrag der Gewerkschaftsführung mit 16 Stim­
men angenommen. Die Opposition erhielt 13 Stimmen, wovon 11 
von sozialdemokratischen Betriebsräten kamen. Als nun die Unter­
nehmer bei neuerlichen Verhandlungen wiederum die Bezahlung 
der Feiertage entschieden ablehnten, begannen auf Initiative oppo­
sitioneller Gewerkschafter drei Autobetriebe mit einer Belegschaft 
von 4500 Arbeitern den Streik. Die "Reichspost", das Organ der 
Christlichsozialen Partei, schrieb damals: 

"Es scheint, daß die sozialdemokratische Führung des Metallarbeiterver­
bandes wieder einmal unter der Fuchtel der kommunistischen Scharfmacher 
steht, die auch diesmal, wie bei jeder anderen Gelegenheit, von allem Anfang 
an die Streikparole ausgegeben haben. Auf ihre Rechnung gehen wohl auch die 
noch vOr der Entscheidung ausgebrochenen Teilstreiks." 

Die oppositionellen Gewerkschafter verlangten die Ausdehnung 
des Streiks auf alle Autobetriebe und die gesamte Metallindustrie. 
Die Unternehmer aber antworteten mit der Aussperrung der bei­
den noch nicht streikenden Betriebe und drohten, daß sie, wenn 
der Streik noch zehn Tage weitergehe, die- Arbeiter der ganzen Wie­
ner Metallindustrie, und wenn auch das nichts nütze, sämtlicher Groß­
betriebe der Metallindustrie in ganz Österreich aussperren würden. 
Zur seIhen Zeit wurden in G ra z 2500 Metallarbeiter ausgesperrt, 
weil nach einem Zusammenstoß mit Heimwehrlern zwölf Faschisten 
- ....... ..., ........... J""' ...... ...... v ........ 1LA. .......... '-".1~ ~.I.~ '-J.1 U. ~ ';"'UVV .l.1.L'-"LU.I..1U.l.U'-".I.L'-"L aU"'i:;'-""p'-"LL"., 

weil nach einem Zusammenstoß mit Heimwehrlern zwölf Faschisten 
aus einem Grazer Großbetrieb von den Arbeitern entfernt und nicht 
wieder zurückgelassen wurden. Unmittelbar danach griff auch die Re­
gierung zugunsten der Unternehmer ein und erklärte, die Aus­
gesperrten würden keine Arbeitslosenunterstützung bekommen. 

Die Empörung und Kampfbereitschaft der Arbeiterschaft war 
damals sehr groß, doch mit Hilfe der reformistischen Gewerkschafts­
führung wurde in Graz die bedingungslose Rückkehr der Faschisten 
in die Betriebe durchgesetzt und der Kampf in der Wiener Auto­
industrie mit einem faulen Komprorniß beendet. 
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Die oppositionellen Gewerkschafter, und unter ihnen besonders 
die Kommunisten, spielten in den Streikkämpfen eine wichtige 
Rolle. Sie waren aber nicht imstande, die Abwürgepolitik der Ge­
werkschaftsführung zu durchkreuzen. Für das Ausmaß der wach­
senden Entschlossenheit der Arbeiter und Angestellten, sich gegen 
die Lohnsenkungspolitik und den Betriebsfaschismus der Unterneh­
mer zur Wehr zu setzen, ist bezeichnend, daß ungefähr zur selben 
Zeit zehntausende Bauarbeiter, Straßenbahner, Gas- und E-Werk­
arbeiter und andere in Lohnkämpfen standen. 

IV. Das Zwischenspiel Streeruwitz 

Der Rüditritt Seipe1s 

In dieser Situation der sich häufenden faschistischen Überfälle, 
des wachsenden Widerstands gegen die faschistischen Provokationen, 
der immer umfangreicher werdenden Streiks, Lohnkämpfe un~l 
Aussperrungen erklärte Seipel ziemlich überraschend am 3. Apnl 
1929 seinen Rücktritt. 

"Die inneren Spannungen sind sehr angewachsen", erklärte S~ipel, "des­
halb halte ich es für richtig, den politischen Parteien eine Gelegenheit zu geb~n, 
die Zukunft in einer "\Veise zu sichern, die unter meiner Führung nicht. möghch 

0' '" ware. 

Die KPÖ bezeichnete den Rücktritt Seipels als ein Man ö ver 
der B 0 u r O' e 0 i sie, die entschlossen war, den faschistischen Kurs 
auf alle Fälte fortzuführen. Seipels Rücktritt sollte die kleinbürger­
lichen Schichten die über den faschistischen Kurs beunruhigt waren, 
beruhigen und ~s gleichzeitig der Sozialdemokratie erleichtern, bei 

6
1"r V"rmi rJ.l'l'hlll1o- rl e <: PTllo-"amms des Rüro-erblocks mitzuarbeiten. eruhlgen uno es gielcnze rg aeT- tJULld..ttt~l1iU'l\.J. a uc, '-'.L ............ .... ........ '-'.L &.L'i 6<.1~_ 

der Verwirklichung des Programms des Bürgerblocks mitzuarbeiten. 
Die Kommunistische Partei warnte die Arbeiterschaft vor allen 
Illusionen, daß mit dem Rücktritt Seipels eine wirkliche Änderung 
eintreten werde, und rief zum verschärften einheitlichen Kampf 
gegen die faschistische Offensive auf. . . 

Die o-anze weitere EntwiCklung zeigte, WIe recht dIe Kommu­
nisten rit ihrer Warnung hatten. Seipel war wohl vorübergehend 
abo-etreten und hatte das Bundeskanzleramt dem Großindustriellen 
S tOr e e r u w i tz übergeben, aber der Sei pe 1- Kur s I?; i n I?; w e i -
tc r . Seipel selbst sagtc dazu im ,Tnni 1929: 
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"Man kann Politik machen, indem man sie eine Zeitlang nicht macht, son· 
dern indem man ein politisehes Konzept sich gleichsam selbsttätig vollenden 
läßt, das heißt, in Wirklichkeit durch die Tätigkeit anderer." 

Die österreichische Sozialdemokratie begrüßte die Regierung 
Streeruwitz als Abkehr vom Seipelkurs. Renner schrieb damals: 

"Wenll nicht alle Zeichen trügen, so stehen wir heute an einem politischen 
·Wendepunkt." 

Die Aufgabe der Regierung Streeruwitz bestand im Konzept 
Seipels darin, mit Hilfe der Sozialdemokratie eine Reihe wichtiger 
Forderungen der Bourgeoisie im Parlament durchzubringen, ohne 
der Aktivität der Heimwehr irgend-welche Schranken zu setzen. So 
wurde unter anderem mit Zustimmung der Sozialdemokraten eine 
Abänderung der Mietengesetze beschlossen, durch die eine fühl­
bare Verschlechterung des Mieterschutzes und eine Verdreifachung 
der Mietzinse eintrat. Auch andere von Streeruwitz eingebrachte 
Gesetze fanden die Zustimmung der Sozialdemokratie. 

Der antifaschistische Kongreß in St. Pölten 

Am 21. April - zwei Wochen vor einer nach St. Pölten em­
berufenen Heimwehrdemonstration - fand in St. Pölten ein ein­
druck~voller antifaschistisoher Kongreß statt, für dessen Einberu­
fung die Kommunistische Partei in Befolgung ihrer antifaschisti­
schen Einheitspolitik die Initiative ergriffen hatte. Noch am Tage 
vor dem Kongreß hatte die SP ein gehässiges Flugblatt verbreitet, 
durch das sozialdemokratische Arbeiter von der Teilnahme am 
Konl?;reß abgehalten werden sollten. 

170 Delegierte nahmen am Kongreß teil, davon 78 Kommu­
nisten. 69 Sozialdemokraten und 23 Parteilose. 23 Delel?;ierte kamen 
aus Wien, die übrigen aus den verschiedensten anderen Teilen 
Österreichs. In seinem einleitenden Referat zeil?;te Genosse Kopte­
nig, daß die faschistischen Überfälle und die Drohung mit dem 

Marsch auf Wien" einen Teil des allo-emeinen Kurses der Bourgeoisie 
1l1~, uaJoJ Ul~ 1 a~t..:lH~l1~t..:ll'ClJ. UlJ'CJ.l ah'C UJ.J.U Ule. .JJJ. UllUU h UIJ.L UC,l..L.1 

"Marsch auf Wien" einen Teil des allgemeinen Kurses der Bourgeoisie 
auf Erridltunl?; einer faschistischen Diktatur in Österreich bildeten. 
Die Kapitulationspolitik der sozialdemokratischen Parteiführung 
leiste diesen Plänen Vorschub. Es sei daher notwendig, gegen die 
wachsenden faschistischen Gefahren eine umfassende einheitliche 
antifaschistische Aktion zu entwickeln. An der Debatte, die volle 
Einmütigkeit darüber brachte, daß der Zusammenschluß aller Anti­
faschisten zum Kampf gegen die faschistischen Gefahren die drin­
gendste Aufgabe sei, beteiligten sich 35 Delegierte. 

Ein wichtiger Ausdruck , der wachsenden Ummfriedenheit und 
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der Entwicklung oppositioneller Stimmungen und Gruppierun­
gen innerhalb der Sozialdemokratie war eine K 0 n f e ren z 
oppositioneller Funktionäre der "Sozialisti­
sc h e n Ar bei t er j u gen d " (SAJ) , der JGgendorganisation der 
österreichischen Sozialdemokratie, auf der von Delegierten aus vie­
len Teilen Österreichs von dem Anwachsen der Unzufriedenheit 
innerhalb der SAJ, von übertritten zum "Kommunistischen Jugend­
verband" (KJV) und vom einheitlichen Kampf kommunistischer 
und sozialdemokratischer Jugendlicher berichtet wurde_ 

Wie sehr die sozialdemokratische Parteiführung durch das 
Anwachsen der oppositionellen Stimmungen und durch die ersten 
sichtbaren Ergebnisse der Einheitsfrontpolitik der Kommunisten 
nervös wurde, geht aus der Tatsache hervo'r, daß sie in ihrem Jahr­
buch 1929 dieser Entwicklung einen gehässigen Kommentar wid­
mete. Sie nahm gegen den antifaschistischen Kongreß von St. Pöl­
ten sowie gegen die Antikriegskundgebungen vom 1. August Stel­
lung und berichtete im Zusammenhang mit der Tätigkeit einiger 
oppositioneller sozialdemokratischer Gruppen, daß diese aus der 
Sozialdemokratischen Partei ausgeschlossen worden waren. 

Der Heimwehl'überfall von St. Lorenzen 

Im Juli 1929 hielt Seipel in Tübingen eine Rede, die er selbst 
als "Kritik an der Demokratie" bezeichnete. In dieser Rede nahm 
Seipel offen gegen die Demokra tie und die "Parteienherrschaft" 
Stellung und legte ein feierliches Bekenntnis zur Heimwehr und 
ihren politischen Zielen ab. Diese Rede war der Startschuß für 
verstärkte Heimwehrprovokationen. Fiir den 29. September kün­
digte die Heimwehr Aufmärsche in vier Städten in der Umgebung 
Wiens an und Steidle verkündete "den Kampf mit allen Mitteln 
bis zur Vernichtung des Marxismus". 
bIS ~ur Veri\;critlihgnH~g i"-kXi~ü~>:~p.iri>:('lH~n Ort!';('haft St. L 0 ren-

Am 18. August sollte in der obersteirischen Ortschaft St. L 0 ren­
zen eine Veranstaltung der sozialdem()kratischen Lokalorganisa tion 
stattfinden, auf welcher der bei der Heimwehr wegen seiner Teil­
nahme an der ungarischen Räterevolution (1919) besonders ver­
haßte sozialdemokratische Mandatar Koloman Wall i s eh spre­
chen soll te. Die Heimwehr hatte schon vorher erklärt, daß sie eine 
Versammlung mit Wallisch nicht zulassen werde. Am 18. August 
wurden von der Heimwehr Flugzettel verteilt, in denen vor der 
Teilnahme an der Veranstaltung gewarnt und eigens aufgefordert 
wurde, Frauen und Kinder fernzuhalten. 
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Im Verlauf des Vormittags besetzten gegen 2000 Heimwehrler 
unter dem Kommando des steirischen Stabs chefs der Heimwehr, 
Rau te r (er wurde nadl dem Zweiten WeltkrieO' weO'en seiner 
Tätigkeit als Seyß-Inquarts Gestapochef in Holland hi;gerichtet), 
den Festplatz, um die Durchführung der sozialdemokratischen V Cl' ­

anstaltung zu verhindern. Die Arbeiter - Sozialdemokraten und 
Kommunisten - , zogen auf einen anderen Platz und Wallisch 
begann mit seiner Versammlungsrede. Doch nach kurzer Zeit beO'ann 
der überfall der Heimwehrler, und als sich die Arbeiter zur Wehr 
setzten, wurden sie mit Gewehren und Maschinengewehren beschos­
sen. Drei tote Arbeiter und gegen zweihundert Verwundete waren 
das Ergebnis dieser kaltblütig vorbereiteten faschistisdlen Ge­
walttat. 

Die Nachricht vom St.-Lorenzener Blutbad löste noch am Abend 
des 18. August große Arbeiterdemonstrationen in Graz Bruck, 
Knittelfeld und anderen Orten der Steiermark aus. Am 19: August 
kam es zu spontanen Streiks im Mürztal und in Wien, vor allem 
in den Großbetrieben von Floridsdorf. überall wurde die Forde­
rung nach einem allgemeinen Proteststreik laut. Der Parteivorstand 
würgte die Streiks mit dem Hinweis ab, daß noch am Abend des 
19. August eine Vertrauensmännerkonferenz sta ttfinden und "ent­
sprechende Beschlüsse" fassen werde. 

Die Vertrauensmänner konferenz wurde nach bekanntem austro­
marxistischem Muster abgewickelt. Die Parteivorstandsredner 
gaben radikale Töne von sich, es wurde wieder einmal vom "bevor­
stehenden Tag der Entscheidung" gesprochen, die Arbeiter wurden 
zur Stärkung des Sd1Utzbnnds aufgerufen, aber keine konkreten 
Kampfbeschlüsse wurden gefaßt. Im Gegenteil, die empörten Ar­
beiter wurden zur "Disziplin" ermahnt lind eindringlich vor allen 
"Sonder- und Einzelaktionen " gewarnt. 

Nach dem Arbeitermord von St. Lorenzen rief die Kommunisti­
sche Partei neuerlich zum einheitlichen Kampf geO'en den Faschis-

~~~ ~l!.! ; __ ~i~_J.?!_~~E!e _~.i.~ ~~!.'~!l.~~~.l!~ _c!~~ __ !~s:;~;!~~c~~~ ~~!l_~~!l 
mus auf; sie forderte die Entwaffnung der faschistischen Banden 
und die Bewaffnung der Arbeiter, um den faschistischen Provoka­
tionen und überfällen Einhalt gebieten zu können. 

Die Heimwehr vedangt Verfassungsänderung 

Nach dem Überfall von St. Lorenzen bewies die Christlich­
soziale Partei ihre Übereinstimmung und Verbundenheit mit der 
Heimwehr dadurch, daß sie den Niederösterreichischen und den 
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OLcröstcrreid]i~chcn llaucrnbUlHl und den Österreichischen Ge­
werbebund korporativ in die Heimwehr führte_ Von seiten der 
Heimwehr wurde nun als nächste dringende Etappe in der Faschi­
sierung Osterreichs eine Ver f ass u n g s ä 11 der u n g gefor­
dert_ Die bürgerlichen Parteien beeilten sich, im Parlament Anträge 
in der Richtung einer autoritär-faschistischen Verfassung einzu­
bringen_ Die Heimwehr erklärte ganz deutlich, was sie wollte: 

" Was wir verlangen, ist der Ständestaat, lind dieser gleicht der faschistischen 
Organisation (It:tliens) wie ein Ei dem :tnderen." 

Seipel trat nnn immer offener als der Sprecher der Faschisten 
auf. In einem Interview mit einer englischen Zeitung gab er, nach 
sehr detaillierten Enthüllungen der "Arbeiter-Zeitung" über Waf­
fenlager dei- Heimwehr, unumwunden zu, daß die Heimwehr mit 
Wissen der staatlichen Sicherheitsbehörden Waffen besitze und 
fügte auf die Bemerkung des englischen Journalisten, daß nirgends 
ein ö s t e r r e ich i s c her Mus sol i n i zu sehen sei, hinzu: 

"Wirklich nicht? Wer weiß? Vielleit'ht hahen sie doch einen. Die Zukunft 
wird es zeigen . ~~ 

In dieser Zeit der Vorbereitung nlmer faschistischer Provoka­
tionen zur Erzwingung einer Verfassungsreform war Seipel in stän­
digem Kontakt mit P a b s t. Am 26. September 1929 erklärte 
Pabst nadl einer Aussprache mit Seipel, daß es eine Regierungs­
krise geben werde, "noch ehe die Sonne sinkt". Nodl am selben 
Tag veranlaßte Seipel, ohne mit seiner Parteileitung und mit den 
Mitgliedern der Regierung darüber gesprochen zu haben, daß Stree· 
ruwitz seinen Rücktritt erklärte. Pabst und Seipel waren der Mei· 
nung, daß für den kommenden Generalangriff auf die Verfassung 
ein stärkerer Mann an der Spitze der Regierung stehen müsse. 

V. Verfassumrsreform und Antiterror~esetz 
V. Verfassungsreform und Antiterrorgesetz 

Die Regierung Schober-Vaugoin 

Schon während der Sommermonate wurde durch ständige Ver· 
handlungen, die der Wiener Polizeipräsident S c hob e r mit 
Heimw.ehrführern, aber auch mit bürgerlidIen Politikern führte, 
bekannt, daß er als der kommende Mann ausersehen war. Schober 

das war in den Augen der Arbeiterschaft der unmittelbar Ver· 
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antwortlichc fiü' das BIll tLatl vom 1 S . .1 11 I i 1 9 2 7 ; ein Zusalll­
mengehen mit diesem Mann schien den Arbeitern einfach unvor­
stellbar. Trotzdem bereitete die sozialdemokratische Parteiführung 
ihre künftige Stellung als loyale, zur Mitarbeit bereite Opposition 
durdl Geheimverhandlungen mit Schober vor. 

In den Augen der Arbeiterschaft war sdlon die Betrauung Scho­
bers als Bundeskanzler eine ausgesprochene Provokation, die noch 
dadurch verstärkt wurde, daß die Heimwehr Schober als "ihren" 
Bundeskanzler bezeichnete und daß der christlichsoziale Heeres­
minister V a u goi n, der als einer der gehässigsten Feinde der 
Arbeiterbewegung das Bundesheer zu einem gefährlidIen Instru­
ment der Reaktion gemacht hatte, als Vizekanzler bestellt wurde. 
Die offizielle Stellungnahme der Sozialdemokratie der Regierung 
Schober gegenüber war deshalb notgedrungen etwas zurüd(haltend; 
aber in einer linksbürgerlichen Zeitung, die als ein Sprachrohr 
Ren n e r s bekannt war, und audl im "Kleinen Blatt" der Sozial­
demokratisdIen Partei, wurde Schobers Kanzlerschaft absolut 
freundlich aufgenommen und mit Erleichterung begrüßt. 

Die Bourgeoisie erkannte in der Stellungnahme der Sozial­
demokratie zur Regierung Schober mit Recht einen neuerlichen Be­
weis für ihre Kapitulationsbereitschaft. Voll Hohn schrieb die 
"Reichspost", daß 

"diese Sozialdemokratie nUll auf einmal die Berufung eben dieses i\'I,mnes 
(Schober) in relativer Gef:tßtheit, ja unter hörbaren Seufzern der Erleichte­
rung als einen Glücksfall hinnimmt, daß ihre Parteipresse das Kabinett Schober 
geradezu freundlich besprach, um nicht zu sagen bewillkommnete, daß sie als 
Retter hegrüßen muß, den ihre Bosheit durch zwei .T ahre dem Publikum :tls 
Scheusal au die Wand gemalt hat, daß sie vor dem, was sie so lange besndelt 
und bespien hat, heute knien lUnß". 

Die Stellung der Kommunisten zur Regierung Schober 

Um ein ridItiges Bild von der Situation zu bekommen, i_n der 

Um ein ridltiges Bild von der Situation zu bekommen, in der 
Schober an die Spitze der österreichischen Regierung trat, muß man 
auch einige wir t s c h a f t I ich e und a u ß e n pol i t i s c h e 
Faktoren in Betracht ziehen. Die bürgerkriegsähnliche Atmosphäre 
in Osterreidl hatte zu einer gewissen Panik in der Bevölkerung 
geführt, beträchtlidle Summen wurden von den Sparkassen abge­
hoben, Schillinge in Gold oder Valuten umgetauscht, eine spürbare 
Kapitalsflucht setzte ein und London und Paris, von denen die 
österreichisdle Regierung eine neue Anleihe wollte, warnten vor 
einer überspitzten Entwicklung. In einem kommunistischen Presse-
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kommentar aus dieser Zeit hieß es über die Regierung Schober 
treffend: 

.. Von Schober erwartete die österreichische Bourgeoisie die Lösung der Krise 
in dem Sinne, daß er, gestützt auf die legalen Machtorgane des Staates und un­
ter Anerkennung, Förderung und gleichzeitiger ,Zügelung' der außerparlamen­
tarischen faschisti schen Kriifte der Heimwehr, die wesentlichsten Punkte des 
faschistischen Pro"ramms durchführt - unter Vermeidung des offenen Bürger-' 
krieges. den das" offene losschlagen der Heimwehr, ein :Marsch nach Wien, 
zwangsläufig auslösen müßte." 

Trotz dieser richtigen Einschätzung der Funktion, die der 
Regierung Schober zugedacht war, nämlich die Hauptforderung~n 
der Bourgeoisie legal, d. h. mit Zustimmung der SozialdemokratIe 
zu verwirklichen, gab aber die Kommunistische Partei in ihrer 
Stelluno'nahme zur Regierung Schober, ausgehend von den faschisti­
schen Drohungen und den biirgerkriegsähnlichen Zuständen in 
Österreich eine übe r s p i t z teE ins c h ätz u n g des Charak-, ~Ü 
ters dieser Regierung und der ganzen Situation. Diese berspitzu~g 
zeiO"te sich schon im Aufruf des ZK der KPÖ am Tage der Regle-

b I . 
rungsbildung, in dem von der Regierung Schober a s von ewer 
"faschistischen Regierung" gesprochen und gesagt wurde, daß 

Schober sich bereits anschickt, die faschistische Diktatur zu über-
" I S' . nehmen". Diese unrichtige, überspitzte Einschätzung (er ItuatlOn 
kam auch in einem "Aufruf an die sozialdemokratischen Arbeiter 
zum gemeinsamen Kampf gegen die Regierung Schober" zum Aus­
druck, in dem es hieß: 

"Diktatur des Faschismus oder D i k tat u I' des Pro let a I' i a t s - so 
allein steht heute die Frage ... Rasch nähert sich der Augenblick, wo es zur 
Führnng des Kampfes notwendig sein wird, die Organe im Kampf um die Macht 
zu schaffen: die Ar bei t e l' I' ä t e ." 

Diese Überspitzungen zeigten sich schließlich auch in der Stel­
lungnahme der Kommunistischen Partei zu den Vorfällen, die sich 
im November in S t 0 c k e rau abspielten. Am 31. Oktober 
waren in der Stockerauer Maschinenfabrik Heid von der Direktion 

~1:.C?L!I~~~~~h!!!:E .. ~~~g.~<:.tt;,n!u~~~!!~Ez.~0.~~e.A~~ ~!3!. ~~!r~~.r~~!.~1!} 
drei Heimwehrler eingestellt worden, ohne daß der Betriebrat um 
seine Einwilligung gefragt wurde. Eine Belegschaftsversammlun? 
beschloß, die Zusammenarbeit mit den Heimwehrlern zu verwel­
O"ern. Als die Heimwehrler sich weigerten, den Betrieb zu verlassen, 
~vurden sie von der Arbeiterschaft hinausgeworfen. Die Heimwehr 
stellte darauf der Direktion ein Ultimatum, die Heimwehrler sofort 
wieder einzustellen, widrigenfalls die Heimwehr eine große Aktion 
unternehmen werde. Die Arbeiter verhinderten aber weiterhin die 
Einstellung der Faschisten. 

Von der niederösterreichischen Landesführung der Heimwehr 
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( Raa b) wurde daraufhin eine allgemeine Mobilisierung der 
Heimwehr angeordnet. Von allen Orten der Umgebung setzte sich 
die Heimwehr in Bewegung und blockierte die Zufahrtsstraßen zur 
Heid-Fabrik. Gleichzeitig lehnte die Leitung des Schutzhundes die 
von Schutzbündlern und Kommunisten geforderte Mobilisierung 
der Arheiter mit der Begründung ab, daß "die Aufrechterhaltung 
der Ordnung die Aufgabe der Staatsgewalt" sei. Trotz Warnungen 
der SP-Führung vor Demonstrationen sammelten sich die Arbeiter 
von Stockerau zu einer Gegendemonstration. Die Regierung setzte 
gegen die Arheiter Gendarmerie und Militär ein; die Heid-Direktion 
verfügte die Aussperrung der Arbeiter, nachdem sie die Einstellung 
der Heimwehrler nicht durchsetzen konnte. Die SP-Führung war 
sich nicht unklar darüber, was all dies bedeutete. In einem Artikel 
der "Arbeiter-Zeitung" vom 2. November 1929 hieß es: 

"Die H eimwehrleI' bei Heid zulassen, das wäre der Beginn des Donawitzer 
Terrors vor den Toren Wiens. Mit den Gelben, den F aschisten, kann es keine 
Betriebsgemeinschaft gehen." 

Aber dennoch war die SP-Führung zur Kapitulation bereit. Mit 
dem Kampf in Stockerau, an dem die Stockerauer Kommunisten 
aktiven Anteil nahmen, beschäftigte sich auch eine außerordent­
liche Re ich s k 0 n f e ren z der KPÖ vom 2. und 3. November. 
Die Konferenz betrachtete die Stockerauer Ereignisse als Beweis 
dafür, daß eine friedliche Lösung in Österreich nicht mehr möglich 
sei und sich die politische Krise ihrem Höhepunkt nähere. Die Lage 
sei bereits unmittelbar revolutionär, weil sich die Abwehrkämpfe 
gegen die faschistische Diktatur zum Kampf um die Macht ent­
wickelten. So billigte die Konferenz die Losung, die in VerbindunO" 
mit den Stod<:erauer Ereignissen zur Bildung von Arbeiterräte~ 
aufrief. 

Die Fehler der Kommunisten erleichterten der Gewerkschafts­
bürokratie die Abwürgung des Kampfes der Heid-Arbeiter. Am 
22. November wurde bei einer Belegschaftsversammlung von der 
Führung dp.T l\If"laUarl,p.lOtp.r.O"pwP'rl,o,t>h"ft r1;" 7"ot;~"'l"~~ _0-- 1<'3-
~~. ", v. "1J..üJel"~l r e 1Ie eIner 1:Selegscnattsversammlung von oer 
Führung der Metallarbeitergewerkschaft die Zustimmung zur Ein­
stellung der drei Heimwehrler verlangt. Bei der Abstimmung spra­
chen sich von den 650 Arbeitern etwas mehr als 50 dafür aus. 
ungefähr 50 waren dagegen, die anderen enthielten sich de; 
Stimme. Mit dieser "Mehrheit" wurde der Kampf bedingungslos 
abgebrochen. 

Die Kommunistische Partei erkannte bald die überspitzungen in 
der Einschätzung der Lage und konnte sie schnell beseitigen. Im 
Bericht an den VII. Weltkongreß der Kommunistischen Internatio­
nale (1935) über Österreich heißt es über diese Fehler: 

Gewerk­
sehaftsfüh­
rung würgt 
Streikl<ampf 
ab 
Streild<ampf 
ab 



.,Oa1.l es ,leI' KPÖ JaUlal, nidlL gelallg, die überalls bedellisame begiuneude 
Sclbstentlarvul1g der Sozialdemokratie Jazu ausnützen, eine ernste Bresche 
in die Mauer ZII schlagen, die vielfach 7,wischcn ,ler KPÖ und den Massen der 
sozialdemokratisclIen Arbeiter bestand, ist auf einige Überspitzungen iu deu 
Losungen der Partei w,ihrend ihrer Kampagne gegen die reaktiouäre Verfas­
sungsreform znrückzuführen. Statt mit aller Kraft an der Herstellung der anti­
faschistischen Einheitsfront und der Bildung breiter antifas ~-histisd,er Einheits­
hOlltorgane zu al'beiten, konstruierte die Partei eine ,nllmittelbare rcvolutio­
n,ire Situation" die die Schaffung von Sowjets erfordere, erklärte sie der Ar­
beiterschaft, Jaß es sich bci dem Kampf gegen die Verfassungsreform darum 
handle, unmittelhaI' deli Kampf um die Errichtung der proletarischen Diktatur 
aufzunehmen, um ,lie faschistische Diktatur zu verhinderu. Es hat sich gezeigt, 
daß die Arbeitermassen , die ;<war sahen, daß die Sozialdemokratie für die 
Schoberschen Rcformen eiutrat uud daB die KPÖ zum Organisator des antifa­
schistischen Kampfes wnrde, auf diese kommllllistischen Losungen nicht reagier­
ten. Sie waren wohl hereit, gegen den FaschislUus zu kämpfcn, aber noch nicht 
für Sowjets und die Diktatur des Proletnriats. " 

Der Zusammenbl'Uch der Bodenkreditanstalt 

Wenige Tage nach Schobers Regiemngsantritt führte die Heim­
wehr provokatorische Aufmärsche in Mödling, Stockerau, Zwettl 
und Pöchlarn durch. Steidle spottete in Mödling über die Sozial­
demokraten, die den Canossagang zu Schober angetreten hätten, 
und sagte voraus, daß noch viele Demütigungen folgen würden. 
Die Sozialdemokraten würden sich noch daran gewöhnen müssen, 
daß ihnen die Heimwehr die Faust unter die Nase halte und sie 
nicht mit der Wimper zucken dürften. 

Wieder hatte die Sozialdemokratie durch einen eigens zu diesem 
Zweck durchgeführten "Versammlungssturm" die große Masse der 
Arbeiter von den Straßen, auf denen die Heimwehr marschierte, 
weggezogen und wieder waren es allein die Kommunisten und die 
mit ihnen in Einheitsfront kämpfenden oppositionellen sozialdemo­
kratischen Arbeiter, die den Heimwehrfaschisten entgegentraten. 

l~aMMJiPO'ß.Ilß~\teY,o('&~r;WeJarn:dH\veJft.J~~IHlrmJhSV&!~~,,';P.lldL~~}: 
In Mödling und Stockerau kam es zu eindrucksvollen, von der 
Kommunistischen Partei geführten antifaschistisclIen Gegendemon­
strationen. 

In die ersten Tage des Kabinetts Schober fällt auch der Zusam­
menbruch der B 0 den k I' e d i ta n s tal t, die zu dieser Zeit die 
wichtigste und einflußreichste Großbank Österreichs war. Es gab ver­
schiedene Ursachen für diesen Znsammenbruch. Eine der Ursadlen 
lag darin, daß diese Bank in der Zeit der Zusammenbrüche der 
Spekulationsbanken durch Fusionen mit diesen Banken, vor allem 
mit der Unionbank, schwere Verpflichtungen auf sich genommen 
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hatte; eine andere Ursache waren die wirtschaftlichen Schwierig­
keiten, in die Österreich durch die politische Krise gestürzt wurde; 
vor allem aber war der Zusammenbruch der Bodenkreditanstalt ein 
erstes, weithin sichtbares und wirkendes Wetterleuchten der großen 
Wir t s c h a f t s k r i se, in die damals die ganze kapitalistische 
Welt stürzte. 

Die Bodenkreditanstalt beherrschte einen riesigen Industriekon­
zern von 150 Unternehmungen, unter denen sich auch die größten 
Betriebe Österreichs befanden. Bei der Bedeutung dieser Großbank 
im wirtschaftlichen Leben Österreichs war mit ihrem Zusammenbruch 
auch eine ernsthafte Gefährdung des ganzen Geld- und Kreditsystems 
verbunden. Schober stellte deshalb 100 Millionen Schilling Steuergel­
der zur Dedmng des Defizits zur Verfügung und veranlaßte die 
C red i t ans tal t des Baron R ot h s chi I d , die Bodenkreditan­
stalt zu übernehmen. Faktisch bedeutete das eine noch weitergehende 
Auslieferung der österreidlischen Industrie an: das ausländisdle 
Finanzkapital, vor allem an die L 0 n don e l' Ci t Y , die über ent­
scheidenden Einfluß auf die Creditanstalt verfügte. Die Übernahme 
der Bodenkreditanstalt durch die Creditanstalt bedeutete eine Be­
lastung dieser Bank, die weit über ihre Kräfte ging. Der ehemalige 
Pressechef Seipels und der austrofaschistischen Regierungen, Eduard 
Lud w i g, schreibt dazu in seinem Buch "Österreichs Sendung im 
Donauraum": 

"Schober, der in den ersten Tageu seiues Ministeriums die Finanzgeschäfte 
selbst verwaltete, griff rasch zu, er ließ den Präsidenten der Creditaustalt für 
Haudel und Gewerbe, Baron Louis Rothschild, VOll deI' Jagd rnfen, setzte ihn 
unter stärksteu Drnck, bis dieser ;;egen den Rat seiner Direktoren Neurath, 
Hammerschlag und Deutsdl in die Fusion willigte. Aber nicht nur die Credit­
anstalt hatte sich gegen die Fusion gestellt, auch der leitende Mann der Boden­
kreditanstalt, Direktor Mosing, hatte ;;egen diese Art der Lösuag der Krise 
wesentliche Bedenken voq;ehracht. Der Bissen war für die Creditnnstalt zu 
groß, er konnte nicht ver,laut werden, und so bereitete sich mit der von Scho­
ber erzwungenen, vom Nationalrat am 18. Oktober 1929 genehmigten Aufnahme 
der Bodenkl'editanstalt i.n die Creditanstalt die neu e g r 0 B e F i na 11 z­
kr i s e vor. die im Jahre 1931 zum Ausbrnch kommen sollte." 
der Jjodenkl'edltanstalt In dIe ~redltanstalt dIe neu e g r 0 J, e 1'. I na 11 z-
kr i se vor, die im Jahre 1931 znm Aushl'llch kommen sollte." 

Die Verfassungsreform 1929 

Nach der Bereinigung der Bodenkreditanstalt-Krise ging Schoher 
an die Verwirklichung der von der Heimwehr verlangten Verfas­
sungsänderung. Das Ziel dieser Verfassungsänderung soHte eine Ein­
schränkung der demokratischen Freiheiten, die Schaffung von Grund­
lagen für ein faschistisches Notverordnungsregime und eine Benach-
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teiligung der verfassungsmäßigen Stellung Wiens gegenüber den an­
deren Bundesländern sein. Das ZK der KPÖ hatte daher in seiner 
Erklärung anläßlich der Regierungsübernahme Schobers zum Massen­
kampf gegen die Versuche, "eine faschistische Verfassung durchzu-

zwingen" , aufgerufen. 
Von der österreichischen Sozialdemokratie wurde in bezug auf 

die beantragten Verfassungsänderungen eine Methode angewandt, 
die für die austromarxistische Politik dieser ganzen Entwicklungs­
etappe bezeichnend war. Die Ankündigung der Pläne für eine Ver­
fassungsänderung wurde zuerst einmal mit leidenschaftlichen Appel­
len zur Ablehnung dieser Pläne beantwortet. Versammlungen und 
Massenkundgebungen fanden statt, in denen die Redner des Partei­
vorstands ein entschiedenes "Niemals" verkündeten; die Androhung 
eines faschistischen Staatsstreichs wurde mit der Ankündigung einer 
entschlossenen Verteidigung der Demokratie beantwortet, während 
jedoch gleichzeitig in den Reihen des Parteivorstands nicht nur volle 
Übereinstimmung darüber bestand, sich mit Schober über die Ver­
fassung zu verständigen, sondern auch schon intensive Geh e i m -
ver h a n d I u n g en zwischen Schober und dem Vertreter der So­
zialdemokratie, Dan ne b erg, durchgeführt wurden. 

Anfang Oktober 1929 fand der alljährliche Parteitag der Sozi.al­
demokratischen Partei statt. In seinem Hauptreferat wandte sIch 
Otto Bau e r mit scharfen Worten gegen die Pläne eines Staa ts­
streichs, drohte der Bourgeoisie, daß sich "das Land, wenn die Re­
gierenden selbst den Rech tsboden zerstören, im Zustand der Revolu-
tion befindet", und fügte hinzu: 

"Es gäbe ja llid.ts Gefährlicher es für die ganze Zukunft der Sozialdemo­
kratie, als wenn jemals die Gegner glauben könnten, daß es möglich wäre, daß 
Sozialdemokraten unter dem Drucke von Drohungeu wider ihre überzeugung 
stimmten, irgend etwas nnter dem Drucke von Drohungen mit Staatsstreid., 
mit Verfassungsbrnch zugestehen könnten. Wenn die (!egner das einmal glauben 
würden, dann wären wir auf der schiefen Ebene, dann würde es dabei niel.t 
hleihen , sondern dann würdcn sid1 die Drohungen immer mehr verstärken, um 
• ••. _ !_ ~ -.- __ __ ~1 ... .. .. h <Y n ........ D.~c:pn n~~ w~ rp. npr (Trößte Triumph die urößte Stiirkun rY 

hleihen , sondern dann würden sich die DrolJungen immer mel1r"verstarKen, '111~ 
uns immer mehr abzupressen. Das wäre der größte Triumph, die größte Stärkung 
des Fasmismus, das würde dann den Kampf um das Ganze erst remt herbei­
führen, nur unter viel ungünstigeren Bedingungen. '~ 

Aber ger ade das war ja die Politik der Sozialdemokratie, 
das Zurückweichen vor dem Druck, die Kapitulation in jedem ein­
zelnen Fall, wodurch dann "der Kampf um das Ganze erst recht 
herbeigeführt wurde, nur unter viel ungünstigeren Bedingungen" . 

Für diese Politik des Zurüd(weichcns vor den Vorstößen der 
Bourgeoisie und des Heimwehrfaschismus trat Ren ne r auf dem 
Parteitag ziemlich unverhüllt ei.n. Er sagte n . a.: 

:l6 

nich"W:r .~ö~lllen n_icht regieren, weil wir die Minderheit sind, und die anderell 
_ t: \I e. sie .. es mcht verstehen ... Eine der Hauptquellell der Heimwehrmadlt 
.st diese Schwache und Unfähigkeit des Bürgertums_ Und weil dem so ist so ist 
u~~ mand.1mal ein harter Zwang auferlegt, ein staatsmännischer Zw"n'~ Wir 
n:uss.en mit ~.nserem . Bür~ertum mand.mal G e d u I d hab en, auch in der "Heim­
wehlsache mussen wn- m.t unserem Bürgertum Geduld haben." 

V Der SP-Parteitag legte im Prinzip die Linie der Bereitschaft zu 
erh~n~lunge~ .und zu Konzessi~men .in der Verfassungsfrage fest, 

wobeI. dIese LInIe a~f dem ParteItag vIel Widerstand von seiten der 
DelegIerten hervornef. Als gegen Ende November die Verhandlun­
g.:n Schober-Danneb.erg ta~sächlich zu einem Übereinkommen ge­
fuhrt .ha~ten, wurde eme ReIchskonferenz der Sozialdemokratischen 
ParteI emb.erufen, um über das Verhandlungsergebnis zu beschlie­
ßen. A~f dIeser Konferenz herrschte allgemein die Auffassung, daß 
man nut. den Konzessionen zu weit gegangen war. Die Parteivor­
stands~egle setzte aber einen zustimmenden Beschluß durch nach­
d~m em A?trag des steirischen SP-Funktionärs Mac hol d , der be­
stI~~te Sldlerungen gegen das Notverordnungsredlt des Bundes­
p~asI(I.:n ~en u~d ~egen die. Benach teiligung Wiens enthielt sowie für 
(he MoghchkeIt emtrat, gegen Gesetzesbesdllüsse mit einem Drittel 
der Abgeo~dneten ~ie Entscheidung durch eine Volksabstimmung an­
zurufen, emfach DIcht zur Abstimmung gebracht wurde. 

_ Im Antrag M~cholds wllrde auch die Aufhebung des" Kr i. e g s -
WIr t s c h a f t I 1 C h e ~ E r m ä c h t i gun g s g e set z es" vom 
Jahre 1917 verlangt. DIeses Gesetz war während des Krieges zur Er­
lassung von Notverordnungen ohne parlamentarische Zustimmuno' 
bes?hlossen w?rden und wurde von Dollfuß später bekanntlich zu~ 
ErrIchtung semer uneingeschränkten N otverordnuno'sdiktatur ver­
~endet, ~obei die Sozialdemokratie erklärte, daß dies~s Gesetz plötz­
bch von Irgend welchen Verwaltungsjuristen aus den Archiven aus­
gegraben': ,:.orden sei. In Wirklichkeit jedoch war sich die S~zial­
demokratIe uber das Bestehen dieses Gesetzes vollkommen klar wie 
~~!:._~~t!~_15. ~a_<:.h?.I.5!s .3~f 4er Reichskonferenz vom November 19')9 
der ~ntrag. Machol(ls autd~~r~ R;i:h;k:~f;;:~"z v;~:\~~~~~b~;' 1 9~9 
beweISt.. MI~ Zu s tim m u n g der S P - F ü h run g wurde dieses 
Gesetz I? dIe neue Verfassung hinübergerettet, um dann von der 
BourgeoIsIe zur gegebenen Zeit angewendet werden zu können. 

Am 7. Deze~be! 1?29 wurde die neue Verfassung im Parlament 
an~en?mmen. DIe ~ozlaldemokratie bezeichnete die Verfassung, die 
mit Ihr e n S tim m e n beschlossen wurde, als einen großen Er­
folg, d~, d~m ursprünglichen En'twurf " die Giftzähne ausgerissen 
worden selen. Otto Bau~r sah in der Verfassungsreform sogar die 
"Marneschlacht des Faschismus", durch die der Faschismus eine voll-
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ständige Niederlage erlitten habe, von der er sich nicht mehr er­

holen werde. 
In Wirklichkeit hatte die österreichische Bourgeoisie in der neuen 

Verfassung entscheidende Teile ihres Projektes durchgesetzt. Zum 
Beispiel wurde ein Not ver 0 r d nun g s r e c 11 t des Bundespräsi­
denten eingeführt, das selbst Gulick "als vom demokratischen Stand­
punkt aus nicht ganz harmlos" bezeichnet. D er bekannte öster­
reichische VerwaltungsrechtleI' Professor Me I' k I stellte fest: " Wiens 

gesetzmäßige Stellung ist im Vergleich mit den anderen Bundeslän­
dern nicht unbeträdltlich eingeschränkt worden" , während Ludwig 
in seinem Buch über die Ergebnisse der Verfassungsreform schrieb: 

."An den angestrebten Typus der Präsidenlschaftsrepublik hatte sich eine 
Annäherung insofern vollzogen. als die Verfassuugsreform des Jahres 1929 
dem Nationalrat im Bundespräsidenten ein zweites, gleichfalls durch unmittel· 
bare Volkswahl Zn b erufendes Organ au die Seite stellte, dessen formaler Wir­
kungskreis überdies in beachtlicher Weise erweitert wurde, da er unter ande­
rem das Recht erhielt, die Bundesregierung zu ernennen und zu entlassen, den 
Oberbefehl über das Buudesheer zu führen, den Nationalrat zn Tagungen ein­
zuberufen, seine T agnngen auf Grund eines Beschlusses d es Nationalrates als 
beendet zu erklären, den Nationalrat aufzulösen und unter b estimmten Vor­
aussetzungen gesetzände rnde Verordnnngen, Not ver 0 r d nun gen, zn er-

lassen. ~~ 
In der neuen Verfassung hatte auch der faschistische S t ä n d e-

�l; e dan k e n seine Verankerullg gefunden, indem an Stelle des Bun­
desrates die Bildung eines "Länder- und Ständerates" vorgesehen 
war. Die neue Verfassung trug somit deutlich sichtbare Elemente 
eines autoritären, zum Faschismus neigenden Systems in sich, wenn 
sie aum nicht alle Forderungen erfüllte, die von der Heimwehr und 
von anderen faschistischen Kreisen aufgestellt wurden. 

Neupr Terror 
gegen die 

Kommunisten 

Gegen die Kampagne der Kommunistischen Partei zur Verhinde­
rung der Verfassungsreform richtete die Regierunll; Schober weit­
gehende T e r r 0 r maß nah m e n. Die "Rote Fahne" wurde in 
der Zeit von Anfang Oktober bis Anfang Dezember 1929 nicht weni-
ger als neunzehnmal konfisziert; gegen Redakteure der "Roten 
__ u ,,.,, . , _ _ •.••• _ 1--. T{A~~"n;ct' "h P tp.i l'n 
ger als neunzehnmal KonfiSZiert; gegen lteefa'?nelne ' u.TI·U~~.L~9L~U 
Fahne" und Funktionäre der Kommunistischen Partei wurden in 
diesem Zeitraum achtzehn Hochverratsanklagen erhoben; sechs Re­
dakteure der "Roten Fahne" und fünf Redakteure kommunistismer 
Betriebszeitungen wurden wegen Hochverrats verhaftet, vierzehn 
Betriebszeitungen und mehr als zwei Dutzend verschiedene Flug· 

blätter beschlagnahmt. 
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Der Betrug an den Schutzbündlern 

.Trotz der VOll <?uo Bauer verkündeten " Marneschlacht" des Fa­
s~hlsm~s war von emem Nachlassen seiner Provokationen und Über­
falle ~Ichts zu spüren: Im Februar gab es einen f~lgenschweren 
Feueruberfall der Heimwehr in G r a z E CF CF e n b er "'h 1 d - ° ° g; wa renl 

er ersten Monate des Jahres 1930 standen die österreichischen 
H.o eh sc h u I e n im Zeimen faschistismer Krawalle' in Neu 11-
kIr ehe n wur~le bei einem Heimwehrüberfall ein Arbeiter ermor­
det; auf Wa 111 s ~ h wurde ein Mordanschlag verübt; im März kam 
es zu schweren Helmwehrausschreitun<Ten im <Tanzen Tri e s tin CF_ 

~ a I. und i~mer .. drückender wurde deor betrieobsfaschistische Terr~r 
lD VIelen .!ellen Osten'~ichs, vor allem im Gebiet der Alpine Montan. 

Als .. fur den 4. Mal 1930 von der Heimwehr ein Aufmarsch in 
S.t. Pol t~. n angekündigt ~urde, beschloß die Schutzbundleitullg, 
~Ie Schu~zbundl~r na~~l St: Polten zu rufen, um sie dort gegen neuer­
liche H.elmw.~hrube.rfa.lle m Bereitsdlaft zu legen. Der Landesführer 
der mederosterrelchlschen Heimwehr Raa b erwI'rkt b' m' r h . I "e enn rist lC ~ozla en Landeshauptmalln Bur e s c h ein einseitiges De-
monst·ratlOnsverbot gegen den Schutzbund. 
. Den S c h.~ t z ~ und " in B e r e i t s c h a f t leg e n '\ das war 

e~.ne der ?eb~auchhd)stel1 Methoden der sozialdemokratischen Partei­
fuhrung .1D {lIe:en Jahren der faschistischen Offensive. Im Schutzbund 
wa.ren {he aktIvsten und entschlossensten sozialdemokratischen Ar­
beIter organ.is.iert. Diese lehnten immer entschiedener die Partei­
v~rstandsP.o~ltIk des ~uriickweichens ab, verlangten eine kämpfe­
rische Pohtlk des Widerstands gegen den Faschismus und waren 
auch z~m persönl~,chen Einsatz im antifaschistischen Kampf entschlos­
sen. DIe. SC~lU~zbundler waren in jeder kritischen Situation für die 
zu~ ~aP.ltu.atlOn. entschlossene Parteiführu11g ein ernstes Problem, 
"":eII sie Imme~ ~leder zum Kam~f d~äng' ten. Um eben diesen Kampf­
emsa~z zu vel h~~dern, wurden sie "m Bereitschaft gelegt". 

_. ~le Schu_:zbun~ller glaubten, daß diese "Bereitsdlaft" eine Bereit-

. Die Schutzbiindler' giaubt~~:~I~ß d-ie~e "Be~eitsd;a-ft" eine Be;;it­
~~?aft zum Kamp~ sei, in Wirklichkeit handelte es sich um ein Ma­
llover, durch das {he kampfentschlossensten Arbeiter von den Straßen 
weggezogen l:nd ~~as~rniert werden sollten, bis alles vorüber war. 
Verbunden mit stan{hgen Warnuno'en vor Sondel' UIld E' el I-t' " . . 0" - . Inz a ... 10-

~~n sowie mIt Appellen zur "Disziplin" und " Besonnenheit" war 
lese .Methode. zur Verhinderung von Kämpfen bis zum Februar 

1934 Immer Wieder erfolgreich. 
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Der Korneuburger Faschisteneid 

Die Heimw.ehr hielt am 18. Mai 1930 in Korneub~rg eine .T~gung 
ab, bei der von den Heimwehrführern ein Eid auf em faschlstlsches 
Programm abgelegt wurde, das unter dem Namen '? I<: 0 rn e u ~. u ~­
ger Eid " bekanntgeworden ist. In diesem faschistischen Gelobms 
heißt es u. a.: 

.. Wir wollen Österreich von GmuJ aus erne~lern . Wir w?llen den Volks· 
staa't der Heimwehren. Wir verwerfen den wes t~lch.demokr~tlschen Parlamen~ 
t~rismus und den Parteiellstaat. Wir wollen an seme S.telle. die Selbstven~altuno 
d er Stände setzen und eine starke Staatsführung, die lllcht au.~ Parteleuver· 
tretern, sondern aus J en führenden Vertretern der großen Sta~Hle un? den 
fähi"st ell und ~elehrtesten Männern unserer Volksbcwegllllg gebIldet wlfd . . . 
J ed:r Kamerad

o 
fühle und bekenne sich als Träger der neuen ?eutsc!len Staats· 

gesinnung; er sei bereit, Gilt und Blut einzuset~en; er kenne die ~rel Ge~alten,; 
dcn Gottesglauben, seinen eigenen harten Willen, das Wort semer Fuhrer. 

Unter den wenio'en österreichischen Abgeordneten, die diesen 
Eid des Bekenlltnis:es zum Faschismus ablegten, be~and .~ich a~ch 
der christlichsoziale Heimwehrabgeordnete von Nlederosterrelch 

J ulius Raa b . 

Das Antiterrorgesetz 

In die ReO'ierullO'szeit des Kabinetts Schober-Vaugoin fällt 
neben der Bes~hlußf:ssung über die autoritär-faschistische Verfas­
sungsreform auch die parlamentarische Erledigung des sogenann~en 
A n t i t e r r 0 r CF e set z es, das vom Bundesvorstand der Freien 
Gewerkschaften'" als ein "Ausnahmegesetz schlimmst~r Sor.~e". be­
zeidmet wurde. Schon unter Streeruwitz wurde ein dlesbezughche.r 
Antrag mit weitgehenden Anschlägen gegen die Gewerksc~aftsfrel­
heit im Parlament eingebradlt. Die Unternehmer, erm~tlgt .dur~ 
den Hüttenberger Pakt und die sozialdemokratische Kap~~ulatlO.n lD 

der Verfassungsfrage, drängten auf die Beschlußfassung uber dieses 

~l'ervertassungstrage , urangIen au! Ul~ JJ~~UUUldl"~~U."O u.~V' ~_V" __ 

Gesetz. . 
über die Empörung, die in der Arbeiterschaft über dle~en ne.~en 

Anschlag herrschte, berichtete die kommunistische Presse Mitte Marz: 

DieEmpöruog 
der Arbeiter 

gegen das 
AnUterror­

gesetz 

,.Die Arbeiterschaft ist sich dur<naus der Gefahren bew~ßt, di.e ihr aus die­
sem Zuchthansgesetz drohen. In den Fabriken herrsdl~ eme ~ 1.C k e Lu f t, 
wie sie bei weitem selbst während des Kampfes um die. fasclllstische Verfas· 
snngsällderllllg nicht ZII bemerken war. Die Regiel'l~ng, ,:he v~n der ~a~lpfes­
stimmun~ der Arbeiter unterrichtet ist, hat darauf III Wien Wieder dl~ offent. 
lich ~n Gebäude unter verstärkten Polizeischutz gestellt, hat lIeuenhngs .auf 
dcn wichtigsten Straßen uud Plätzen Doppelpos.ten auffüh,:"en lassen, ~chlckt 
PolizeipatrouiIlcn in ocr Stadt umher uno hat Sich sogar (he Provokation ge-
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leistet, am 13. März di e Zugänge zu den größten Fabriken mit Polizei besetzen 
zu lassen. 

Die Arbeiter der F i a t . Wer kein Wien-Floridsdorf hab en das auf der 
Stelle mit Streik bea ntwortet. An die Direktion wnrde die ultimative Forde­
rung gestellt, daß sie für das sofortige Verschwinden der Polizei sorge. Das 
mußte auch gesdlehell uue! so wurde die Arbeit nach knrzer Zeit wieder auf· 
genommen. In deu anderen Fabriken ist die Stimmung ähnlich. In einer Ver­
trauensmännerkonferenz der Sozialdemokratischen Partei in Floridsdorf kam 
cs zu einem Sturm gegen die Taktik der Führer. Viele Redner verlangten, daß 
das Antiterrorgesetz mit allen Mitteln verhindert werden müsse . 

Die Regierung sucht der Bewegnng in den Fahriken dnrch Te r r 0 r maß -
nah m e n zuvorznkommen. Die "Rote Fahne" wird nun wieder fast täglich 
konfisziert. In St. Pölten wurden am 6. März gegen eine Demonstration von 
einigen hundert Arbeitslosen nehst der städtischen Polizei und Gendarmerie 
zwei Kompagnien Alpenjäger aufgeboten. In Wiener Neustadt hieb Polizei und 
Gendarmerie mit blanker Waffe die Arheitslosen auseinander. In Berndorf 
wurden unter den Arhe'itslosen Massenverhaftungen vorgenommen. Hausdurch­
suchungen und Perlustrierungen hei Kommnnisten sind zu einer alltäglichen 
Erscheinung geworden." 

Von der Sozialdemokratischen Partei- und Gewerkschaftsführung 
wurde dem AntitelTorgesetz in feierlichen Kundgebungen und Mani­
festen der "entschlossene Kampf" angesagt. Da sich der sozialdemo­
kratische Widerstand aber auf große Worte und auf parlamenta­
rische Verhandlungen beschränkte, die gewaltige Kraft der mehr als 
700000 freigewerksdlaftlich Organisierten jedoch nicht eingesetzt 
wurde, konnte die österreichische Bourgeoisie ihr Antiterrorgesetz 
am 5. April 1930 beschließen. In diesem Gesetz wurde ein ver­
k lau s u I i er t es S t r ei k ver bot verankert, mit einem soge­
nannten "Nötigungsparagraphen" wurde der Widerstand gegen die 
Einstellung von Faschisten in den Betrieben mit Gefängnis bis zu 
sechs Monaten bedroht, das Kollektivvertragsrecht wurde einge­
schränkt und der Abzug der Gewerkschaftsbeiträge durch das Lohn­
büro verboten. 

Die "Arbeiter-Zeitung" vom 6. April 1930 schrieb über dieses 
Gesetz: 

~Das Ausnahmegesetz ist gestern von den BÜl'gerblockparteien beschlossen 
wor<le;1. Die Rechtsdeichlteit der Demokratie .ist ;escbä ndet •. di<: Reuublik 

~Uas Ausnanmegesetz Ist gestern von den HUl'gerolockpartelen beschlo~sen 
worden. Die Rechtsgleichheit der Demokratie ist geschändet, die Republik 
durch das einseitig gehässige Gesetz gegen die Schöpfer unJ treuestell Anhän­
ger der Republik entehrt." 

Diese radikale Sprache über das bereits beschlossene Gesetz, das 
durch Massenmobilisierung der Arbeiter, durch die richtige Verbin­
dung von parlamentarischer Opposition und außerparlamentarischer 
Aktion hätte verhindert werden können, diente vo:r allem dem 
Zweck, bei den empörten Arbeitern den Eindruck einer "reyolutio­
nären und oppositionellen" Haltung zu erwed.:en, um sie so weiter­
hin an die Politik des Parteivorstandes binden zu können. 
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Schobers Abriistungsgesetz und Schobers Sturz 

Schober, der wegen der immer schwieriger werdenden Wirt­
schaftslage Österreichs mit allen Kräften auf eine neu ewe s t -
li ehe An lei he für Österreich hinarbeitete, kam dadurch in 
wachsenden Gegensa Lz zu den HeimwehreIl. Von London wurde für 
die Sicherung der angelegten Kapitalien "Ruhe, Ordnung und innere 
Abrüstung" verlangt. Schober mußte daher ein formelles" Ab r ii -
s tun g s ge set z " dem Parlament vorlegen, über das Seipel sagte: 

,.Wenn es ernst gemeint ist, wird es nicht durchgehen; sollte es durch· 
gehen, daull 'var es nicht ernst gelneint.~ ~ 

Die Heimwehr forderte nun. daß zuerst der Schutzbund entwaff­
net werden müsse, und zwar ~nter Kontrolle der Heimwehr, und 
daß für die Dauer der Abrüstung ein Heimwehrler als Innenminister 
zu bestellen sei. Als Schober diese Forderungen abwies, wurde die 
Haltung der Heimwehr Schober gegenüber immer aggressiver. Scho­
ber schlug zurück, indem er über Pabst den Landesverweis verhän­
gen und ihn außer Landes schaffen ließ - eine Maßnahme, die frei­
lich sdlOn wenige Wochen später wieder rückgängig gemacht wurde. 
Das "Abrüstungsgesetz" wurde im Parlament mit den Stimmen der 
Sozialdemokratie beschlossen; von den christlichsozialen Abgeord­
neten stimmten, einem Auftrag der Heimwehrführung entsprechend, 
nur zwei gegen das Gesetz: R i n tel e n und Raa b . 

Natürlich änderte das "Abrüstungsgesetz" an der tatsächlidlen 
Lage in Österreich nicht das geringste. Die Aufrüstung der Heim­
wehr ging ungestört und unter tatkräftiger Mithilfe staatlicher 
Stellen weiter, ebenso ging die Suche und Beschlagnahme jener 
Waffen weiter, die sich in Händen des Schutzbulldes befanden. 

Die Heimwehr, ihr geistiges Haupt Seipel und Vizekanzler Vau­
goin gingen nun daran, den als Kanzler unbequem gewordenen Scho­
ber zu stürzen. Als Anlaß wurde der Widerstand genommen, den 
Schober der BestelluI).g des Heimwehr-Vizebürgermeisters von Graz, 
Dr. S t ra fell a , zum Generaldirektor der Österreidlischen Bun· 
D~;~~S;-r -~~f ; I'i -;~-~~~--Ge~e-rald .irektor der Österreichischen Bun· 
desbahnen entgegenstellte. 

Strafella war für {lie faschistischen Kräfte von besonderer Be­
deutung. Nach der als "Entpolitisierung" getarnten Säuberung der 
Exekutive richtete die Bourgeoisie ihren nächsten Angriff auf die 
Eis e n b ahn er, um durch eine schärfere Personalpolitik die für 
sie besonders gefährliche Drohung eines Verkehrsstreiks beseitigen 
zu können. Strafella, der als Organisator des Streikbruchs einen 
Kampf der Grazer Straßenbahner im Jahre 1928 niedergeschlagen 
und die Freie Gewerkschaft in diesem Betrieb faktisch vernichtet 
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hatte, wurde als der geeignete Mann für die Zerschlagung der Rechte 
der Personalvertretung bei den Bundesbahnen betrachtet. 

Schober war mit der Bestellung StrafelIas ursprünglich einver­
standen gewesen. Als aber in einem gegen die "Arbeiter-Zeitung" 
wegen Enthiillungen über die Person StrafelIas durchgeführten 
Prozeß im Urteil festgestellt wurde, daß die Charakterisierung 
StrafelIas als "unsauber und unkorrekt" beredltigt sei, weigerte 
sich Schober, die Bestellung StrafelIas vor Erledigung dieser An­
gelegenheit durch das Berufungsgericht durchzufiihren. Vaugoin 
gab daraufhin seine Demission, wodurch er den Rücktritt des Kabi­
netts Schober erzwang (25. September 1930). 

VI. Die Heimwehrfaschisten in der Regierung 

Starhemberg wird Innenminister 

Miklas beauftragte Va u goi n mit der Regierungsbildung, 
der eine christlichsoziale Minderheitsregierung mit Heimwehr­
beteiligung zusammenstellte. Innenminister wurde S t a rh e m -
b erg, der kurz zuvor im Kampf gegen Pfrimer zum Bundes­
führer der Heimwehr bestellt wurde, Justizminister wurde der 
Heimwehrler ·und Nazifaschist H u e b er, ein Schwager Görings, 
und Außenminister wurde Sei pe!. Der Nationalrat wurde auf­
gelöst, für den 9. November wurden Neuwahlen ausgeschrieben. 

Vaugoin benutzte die kurze Zeit seiner Regierung, um sofort 
die von seiner Partei gewünschte Regelung bei den Bundesbahnen 
durchzuführen. Er ernannte zum Präsidenten der Österreidüschen 
Bundesbahnen den Sekretär der niederösterreimischen Landwirt­
~dIa~tskammer, Dr. _ Engel?~rt _ Doll fuß, und dieser bestellte 

schaftskammer, Dr. Engelbert Doll fuß, und dieser bestellte 
S t r a fell a zum Generaldirektor. 

Unmittelbar vor der Wahl leistete sidl die Regierung noch um­
fangreiche Provokationen durch Waffensuchen in Arbeiterheimen 
und Schutzbundlokalen in ganz Österreich. Die Parteizentrale der 
Sozialdemokratie in der Rechten Wienzeile wurde stundenlang 
durdlsucht, Mauern wurden umgelegt und Löcher gegraben; auch 
in Wiener Neustadt, in Mödling, Griinbadl und St. Pölten gab es 
Waffensuchen, ebenso in den übrigen Bundesländern, in Graz und 
in Linz, in den Industriezentren der Obersteiermark und in Ober-
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österreich sowie in Innsbruck. Eine bedeutende Anzahl von Maschi­
nengewehren und Gewehren, große Mengen von Munition wurden 
dabei erbeutet. Diese provokatorischen Waffensumen wurden von 
der Sozialdemokratie widerstandslos hingenommen, Proteststreiks 
in Linz und im oberösterreichischen Kohlenrevier von der Partei­
führung abgewürgt. 

Unter den wahlwerbellden Gruppen gab es gegenüber den letz­
ten Wahlen weitgehende Veränderungen. Seipels antimarxistische 
Einheitsliste war auseinandergefallen; neben der Christlichsozialen 
Partei kandidierte nun, mit Schober an der Spitze, eine gemeinsame 
Liste der ,Großdeutschen und des Landbundes, die unter dem 
Namen S c hob e I' - Bio c k bekannt wurde. Seipel und Vaugoin 
bemühten sich sehr, die Heimwehr zur Unterstützung der christlim­
sozialen Liste zu bewegen. Starhemberg und Hueber verhandelten 
aber mit HitleI' und seinem österreichischen Beauftragten über 
eine gemeinsame Kandidatur mit der NSDAP. Diese Verhandlun­
gen scheiterten, weil die Hitlerleute auf Grund ihres großen Wahl­
erfolgs in Deutschland am 14. September 1930 (von 12 auf 107 
Mandate) eine eigene Kandidatur für besser hielten. So kam es 
zur Aufstellung einer Heimwehrliste unter dem Namen He i m a t­
block. 

Die Sozialdemokratie führte ihren Wahlkampf im Zeichen einer 
sehr "radikalen" antifaschistismen Sprache, rief zur "Entscheidungs­
smlacht mit dem Stimmzettel" auf und konnte so den entsmeiden­
den Teil ihrer unzufriedenen Mitglieder und Wähler bei der Stange 
halten. 

Die Kommunistische Partei stellte den Kampf gegen den 
Faschismus und gegen die Politik der Bourgeoisie, die Auswirkun­
gen der sich entfaltenden Krise den Werktätigen aufzulasten, in 
den Mittelpunkt ihrer Wahlkampagne. Sie prangerte dabei die Rolle 
der Fiihrung der Sozialdemokratie an, die durch ihre Kapitulations­
politik dem vordringenden Faschismus den 'Weg bereitete und die 

~8Hf~<ti~ili ~\i ~Ymgd\ll.mli1n..~~lilWlfa1>oJitAk Jl~JeL~\i~\~t~\:; 11m!. ri.~f 
Bourgeoisie bei ihrer Ausplünderungspolitik unterstützte, und rief 
die sozialdemokratischen Arbeiter auf, ihre Stimme der einzigen 
konsequenten antifaschistischen Kraft, der Kommunistischen Partei 
zu geben. Die Wahlkampagne der Kommunistismen Partei fand 
weit größeres Interesse als jene zu den Wahlen des Jahres 1927; 
in allen Teilen Österreichs gab es sehr gut besumte Wahlversamm­
lungen und viele parteilose und sozialdemokratisme Arbeiter stell­
ten sim der Kommunistismen Partei als Wahlhelfer zur Verfügung. 
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Die Wahlen vom 9. November 1930 

Der 9. November brachte der Kommunistischen Partei wohl 
einen gewissen Stimmenzuwachs, aber auch bei dieser Wahl konnte 
eine parlamentarische Vertretung der Partei nom nicht durch­
gesetzt werden. 

Die Sozialdemokratische Partei verlor mehr als 20000 Stim­
men, gewann aber ein Mandat und wurde mit 72 Abgeordneten 
zur stärksten Partei im Nationalrat. Der Sozialdemokrat 
Eid e I' s c h wurde daher im neuen Nationalrat erster National­
ratspräsident; nach seinem Tod übernahm Renner diese Funktion. 

Die Christlichsoziale Partei verlor sieben Mandate und zog mit 
66 Abgeordneten in den neuen Nationalrat ein; der Schober-Block 
erhielt 19 Mandate gegenüber 21 Mandaten, die früher die Groß­
deutschen und der Landbund innehatten; der Heimatblock, der nur 
in der Obersteiermark ein Grundmandat erzielte, war im neuen 
Nationalrat mit insgesamt 8 Abgeordneten vertreten. Die 
NSDAP ging ohne Mandat aus, hatte aber ihre Stimmenzahl von 
rund 20000 auf 111000 erhöht. 

Die Führung der Sozialdemokratie feierte diesen Wahlausgang 
als einen großen Sieg. Renner sprach wieder einmal von einem 
"Wendepunkt", den er vor allem darin erblickte, daß sich nun die 
Möglichkeit einer Koalition mit dem Schober­
Bio c k eröffne. Die Tatsache, daß die Heimwehr nur mit 8 Ab­
geordneten in den Nationalrat einzog, wurde als eine "vernimtende 
Niederlage des Fasmismus" bezeichnet, von der er sich "nicht mehr 
erholen wird". Die Sozialdemokratie sah in diesen Wahlen eine 
Bestätigung ihrer Auffassung, daß man den Faschismus mit dem 
Stimmzettel smlagen könne. Der Fasmismus wählte für seine Aus­
einandersetzung mit der Arbeiterschaft jedom nicht den Stimm­
zettel, sondern die Waffen. 

Die Kommunistische Partei hatte bei dieser Wahl 20 879 Stim­

me~ .~r~~!~~..!Hv .q~!..vEinJ.c~it~l1~K- cLts• ~ehl.au~!ra'lngivsMIJt~ .Hi.~ 
men erhalten. In der Einschätzung des Wahlausgangs stellte die 
Partei fest, daß das Wahlergebnis wohl weit hinter den Erwartun­
gen und auch weit hinter den Möglichkeiten zurückblieb, daß es 
aber dennoch eine sichtbare Änderung anzeigte. Im Gegensatz zu 
den vorangegangenen Wahlen, die der Partei fast ständig Stimmen­
verluste gebracht hatten, gab es bei dieser Wahl Gewinne, in denen 
sich das Anwachsen des Einflusses der Partei zeigte. Als Haupt­
schwächen der Partei, die dazu beigetragen hatten, daß der Wahl­
erfolg nicht größer war, wurde vom Zentralkomitee festgestellt, 
daß es der Partei nom nicht genügend gelungen war, sich an die 
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Spitze des antifaschistischen Kampfes zu stellen, daß vor allem a~lf 
dem Gebiet der B e tri e b s - n n d G ewe r k s c h a f t s a r bel t 
n och O'roße MänO'el bestanden und daß die Ein h e i t s fr 0 nt-

e e d 
ar bei t der Partei noch ungenügend war. Das Argument er 
Sozialdemokratie, daß jede Stimme für die Kommunisten verloren 
sei haue auf breite Schichten unzufriedener sozialdemokratischer 
Arbeiter, mit denen die Partei in ihrem Wahlkampf in Kontakt 
<Tekommen war, noch seine Wirkung ausgeübt. 
e Schon in den nächsten Monaten konnte die Kommunis.tische 
Partei bei G e m ein der a t s w a h 1 e n in vielen Teilen Öster· 
reichs ihren Vormarsch fortsetzen. So gelang es der KPÖ bei den 
Gemeinderatswahlen in Klagenfurt (Februar 1931), gegenüber der 
Nationalratswahl vom November 1930 ihre Stimmenanzahl mehr 
als zu verdoppeln, bei den Gemeinderatswahlen in Oberösterreich 
(April 1931) die Stimmenanzahl fast zu vervierfa~hen, sie in .Salz­
burg (April 1931) zu verdreifadlen und auch. bel den ?ememde­
ratswahlen in Burgenland (Mai 1931) FortschrItte zu erZIelen. ~ll~ 
diese Wahlen zeiO"ten die Aufwärtsentwicklung der KommunlstI· 
sehen Partei und "das Anwachsen ihres Einflusses auf die sozial· 
demokratischen Arheiter. 

Die Zollunionspläne mit Deutschland 

Im Dezember 1930 wurde nach dem Rücktritt der Regierung 
VauO"oin-Starhemberg eine Regierung mit dem christlidlsozialen 
Landeshauptmann von Vorarlberg, End er, a~s ~und~skanzl~r 
gebildet. Es war eine Koalitionsregierung de.!" Chnstl~chsozlalen mIt 
dem Schober-Block- Schoher war in der RegIerung VIzekanzler und 
Außenminister. Di~ Heimwehr trat nicht in die Regierung ein, 
unterstützte sie aber in allen wichtigen Fragen. Der Einfluß der 
Heimwehr gin" auf Grund wachsender innerer Differenzen vor· 
~'.h~_~nl.\'.~ rl ~"~;;,,l~ Anf"nO' 'Q~l ~'lJn 1''' zn f'tiner f'rsten Snaltung l1elmwenr gIn" aut t:irunCl wacn$euuer lUlle] el .J..Fl11Cl {;11"'':;'' 'VL 

überO"ehend zu~ück. Anfang 1931 kam es zn einer ersten Spaltung 
der Heimwehr. S t eid I e, der Wiener Heimwehrfiihrer Major 
F e y und der niederösterreichische Landesführer der Heimweh~, 
Raa b unterstellten ihre Gruppen der Christlichsozialen Partei, 
währen'd auf der anderen Seite S t a rh e mb erg, P fr i m er, 
H u e be r usw. standen, die wiederum ihren Kontakt mit den 
Nazis verstärkten. Der Tiroler christlichsoziale Abgeordnete Doktor 
Kurt S eh u s c h n i g g gründete im Dezember 1930 eine eigene 
katholisch-monardüstische Faschistengruppe unter dem Namen 
"Ostmärkische Sturmscharen" . 
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Die Sozialdemokratische Partei kündigte im Parlament ihre 
Haltung gegenüber der Regierung Ender als die einer "positiven 
Mitarbeit" an. Sie trat wohl nicht formell in die Regierung Ender 
als Koalitionspartner ein, betätigte sich aber als stiller Teilhaber 
an der Politik der Regierungskoalitioll. 

Die erste sichthare Folge dieser Politik war der F i n a n z -
rau b an der sozialdemokratisch verwalteten G e m ein cl e 
Wie n, der in Form einer Neuregelung der sogenannten "Ab­
gabenteilung" mit Zustimmung der Sozialdemokratie durchgeführt 
wurde. Diese Regelung brachte der Gemeinde Wien einen Verlust 
von rund 30 Millionen Schilling im Jahr. Im Zusammenhang damit 
verkündete die Gemeinde Wien eine Einschränkung ihres Wohnbau­
programms. Außerdem wurden Einsparungen beim Personalauf­
wand, d. h. Lohn- und Gehaltskürzungen -durchgeführt. 

Die nächste politisch bedeutsame Aktion der Regierung Ender­
Schober war - nach einem Besuch des deutschen Außenministers 
Cu r t i u s im März 1931 - die Verkündung eines Plans für eine 
d e u t s c h - ö s t e r r eie his c h e Zoll uni 0 n. Das deutsche 
Monopolkapital wollte sich durch eine soldIe Zollunion auf dem 
Umweg über finanzielle und wirtschaftspolitische Maßnahmen den 
Weg zum Anschluß Österreichs an Deutschland ebnen. Diese Zoll­
union war seit den Allschlnßbeschlüssen der Zeit unmittelbar nach 
dem November 1913 der erste offene Schritt der österreichischen 
Regierung in der Richtung auf den Anschluß. Die sozialdemokra­
tische Parteifiihrung, die in der Frage des Anschlusses eincleutig 
im großdeutschen Sinn festgelegt war, unterstützte Schobers Pläne 
für eine deutsch-österreichische Zollunion. 

Die Kommunistische Partei Österreichs betonte in ihrer Stel­
lungnahme zur Zollunion, daß es "um große imperialistische Inter­
essen geht, in deren Brennpunkt Österreich durch den Schritt Scho­
bers und Curtius' gerückt ist". Die Initiative für die Zollunion sei 
vom deutschen Imperialismus ausgegangen, der sich auf diesem 

1&nr Qetfislc~Ü'R" .lWpiJi-<Hi~fsrH8~1 rosg~~'lfg~in~p(l§fhlJib."tlät[tlhmlsJffi 
Weg Österreichs politische und wirtschaftliche Schlüsselstellung im 
Herzen Europas nutzbar zu machen suchte. Die Stellungnahme der 
KPÖ brandmarkte die Haltung der österreichischen Regierung als 
Schützenhilfe für den deutschen Imperialismus und kritisierte auch 
smarf die Zustimmung der Sozialdemokratie, die " in der Zoll­
union, genau so wie nach dem Krieg im Anschluß, ein Ablenkungs­
mittel vom Kampf, eine Vertröstung auf bevorstehende Lösungen 
von außen sieht". 

War es der Sozialdemokratie im Jahre 1918 noch möglich ge­
wesen, ihre Anschlußlosungals einen "Anschluß an die dentsche 
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Revolution" zu verkünden, so erfolgte die Zustim~ung des sozial­
demokratischen Parteivorstandes zur deutsch-österreichischen Zoll­
union zu einem Zeitpunkt, in dem der deutsche Imperialismus 
schon wieder aufgerichtet war und seine imperialistischen, auf die 
Entfesselung eines neuen Krieges gerichteten Bestrebungen deut­
lich zutaO'e traten. In der sozialdemokratischen Zustimmung zur 
Zollunio: zeigte sich in aller Deutlichkeit die für die ganze weitere 
Entwicklung so verhängnisvolle Orientierung der sozialdemokra­
tischen Parteiführung auf die Politik des deutschen Imperialismus. 

Von seiten der Konkurrenten des deutschen Imperialismus, vor 
allem aber von der fra n z ö s i s c h e n Bourgeoisie kam der 
schärfste Widerstand gegen den Schober-Curtius-Plan. Die Ange­
legenheit wurde vor den Völkerbund gebracht und von diesem zur 
endgültigen Entscheidung dem Internationalen Gerichtshof im Haag 
vorO'eleO't. Noch vor der Zurückweisung: der Zollunion durch den to to ~ . 

Haager Gerichtshof mußte Schober un!er französischem Druck vor 
dem Völkerbund erklären, daß sich Österreich von diesem Plan 
zur ü c k z i ehe. Die französischen Imperialisten benützten den 
Hilferuf der österreichischen Regierung nach dem Zusammenbruch 
der Creditanstalt (Mai 1931) , 11m die geplante Zollunion auf kal­
tem Wege umzubringen. 

VII. Wirtschaftskrise und Massenelend 

Die Wirtschaftskrise in Österreich 

Im Herbst 1929 begann in den entscheidenden kapitalistischen 
Ländern der Welt eine Wirtschaftskrise, die bald die ganze Welt 
erfaßte und riesiO'e Ausmaße annahm. Es handelte sich um eine 
.LJQJ.J.U\JJ. J.J. U\..oJ. "\.fit' '-'''' .Ll. ,", 1'1'.1..1 "O\.A.laJ. "0"".1.1.0'-', U.I.'-' .&.Iu,1.U \1...I.v ö ........... """" .. "'." 

erfaßte und riesjge Ausmaße annahm. Es handelte sich um eine 
Übe r pro d u k t ion s k r i se, in der sich die Worte Stalins 
bestätiO'ten, "daß die Entwicklung der Technik in den kapitalisti­
schen Ländern, das Wachstum der Produktivkräfte und der kapita­
listischen Rationalisierung angesichts der Schranken, die der 
Lebenshaltung der MiIIionenmassen der Arbeiter und Bauern gezo· 
gen sind, unvermeidlich zu einer schweren Wirtschaftskrise führen 
muß". 

Obwohl die österreichische Wirtschaft in den vorangegangenen 
Jahren der relativen Stabilisiernng des Kapitalismus, die in vielen 

r 
Ländern zu einer umfassenden Konjunktur geführt hatte, nur 
einen sehr schwachen Aufschwung verzeichnen konnte, war auch 
in Österreich mit großer Zuversicht und starkem Optimismus die 
Theorie von der unzerstörbaren Stabilität der ka pitalistischen 
Wirtschaft verkündet worden. So wie in anderen Ländern priesen 
auch in Österreich die Sozialdemokraten die Segnungen des 
" 0 r g a n i sie r t e n Kap i tal i s mus", der nun das Mittel 
gefunden habe, um mit dem Übel der immer wiederkehrenden 
kapitalistischen Krisen Schluß zu machen. 

Gegen diese Auffassungen traten die Kommunisten mit aller 
Entschiedenheit auf. Der 10. Parteitag der KPÖ (Februar 1929) 
warnte die Arbei terschaft vor Illusionen über die "Stabilisierung 
des Kapitalismus", er wies auf die inneren Gesetzmäßigkeiten des 
kapitalistischen Systems hin und zeigte die drohende Wirtschafts· 
krise mit all ihren Lasten und Gefahren für die werktätigen Mas­
sen_ Die weitere Entwicklung sollte sehr schnell zeigen, wie recht 
die Kommunisten hatten. 

Schon Ende 1929 gab es ein sprunghaftes Ansteigen der Arbeits­
losenzahl, der Außenhandel zeigte einen deutlichen Rückgang, die 
Valutadeckung der Notenbank sank und die Aktienkurse fielen. 
Die Aufträge in der Industrie gingen stark zurück, bei der Alpine 
Montan setzten Massenentlassungen ein und im ganze'n Land kam 
es zu Betriebsstillegungen, vor allem in der Textilindustrie. 

Einige Zahlen illustrieren den schnellen R ü c k g a n g der 
i n d u s tri e I I e n Pro d u k t ion: Betrug die Eisenerzförde­
rung noch im Juli 1929 193 300 Tonnen, so war sie im Februar 
1930 bereits auf 108000 Tonnen gesunken_ Im Juli 1931 wurden 
nur mehr 52 000 Tonnen gefördert. In der Roheisenerzeugung wur­
den noch im Juli 1929 mehr als 80 Prozent der vorhandenen Kapa­
zität ausgenützt; im Februar 1930 waren es nur mehr 42 Prozent. 
Bei Rohstahl war die Kapazitätsausniitzung im Juli 1929 99,7 Pro­
zent; im Februar 1930 betrug sie nur noch 53 Prozent. In der 
Eisen- unrll;;t<> h linfin"triPJJ JrUlr}..ten. r!;p Rp~t",II"'),,.'tT' ;~ t1 .. 11· l0ct"O .... a ... , u:ir'i- fflt'U'Jr- :;O':'U t:trug' l;le nur nocll ;),:, rrozen. n er 
Eisen- und Stahlindustrie machten die Bestellungen im Juli 1929 
noch 118,5 Prozent der Kapazität aus; im Dezember 1929 waren es 
nur m.ehr 74,3 Prozent. 

Im Sommer 1930 kam es zu umfassenden Be tri e b s s ti 11 e . 
gun gen. Die Hütte Donawitz beschäftigte zu Beginn des Win ters 
1929 noch rund 9000 Arbeiter; im Juli 1930 waren es nur 4500. 
Wegen Mangels an Aufträgen wurde im Sommer 1930 der O'anze 
Betrieb auf einige Wo chen stillgelegt. Im Kärntner BleiberO'bau

to 
wur­

den innerhalb weniger Monate 400 von den 1600 Arbeite~n entlas­
sen; die Schmelzhütte des Kupferbergwerks Mitterberg wurde ganz 
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stillgelegt. Die österreichi8chen StahlgieBereien entließen rund 30 Pro­
:t,ent ihrer Belegschaft. Von den vier Lokomotivfabriken wurden 
drei gesperrt. In der Textilindustrie wurde die Fabrik Trumau­
Mariental mit 1200 Arbeitern stillgelegt und 14 weitere Betriebe mit 
clnrcbschnittlich je 200 bis 300 Arbeitern wurden o·eschlossen. Die 
Arbeitslosigkeit erreichte im Winter 1930/31 die Rekordhöhe von 
470000, wodurch mit den Familienano-ehörio'en weit über eineinhalb 
Millionen Menschen vom Elend der Arbeitslosio-keit erfaßt wurden. 
Fast ein Viertel der noch Arbeitenden stand in. Km·zarbeit, an vielen 
Stellen wurden nicht mehr als 20 Wochenstunden gearbeitet. 

Die Auswirkungen dieser Lage auf den K 0 n S um der Bevöl­
kerung waren sehr ernst. Der Verbrauch an allen lebenswichtio'en 
Nahrungsmitteln ging erheblich zurück. Der Zuckerverbrauch fi.el~lm 
20 Prozent, der Fleischkonsum um 30 Prozent. Wurden im ersten 
Halbjahr 1929 in Wien 71 960 Stiick Vieh an<Yetrieben. so waren es 
im gleichen Zeitraum des Jahres 1930 nur mehr 39 230 Stück:. 

Zugleich wurde das Dorf von der mit der Industriekrise ver· 
bundenen A g l' ar k r i s e aufs schärfste getroffen. Die Verschul­
dung erreichte ungeheure Ausmaße. Der landwirtschaftlich o-enutzte 
Boden war durChschnittlich mit 120 Schillino- Schulden pro" Hektar 
belastet, die Zahl der Exekutionen stieg tägli'dl an. Auf Kosten der 
Verbraucher besdtloß die Regierung Schober-VauO'oin im Sommer 
1930 ein "Notopfer" für die Landwirtschaft, durd~ das der Zucker­
und Bierpreis eine gewaltige Erhöhung erfuhr. Die Art der Vertei-
1ung dieses Notopfers zeigt deutlidl folgende Aufstelluno' über die 
niederösterreichische Landwirtschaft: fiir 88 000 landwirfsChaftliche 
Betriebe mit weniger als 5 Hektar wurden 6 Millionen SchillinG' aus­
gew.orf en; ~las ergibt pro Wirtschaft 67 Schilling. 391 Großg~'und­
beSItzer mIt mehr als 200 Hektar Bodenbesitz erhielten jedoch 
21800000 Schilling; das sind pro Wirtschaft 66000 Schilling. .-

Anfang 1931 veröffentlichten der "Verband der obersteirischen 
Eisen- und S~ahlwerke" und der "Verband der Hüttenwerke Öster· 

Eisen- und Stahlwerke" und der "Verband ~l~r Hütt~m~e~ke Öster. 
reidls" einen Bericht, aus dem folgende Zahlen ersichtlich werden: 

Bei der Roheisenerzeugung war der Stand im Novembel' 1929 72 Prozent 
der normalen Beöchäftigung; im November 1930 waren es nur mehr 216 Pro· 
zent. Bei Rohs~ahl waren es im Novemher 1929 73 Prozent, im Novemb;r 1930 
~3,l Prozent; m den Walzwerken waren es illl Novcmber 1929 77,9 Prozent, 
un November 1930 39,9 Prozent. Die Aufträge waren zwischen Jänner und 
November 1930 auf weniger als die Hälfte gesunken. Von den damals in Öster. 
rcich befindlichen acht Hochöfen und 68 Martin- und Elektroöfen waren im 
ersten Quartal 1930 noch drei Hochöfen und 53 Martill- und Elektroöfen im 
Betrieb. Im November 1930 arbeiteten nur mehr ein Hochofen und 20 Martin· 
und Elektroöfen. 
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Der Angriff auf die Löhne und die Arheitel'rechte 

Diese verzweifelte wirtschaftliche Situation benützte die Bom­
geoisi~ zu massiven Angriffen auf die Löhne, die Kollektivverträge 
und (he Arbeitslosenunterstützung. Der Angriff auf die Löhne war 
deshalb schwerwiegend, weil die Löhne der österreichischen 
Arbeiterschaft sowieso schon zu den niedrigsten in Europa zählten. 

Die Unternehmer richteten ihre Angriffe insbesondere O'eO'en die 
A k kor d I ö h n e; sie versuchten eine allo'emeine Kür~u~O' der 
kollektivvertraglieh festgelegten Mindestlöh~e zu erreichen: vor 
allem aber bemühten sie sich, das von den Arbeitern erkämpfte 
System verbindlicher KollektivverträO'e zu zerschlao'en um die An-

'ff 1 "" , gr.1 e ge!5en (ie Sozialrechte und gegen den Lohn der Arbeiter be-
tnebswelse, d. h. unter Aufsplitterung der Widerstandsfront der 
Arbe~ter, durchführen zu können. So verlangte die Direktion der 
Alp ln e Mon t a n Anfang 1931 eine 20prozentio'e LohnsenkunO'. 
Da sich die ~rbeiter zur W.ehr setzten, wurde in de~ Bergbaubetri~­
ben ' der Alpm~. ~ontan eme umfassende Kürzung der vertraglich 
festgelegten Pramlen durch einfache Mitteilung der Direktion vor­
genommen. Gleichzeitig kündigte die Alpine Montan allen Arbeitern 
i~rer Betriebe, wobei sie mitteilte, daß diese Kündigungen lediglich 
emen formalen Charakter hätten, wenn jeder Arbeiter innerhalb 
von 14 Tagen einen Einzelvertrag mit der Direktion unterschreibe. 

Nadl dem Muster der Lohnraubtaktik der Alpine-Direktion O'in­
gen auch die B ö h I e l' - Wer k e und andere Betriebe der Me~all­
industrie vor. Die Gewerkschaft erhob wohl formellen Protest 
or~anisierte aber keinerlei Abwehr gegen die Unternehmeranschläge: 
MItte 1931 veröffentlichte die kommunistische Presse eine Übersicht 
über den Lohnraub im letzten Halbjahr, aus der hervor<Yeht daß die 
Löhne in diesem Zeitraum durchschnittlidl um mehl' al~ 10' Prozent 
gesenkt worden waren. Lohnsenkung für die Arbeiter und Unter­
stiitzungsraub an 'den ständig zahlreicher werdenden Arbeitslosen 

:;::.~~~~3lr"§~e 1!l~v~eE.~!R~~ep_~~~ _~~.~~I~~E~1E'p".~~~e!_~e_i_t: _____ _ 
- das war die Lage der arbeitenden Bevölkerung dieser Zeit. 

Widerstand gegen diese Entwicklung gab es nur dort wo es kom­
munistischen und oppositioneilen Gewerkschaftern gela~g, die Sabo­
tage der Gewerkschaftsführung zu brechen und den Kampf der Ar­
beiter zu organisieren. Beim erfolgreichen Streik in der Wiener 
Schuhfabrik Michelstädter, bei denStreikkämpfen in der Möllersdör­
fer Textilfabrik und der Pottendorfer Spinnerei spielten kommu­
nistische und oppositionelle Gewerkschafter die entscheidende Rolle. 

Besonders erfolgreich war die Arbeit der Kommunisten unter 
den Ar bei t s los e n. Kommunistische Arbeitslose führten bei 
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den Stempelstellen Arbeitslosellversammlungen durch, auf den~n 
Arbeitslosenkomitees gewählt wurden. Diese Komitees bestanden In 

ihrer Mehrheit aus soz.ialdemokratischen und parteilosen Arbeits­
losen. Das "Zentrale Arbeitslosenkolffiitee" leitete die Tätigkeit der 
lokalen Komitees. Besondere Erfolge auf dem Gebiet der Organisie­
rung der Arbeitslosen gab es in Wien, Niederösterreich, Steiermark 
und Oberösterreich. Diese Arbeit machte sowohl den SP-Vorstand 
wie auch die reformistische Gewerkschaftsführung sehr nervös, sie 
entfalteten daher eine scharfe Hetze gegen die Arbeitslosenkomitees 

. und gründeten als Gegengewicht sozialrlemokratische und freigewerk­
schaftliche Arbeitslosenkomitees, denen aber jeder kämpferische 
Charakter fehlte. 

Das Zentrale Arbeitslosenkomitee organisierte am 25. Februar 
1931 einen Kampf tag der Arbeitslosen gegen Massenaus­
steuerunO'en und Unterstützungskürzungen. Trotz Verbotsmaßnah­
men unlstärkstem Polizei- und Gendarmerieeinsatz fanden in allen 
Teilen Österreichs kraftvolle Kundgebungen der Arbeitslosen statt. 
In Klagenfurt demonstrierten etwa 2000 Arbeitslose am Haupt­
pla tz. Die Versuche der Gendarmerie, diese Kundgebung unter An­
wendung O'rößter Brutalität zu brechen, scheiterten. Unter dem 
Druck der "'Kundgebung bewilligten die Kärntner Landesregierung 
und die KlaO'enfurter Gemeindeverwaltung die Auszahlung außer­
ordentlicher Beihilfen an die Arbeitslosen. In Leoben versuchte ein 
O'roßes PolizeiaufO'ebot vergeblich, den DemollStratiolIlszug von 1500 
Arbeitslosen aufz~lhalten. Auch in Baden und Gloggnitz konnte die 
Durchführung verbotener Kundgebungen erzwungen werden. In 
Wien fand ein O'roßer Demonstrationsmarsch mit nahezu zehntau-'" . send Teilnehmern, unter denen auch viele streikende Arbeiter 
waren, über die Ringstraße mit anschließender Kundgebung -:or 
der Votivkirche statt. In Graz nahmen 3000, in Steyr 1000 ArbeIter 
an den Demonstrationen teil. 

Die Arbeitslosendemonstrationen vom 25. Februar zeigten, 
daß b rei te Schichten der Arbeitslosen bereit waren, den aktiven 
daß - b;ei~; -s-chi~h;;~--d;~--Ä;b~i~~i~-s~n 'b~;ei;-~a;e-;'- -d~~ ~kti~-;~ 
Kampf für Arbeitsplätze und menschenwürdigere Unterstützungen 
aufzunehmen. In diesem Kampf fanden sie nur bei der Kommuni­
stischen Partei Unterstützung und Hilfe. 

Der Zusammenbruch der Creditanstalt 

Der Zusammenbruch der Creditanstalt am 8. Mai 1931 brachte 
eine gewaltige Verschärfung der Krise in Österreich. Der Zusammen-
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bruch dieser Bank war das letzte Glied einer ganzen Kette von Ban­
kenzusammenbrüchen; vor der Creditanstalt hatten solche Groß­
banken, wie die Verkehrsbank, die Unionbank, die Zentralbank 
deutscher Sparkassen, die Anglobank und die Boden-Kreditanstalt 
dasselbe Schicksal erfahren. Die Creditanstalt hatte auf dem Weg 
ständiger Fusionen die Aktiven und Passiven aller dieser Banken 
übernommen, so daß sie zur Zeit ihres Zusammenbruches als Grpß­
bank nicht nur eine faktische MonopolsteIlung innehatte, sondern 
auch rund 80 Prozent der österreichischen Industrie kontrollierte . 

Die Creditanstalt war durch viele Fäden an das Auslandskapital 
gebunden; sie gehörte faktisch zum Konzern der Ban k von Eng -
la n d, die Großaktionär der Creditanstalt war und entscheidende 

. Vertreter im Verwaltungsrat hatte. Das amerikanische Finanzkapital 
war dmch das Ban k hau s War bur g mit der Creditanstalt ver­
bunden und ebenfalls im Verwaltungsrat vertreten. Die Fusion mit 
der Boden-Kreditanstalt brachte das französische Finanzkapital mit 
der Gruppe S c h n eid e r - C r e u z 0 t in die Creditanstalt; der 
Chef dieser Gruppe, Eugen Schneider, war Mitglied des Verwaltungs­
rates der Creditanstalt. Das große Interesse des Auslandskapitals für 
die Creditanstalt erklärte sich daraus, daß diese Bank neben ihrem 
überragenden Einfluß in Österreich noch immer starke Positionen in 
jenen Staaten hatte, die früher ganz oder teilweise zum Habsburger­
reich gehört hatten, 

Als es zum Zusammenbruch der Creilitanstalt kam, schlossen sich 
die ausländischen Finanzkapitalisten zu einem Komitee der Aus­
landsgläubiger zusammen; es ging ihnen dabei um ihre Anlagen und 
um ihren Einfluß in Österreich und seinen Nachbarländern. Unter 
dem Druck des . Auslandskapitals wurde eine San i e ru ng der 
C red i t ans tal t durchgeführt, die für die österreichischen Steuer­
zah ler eine Belastung von fast eineinhalb Milliarden Schilling brachte, 
eine Summe, die mehr als ein halbes Jahresbudget des österreichi­
schen Staates ausmachte. Im Ergebnis dieser Sanierung, bei der das 
4. "sl",ntls.lranita 1 .p .. in. ~nt<:('l.Plil.p.nrlp~ W t'trt ""'t\Ln,.." "l. .. ",,.tl,, tla·" Crps­SMten"::sta'!Hel; ailsmacnte_ Im .crgennIs meser ~anlerung, bel er ua 
Auslandskapital ein entscheidendes Wort mitsprach, wurde die Cre­
ditanstalt und über sie der Großteil der österreichischen Industrie 
noch stärker als früher unter die Kontrolle des ausländischen Finanz­
kapitals gebracht. Alle diese Maßnahmen, darunter die Einsetzung 
ausländischer, als" B e rat er" getarnter Kontrollore und General­
direktoren, fanden die volle Zustimmung der Sozialdemokratie, 
genau so wie die im Rahmen der Sanierung verlangten Abbaumaß­
nahmen, die Gehaltskiirzungen bei den Bundes- und Bankangestell­
ten, der weitere Unterstützungsraub an den Arbeitslosen, die Er­
höhung von Tarifen und Zöllen usw. 
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dieser Politik in der Gewinnung der sozialdemokratischen Arheiter 
für eine kämpferische Ein h e i t s f r 0 n t. Den Bemühungen der 
Kommunisten, die sozialdemokratischen Arbeiter für den einheit­
lichen Kampf zu gewinnen, stellte die soozialdemokratische Partei­
führung immer häufiger das Schlagwort von der "Einheit innerhalb 
der Sozialdemokratie" gegenüber. Dazu sagte Genosse K 0 pIe n i g : 

" Im gegenwärtigen Zeitpunkt der großen R adikalisierung unter den SP­
Arhei tern gebraucht die SP-Bürokratie mit besonderem Nach.druck das 
S ch i a " w 0 r t der Ein h e i t als Mittel des Kampfes gegen die Kommu­
nisten. Die Einheit der Arbeiter nnter Führung der SP ist die Niederlage und 
die E inheit der Passivität. Wir müssen zeigen, daß die revolutionäre Einheit 
des Prole tariats in der SP nicht verwirklicht werden kann_ Die Arbeiterschaft 
braucht die revolutionäre Einheitsfront des Kampfes gegen alle Angriffe der 
Bourgeoisie, verkörpert in den - verschiedenen Formen der Einheitsfront von 
un ten: Kampfausscbüsse in den Betrieben, Arbeitslosenausschüsse auf den Ver­
mittlungen, Organisierung von Konferenzen zur Durchführung gemeinsamer 

ktionen. Gegenüber der Einheit der SP mit der Bourgeoisie zur Rettung des 
Kapi talismus arbeiten wir an der Herstellung der Einheitsfront aller Arbeiter." 

Im Hauptreferat des Parteitags wurde auch die verzweifelte Lage 
der werktätiO"en Bau ern Österreichs eingehend behandelt. Betrug 
die O"esamte t> Verschuldung der österreichischen Bauernschaft im 
Jah/1923 rund 14 Millionen Schilling, so war sie zur Zeit des 
11. Parteitags auf 1 Milliarde Schilling angewachsen. Der Parteitag 
kritisierte die ungenügende Arbeit der Partei zur Einbeziehung der 
werktätio-en Bauern in den Kampf gegen Wirtsdlaftskrise und Hun-

t> • 
gersanierung und verpflichtete die Parteiorganisationen zu emer 
systematischen und organisierten Arbeit auf dem Lande. 

Der 11. Parteitag stellte der gesamten Partei auch die Aufgabe, 
der Tatsache Redmung zu tragen, daß sich die Mitgliederzahl der 
Partei verdoppelt hatte, und fÜl; eine weitgehende Erneuerung der 
Kader zu sorgen. In diesem Sinne wählte der 11. Parteitag viele 
neue Arbeitermitglieder in das Zentralkomitee der Partei_ 

Im Zusammenhang mit der Creditanstalt-Krise war es zum 
R ü c k tri t t der R e g i e run gEn der gekommen. Zue.rst 
y.e~s~~~e_ ?~ipe!_ ~i? ~~ali~i?!.ls.~~b!n~t mit Ei~schluß der Soz~al­
versuchte Seipel ein Koalitionskabinett mit Einschluß der Sozial­
demokratie zu bilden. Der Parteivorstand lehnte aber ab, weil ihm 
die direkte Teilnahme an einer Regierung, deren Hauptaufgahe die 
DurchfiihrunO" äußerst unpopulärer, die Volksmassen stark treffen­
der Maßnah~en zur Sanierung der Rothschildhank war, zu gefähr­
lich schien. So wurde eine bürgerliche Koalitionsregierung mit 
Bur e s eh als Kanzler gehildet. Die Sozialdemokratie verkündete 
schon in der Debatte zur Regierungserklärung ihre Bereitschaft zur 
"positiven Mitarbeit" . In diesem Sinn unterstützte die Sozialdemo­
kratie faktisch alle Maßnahmen der Rothschild-Sanierung; z. B. 
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stimmten die sozialdemokratischen Abgeordneten im Herbst 1931 
für Bureschs "Budgetsanierungsgesetz", das für breite Schichten der 
arbeitenden Bevölkerung n~ue schwere Belastungen brachte. Aber 
diese Politik der offenen Unterstützung der schlimmsten Auspliin­
derungsmaßnahmen der Regierung gegenüber der arbeitenden Be­
völkerung wurde immer wieder durch ein scheinoppositionelles Auf­
treten in der Öffentlichkeit getarnt, so daß breite Kreise der sozial­
demokratischen Arbeiter nicht so sehr die "positive Mitarbeit" und 
die Kapitulation der Sozialdemokratie, als vielmehr ihre "Oppo­
sition" sahen. 

Terror gegen die Kommunisten 

Gegen die Kommunistische Partei, deren Einfluß in der Arbeiter­
schaft immer stärker und deren Kampfaktionen immer wirksamer 
wurden, richteten sich im wachsenden Maße Terrormaßnahmen und 
Verfolgungen von seiten der Behörden. Besonders nervös wurde die 
Regierung durch die starke Beteiligung an den Gedenkkundgebun­
gen anläßlich des Jahrestages des 15. Juli und an den An ti­
Kr i e g s dem 0 n s t rat ion e n am 1. August. Mehr als 600 De­
monstranten wurden aus diesem Anlaß von Polizei und Gendarmerie 
verhaftet. 

Nach dem 1. August richtete der Landhund-Innenminister 
W i n k I e r an die Bezirkshauptmannschaften, an die Polizei- und 
Gendarmeriekommandos die Weisung, "jede kommunistisdle Agita­
tioln :~n, jeder Weise zu unterdrücken und zu verhindern". Fast 
jede Versammlung der Kommunistischen Partei wurde verboten, 
selbst Mitgliederversammlungen wurden verhindert; in einer Ort­
schaft in der Steiermark nahm die Gendarmerie, als die bevorste­
hende Gründung einer Ortsgruppe der KPö bekannt wurde, bei 
"Verdämtigen" Hausdurchsuchungen vor und beschlagnahmte Bei-
~~ittserklä~n~Em __ ~E.~ __ !'1.i~g}~~~~~~~e~:_ If.?}lll~~~i.~!~~ .. <mll,cös.!t~: 
trittserklärungen und Mitgliedskarten. Kommunisten mit öster­
reichischer Staatshürgerschaft wurden aus den Bundesländern, in 
denen sie nicht heimatberechtigt waren, wegen "politischer Bedenk­
lichkeit" auf Lebenszeit ausgewiesen und per Schub ihren Heimat­
gemeinden überstellt. 

In dieser Zeit gab es eine deutliche AufwärtsentwicklunO" des 
"Kommunistischen Jugendverbands Ös~er­
r eie h s ". Die Arbeit der kommunistischen Jugendlichen unter 
den unzufriedenen Mitgliedern der "Sozialistischen Arbeiterjugend" 
(SAJ) zeigte ibre ersten größeren Ergebnisse. Es kam zu Übertrit-

57 

Das Verbot 
des KJV Im 
Herbst 1931 



DIe 
Kommunisten 

organisieren 
dfn 

Widerstand 

ten von ganzen Gruppen von sozialistischen Jugendlichen, und in 
o-anz Österreich wuchsen die Organisationen des KJV an. Gegen 
diese Entwicklung schritt das Innenministerium ein, indem es die 
revolutionäre Kampforganisation der Arbeiterjugend, den KJV, 
verbot. 

In den Verfolgungsmaßnahmen gegen die Kommunisten wider· 
spiegelte sich die Angst vor dem ,;,achsenden Einfluß ~ler Kom~u. 
nisten in der österreichischen Arbeiterbewegung und dIe zu ne b· 
me n d e Fa s chi sie run g der Regierungspolitik. Die Komn~u. 
nistische Partei forderte die SozialJemokra tische Partei zu gemem­
samen Kampfaktionen gegen diese Maßnah~en der politischel! . Ver· 
folo-uno- auf, der sozialdemokratische Parteivorstand lehnte Jedoch 

00 , . V fl alle Schritte in dieser Ridltung ab, er betrachtete die er 0 gung 
der Kommunisten als ein geeignetes Mittel gegen die wachsende 
Radikalisierung in den eigenen Reihen. 

Der Pfrimcr-Plltsch 

In der Nacht vom 12. auf den 13. September 1931 besetzten 
schwerbewaffnete Heimwehrbanden große Teile der Obersteier· 
mark. Ihr Führer, der Judenburger Redltsanwalt P fr i m er, er· 
klärte in einer Knndmachung: 

. .. In höchster Not hat mi ch das Volk von Ös ter r eidl zu sein er R.ettu~l 
"erllfcn. zum obersten Hüter seiner R echte. D er HeimatschlItz ergreift 1 
Sinne s ~in e r Grundsätze die Macht im Staat." 

Pfrimer proklamierte sich selbst in einel.~ von ihm gezeic~nete 
"Verfassungspatent" zum "Staatsfiihrer" Osterre~dls. Wo Imme) 
die Heimwehr ihren Putsch durchführte, fand Sie Duldung un.d 
Unterstützuno- seitens der staatlichen und der Landesbehörden; di 
Exekutive leistete der "Madltergreifung" nicht den geringsten 
Widerst·and. Alles schien programmgemäß zu verlaufen, bis si ch 

Wru~rJ~~~M~ mrJV ~hr.~~tzJ~~.;_ ------0 ---- -- --
die Arbeiter zur Wehr setzten. 

Die Sozialdemokratie kasernierte sofort nadl Eintreffen dei 
Putschnachricht den Schutzbund und gab die Weisung aus, daß deI 
Wide~stand o-eo-en den Putsch "alleinige Aufgabe der Staatsgewalt' 
sei. In den Pu~chgebietell selbst ließen sich die Arbei~er aber ni~ 
davon abhalten den Faschisten entgegenzutreten. BeI der Orgalll 
sieruno- VOll Widerstandsaktionen spielten die Kommunisten :-illl 
wichti;e Rolle. So wandte sich die Leobner Organisation ~ler K~ 
am Morgen des 13. Septemher mit · einem Flngblat~ an. (he sO~lal 
demokratischen Arbeiter und Srhntzbiindler lind rLrf sie zn ClIle 
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sofortigen antifaschistisdien Kundgebung auf den Hauptplatz von 
Leoben. Innerhalb einer Stunde hatten sich mehr als 3000 Arbei­
ter auf dem Hauptplatz eingefunden, die nam einer Ansprache 
von Franz H 0 n n e r darangingen, Leoben von den Faschisten 
zu säubern. Unter dem Drud( der Arbeiter räumte die Heimwehr 
schon gegen Mittag die Stadt, wobei die Gendarmerie den Rückzug 
rler Fasdlisten deckte. 

Auch in anderen Orten der Obersteiermark traten die Arbeiter 
den Heimwehrfaschisten entgegen, wobei in Kapfenberg zwei 
Arbeiter von der Heimwehr erschossen wurden.- Der Widerstand 

. der obersteirischen Arbeiter und die Tatsache, daß der Putsch­
versum im wesentlichen auf die Obersteiermark beschränkt blieb, 
führte zum schnellen Zusammenbruch des faschistischen Abenteuers. 
Die Behörden schritten auch jetzt nicht ein; so konnte sich die 
Heimwehr in voller Ruhe zurückziehen, konnte alle Waffen in 
Sicherheit bringen und ihren " Staatsführer" außer Landes schaffen. 

Am Tag nach dem Putschversuch kam es in der obersteirisdien 
Industrie zu Arbeitsniederlegungen. Die Kommunisten organisier­
ten unter Teilnahme vieler sozialdemokratischer Arbeiter Demon­
strationen 'in Judenburg, Fohnsdorf, Bruck und Kapfenberg, gegen 
die von der Gendarmerie mit Bajonettattacken vorgegangen wurde. 
Die aktive Rolle, welche die kommunistischen Arbeiter bei der Ab­
wehr des Putsches gespielt hatten, verstärkte ihren Einfluß in der 
Obersteiermarle Eine Reihe von nenen Ortsgruppen der Partei 
konnte in dieser Zeit im obersteirischen Industriegebiet gebildet 
werden und bei der Betriebsratswahl im Alpine-Bergbau See graben, 
die am Tag nach dem faschistischen Putschversuch stattfand, konnte 
die von den Kommunisten unterstützte Liste der "Revolutionären 
Gewerkschaftsopposition" zum erstenmal in diesem Betriebsrat 
zwei Mandate gewinnen. 

Aber auch in dieser Situation der allgemeinen Empörung über 
den fasmistischen PutsdlVersuch gelang es der sozialdemokratis~hen 
Palitp.;fiihTUBo- .-1ie AJ...tjoTIlm dp.r Arbeiterschaft abzufangen indem her rtc,:1: Ii:)" o'1..1Je-I:n, .1. lltl>\;lr~~r~ul:n. öc;;J.au.5 c "' \.{C .L OVLo.lCU.U t:.. 1.UU.l'\..1.aI..J.O~J\"'J..I. 

Parteiführung, die Aktionen der Arbeiterschaft abzufangen, indem 
sie den Zusammenbruch des Putsches als ihren Sieg verkündete und 
die Arbeiter auf die gerichtliche Abstrafllllg der Putschisten ver­
tröstete. Pfrimer, der wußte, daß er von der österreichischen Klas­
senjustiz nichts zu befürchten hatte, kehrte zum Prozeß (Dezem­
ber 1931) nach Österreich zurück. 

Pfrimer wurde von den Geschworenen, unter denen kein ein­
ziger Arbeiter war, einstimmig fr e i g e s pro c he n. Während 
des Prozesses, der in Graz durchgeführt wurde, ließ der mit den 
Heimwehrputschisten eng verbundene steirisch e Lamleshanptmann 
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R i n tel e n im Rathaus des nahe gelegenen V 0 i t sb erg eine 
Waffensuche durchführen. Die Gendarmerie schoß in die Menge, 
die sich vor dem Rathaus angesammelt hatte und tötete zwei Demon· 
stranten. Die von den Behörden provozierte Schießerei von V oits· 
berg wurde im Prozeß zur Beeinflussung der Geschworenen benützt, 
denen die Notwendigkeit von Heimwehraktionen gegen solche und 
ähnliche "kommunistische Gewalttaten" vorgehalten wurde. Für 
die Atmosphäre dieses Prozesses ist bezeichnend, daß Gerichtshof 
und Geschworene den Freispruch Pfrimers mit dem Faschistengruß 
und Heilrufen begrüßten. 

Mit welchen Methoden die Sozialdemokratische Partei die Em· 
pörung der Arbeiterschaft abzufangen verstand, zeigt die " radikale" 
Sprache des anläßlidl der Freisprechung Pfrimers veröffentlichten 
Aufrufs des Parteivorstands: 

"Was vorauszusehen war, ist gescheh en: die Hochverräter vom 13. Septem. 
ber sind fr eigesprochen worden. Es war e in wohlgesiebtes Klassengericht, das 
sie freigesprochen hat; nicht ein einziger Arbeiter saß auf der Geschworenen· 
hank. Diese Republik ist verraten und verkauft von denen, denen ihre Sicher· 
heit anvertraut ist. 

Wir verstehen, Genossen und Genossinnen, eure Gefühle, wir teilen sie. 
Aber deshalb mahnen wir euch pflichtgemäß, auch angesichts d ieser aufreizen· 
den Tatsache eure kaltblütige Be s 0 n ne n h e i t zu bewahren. Darauf, daß die 
Staatsgewalt die Repuhlik verteidigen werde, können wir uns nicht m ehr ver· 
lassen. Wir werden unsere Freiheit das nächste Mal selbst verteidigen müssen. 

Wir wollen keinen Bürgerkri eg. Aher wir sind k eine feigen Hunde, die 
sich von einer kleinen Minderheit bewaffneter Banditen niedel'werfen lassen. 
Wenn sie uns entrechten und versklaven wollen. dann werden wir uns wehren. 
Dann, Genossen, auf den Trümmern des geschlagenen Faschismns, w ird das 
wahre Volksgericht über die Faschisten tagen. Dann ko=t die Stunde der 
Sühne für alles frevl erisch vergossene Arbeite rblut! 

Darum k ein e U n b e s 0 n ne n h e i t e n, k ein e Wut aus b r ü ehe , 
k ein e nut z los enD e mon S t rat ion e n an diesem Tag! Wir werden 
unsere Kräfte nicht vergeuden, wir werden sie zusammengeballt halten für die 
entscheidende Stunde!" 

Die Aprilwahlen 1932 

Das Jahr 1932 begann mit einer provokatorischen Waffensuche 
im Ottakringer Arbeitetheim, die trotz größter Empörung der 
Wiener Arbeiterschaft widerstandslos hingenommen wurde. Gegen 
Ende des Monats Jänner trat die Regierung Buresch zurüd(, um 
den wegen seiner Zollunionspläne in Frankreich mißliehig gewor· 
denen Außenminister Schober auszuschiffen. Frankreichs Finanz· 
kapital war entscheidend für die Bewilligung einer von der öster· 
reidlischen Regierung neuerlich verlangten Anleihe. Es wurde ein 
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neu e 5 K abi n e t t Bur e s c h gebildet , in das neben Doll· 
fuß, der sroon im ersten K abinett Buresch Landwirtschafts­
minister war, nun auch Sc h u s eh n i <T <T als Justizminister seinen 
Einzug hielt. Die Kommunistische Pa~t~i bezeironete das zweite 
Kabinett Buresch als eine "Regierung des verschärften Hun<Ter· 
kurses gegen die Arbeiter und des Übergangs zu offeneren For~en 
d~r kapital.istische? Diktatur". Die Sozialdemokratie gewährte auch 
dIeser RegIerung Ihre Unterstützung. 

Am 24. April 1932 gingen mehr als drei Viertel der österreichi­
schen Wähler zur Urne, um in Wien, Niederösterreich und Salz· 
burg die L a n d tag e und in Steiermark und Kärnten die 
G e m ein der ä t e zu wählen. Die besondere Bedeutung dieser 
Wahlen lag darin, daß die Auswirkun<Ten von Krise und Roth­
sdllld-Sanierung zu einer Auflockerun<T 0 und Umsdlichtun<T in der 
Bevölkerung 'geführt hatten, die bei 0 den Novemberwahlen des 
Jahres 1930 noch nicht voll zum Ausdruck <Tekommen war. 

Die Sozialdemokratie führte eine scharf oppositionelle Wahl­
kampagne gegen das Regierungslager; sie warb in Wien vor allem 
mit dem Argument der Aufbautätigkeit des "Roten Wien". 

Die Nationalsozialisten machten sich die tiefe Verzweiflun<T 
hreiter Schichten des städtischen Kleinbürgertums und der Bauern~ 
schaft zunutze und führten einen offensiven Wahlkampf <Te<Ten das 

S " . h . 00 " ystem ; mIt emmungsloser sozIaler Demagogie und mit dem 
Schlagwort "Der Jud ist schuld" wandten sie sich an die Wähler. 

D~e. Christlichs?zi~len befanden sich als führende Regierungs­
partei 10 der schwiengen Lage von Verantwortlichen für die kata· 
strophale politische und wirtschaftliche Entwicklung. 

Der Wahlkampf der Kommunisten ridltete sich vor allem <Te gen 
die Ahwälzung der unerträglichen Krisenlasten auf die arbei~ende 
Bevölkerung, gegen die Rothschild·Sanierung und gegen die an­
wadlsende faschistische Gefahr; er richtete sich aber auch 
gegen die SP.Führung, die der Rothschild-Sanienm<T die Mauer 

~%<iue up"ndu~v-llr,u~lL~pö, wjf~sca~ftlifbm\'.Jmd . .RBmi~FIMnutin~~f.m 
machte und vor allen wirtschaftlichen und politisch~n An<Triffen 
der Reaktion kapitulierte. Die Gewinnung der unzufri:denen 
ozialdemokratischen Arbeiter für eine Politik des konsequenten 

Klassenkampfes und der antifaschistischen Aktionseinheit wurde 
zur ~a.uptaufgabe. der komm.unistischen Wahlbewegung. Die Kom­
mUDlstlsche ParteI konnte dIesen Wahlkampf mit wesentlich ver­
st~rk~er Kraft führen, weil seit-dem 11. Parteitag (Juli 1931) ihre 
Mltghederzahl stark angewachsen war und in diesem Zeitraum 
70 neue Ortsgruppen sowie 38 neue Betriebsorganisationen der 
Partei gegründet werden konnten. 

61 

DoUfuß nnd 
Scbuscbnlgg 
In der 
Regierung 

Landtags­
und 
Gemeinde­
ratswahlen 



Wahlerfolge 
tier 

Kommunisten 

Die Wahlen brachten im allO'emeinen eine Behauptung der Posi­
tionen der Sozialdemokratie n~d schwere Verluste der Christlich­
sozialen. Die Großdeutschen und der Landbund wurden weitgehend aufO'erieben wobei die Verluste der hiirgerlidlen Parteien fast zur t:> , k D· N . Gänze den Nationalsozialisten zugute -amen. Ie aZl zogen zu~ erstenmal in österreichische Landtage ein, und zwar besetzten SIe 
in Wien von 100 Mandaten 15, in Niederösterreich von 56 Man­
daten 8 und in Salzburo- 6 von 26. Die Christlichsozialen verloren 
sowohl in Niederösterr:ich wie auch in Salzburg die Mehrheit im 
Landtag: .. . Der Kommunistischen Partei brachten dIe Wahlen emen weIte-
ren bemerkenswerten Fortschritt. Obwohl nicht in allen Ländern 
gewählt wurde, erreichte die Kommunis.tische. Partei r~nd 4.0 000 
Stimmen also uno-efähr doppelt so VIel StImmen WIe hel der N~tional;atswahl 1930. In Salzburg fehlten fi.ir die Erlangung eines 
Landtagsmandats nur 400 Stimmen. Bei den Gemeinderatswahlen 
in der Steiermark und in Kärnten gab es besonders große For~­schritte der Partei. Zum erstenmal konnten in fast allen entscheI­
denden Orten des obersteirischen Industriegehiets kommunistische 
Gemeinderäte in die Gemei.ndestuben einziehen. In Kärnten er­
reichte die Kommunistische Partei die Wahl von 27 Gemeinderäten 
o-eo-enüber nur einem Gemeinderat bei den letzten Wahlen. Auch 
bei Gemeinderatswahlen in St. Pölten und in Schwechat konnten 
zum erstenmal kommunistische Vertretungen in den Gemeinde­
räten durchgesetzt werden. ... Bei der Einschätzuno- des Wahl ausgangs unterstrIch (he ParteI 
die Bedel)tuno- der erzielten Erfolge und wies darauf hin, daß zum 
erstenmal <Te:isse, wenn auch hescheidene Erfolge in ausgesprochen 
ländlichen t:>Gebieten erzielt werden konnten. Auch bei dieser Wahl 
zei<Tte sich aher noch sehr deutlich die Wirkung des SP-Arguments, 
daß jede Stimme für die KPÖ "weggeworfe~" ~ei.. . Der Einfluß der Kommunistischen ParteI gmg zu dIesem Zelt-
nll n15 h ".E..lum. n ~I't\ h li h:<fmHrtI\1l!\r:lt\1tl~ eF a fr~}e!\~i;! ;Xälllg~}Jiillmrl! 
punkt schon weit über den Kreis der erzielt~n Wählerst.im.men 
hinaus. Schon einige Monate später konnte (he Kom~umstlsd1e 
Partei im .schwarzen" Vorarlberg bei Landtagswahlen emen bedeu· 
tenden E:folg erzielen; gegenüber 180 St~mmen b~i (~en Wahlen im Jahre 1930 erreichten die Kommumsten hel (hes~r Wahl 2640 Stimmen. Nur weni.ge hundert Stimmen fehlten auf em Land· 
tagsmandat. 
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IX. Dollfußkurs und Nazivorstöße 

Dollfuß wird Bundeskanzler 

Die Erschütterungen, die der Ausgang der Wahlen yom 24. April 
mit sich brachte, führten zum Rücktritt der Regierung Bureseh. 
Kanzler wurde nun Dollfuß, der mit Unterstützung der Heim­
wehr und des Landhuncles eine Koalitionsregierung bildete, die im 
Parlament über eine Mehrheit von nur einer Stimme verfügte. Die 
ersten Monate der Tätigkeit der Regierung Dollfuß waren mit 
Bemiihungen um eine neu e A 11 lei h e ausgefiillt, da die Wirt­
schafts- und Finanzlage des Landes immer verzweifelter wurde. 
Österreich stand in dieser Zeit faktisd1 vor dem Staatsbankrott. 
Jede Zahlung von Auslandsschulden wurde eingestellt, der Budget­
abgang betrug mehr als 20 Prozent des Gesamtbudgets, die Dek­
kung des Schillings war auf ein äußerstes Minimum abgesunken, 
die Schrumpfung des Exports ging weiter und die Wirtschaftskrise 
verschärfte sich immer mehr, so daß z. B. die Alpine Montan um 
diese Zeit das Ausblasen des letzten noch in Betrieb stehenden 
Hochofens bekanntgab. 

Dollfuß verhandelte wegen einer Anleihe mit dem Völkerbund, 
d. h. vo'r allem mit dem französischen Finanzkapital, und brachte 
als Ergebnis dieser Verhandlungen eine Anleihe im Nominalwert 
von 300 Millionen Schilling und unerträgliche politische und wirt­
schaftlime Bedingungen des Auslandskapitals mit, die nnter dem 
Namen "L aus a n n e r Pro t 0 k 0 11 e" bekannt geworden 
sind. Diese Bedingungen führten zn einer noch stärkeren Ausliefe­
rung Österreichs an das Auslandskapital; die vom Auslandskapital 
verlangten Sparmaßnahmen auf Kosten . der arbeitenden und 
arbeitslosen Bevölkerung betrugen viele Millionen Sdlilling. 

Fi.ir diese Bedingungen der Lausanner Anleihe mußte Dollfuß 
,1:~ .l<'{fr"(llese--Bedi'ngu;ge~ der tau~a~n~r Acl~ihe lU:ußte boilf~Iß 
die Zustimmung des Parlaments einholen. Die parlamentarische 
Opposition umfaßte damals die Sozialdemokraten, die Groß deut­
smen und zwei steirisd1e Heimwehrabgeordnete, die zusammen mit 
der steirischen Heimwehr unter der Führung von Pfrimer und 
Rauter ins Nazilager i.ibergegangen waren. Gegen diese Opposition 
konnte sich Dollfuß bei der entscheidenden parlamentarischen Ab­
stimmung nur dadurch retten, daß der seit längerer Zeit kranke 
und deshalb vom Parlament abwesende Sei p e I - rechtzeitig für 
die Regierung Dollfuß - starb und bei der Abstimmung durch sei­
nen N amfolger ersetzt wH.rde. Und als einige Wochen später die 
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Lausanner Anleihe noch einmal dem Nationalrat zur Abstimmung 
vorlag, errang Dollfuß nur dadurch eine Zweistimmen-Mehrheit, 
daß der oppositionelle Sc hob erstarb und durch einen regie­
rungstreuen Landbündler ersetzt wurde, und daß ein großdeutscher 
Abgeordneter durch wirtschaftliche Erpressungen zur "Krankmel­
dung" veranlaßt werden konnte_ Diese in der Öffeutlichkeit lebhaft 
diskutierten schmutzigen Manöver trugen viel dazu bei, den Faschi­
sten die Diskreditierung der parlamentarischen Demokratie zu er-
leichtern_ . 

über das Motiv der parlamentarisch oppositionellen Haltung 
der Sozialdemokratie bei der Abstimmung über die Lausanner An­
leihe sagte Ren n e r in seinem Buch "Österreich von der Ersten 
zur Zweiten Republik": 

"Daß diese (die Sozialdemokraten) nicht zustimmen konnten, versteht nur, 
wer die innere Geschichte Österreichs im letzten Jahrzehnt aufmerksam ver­
folgt bat. War dies doch die einzige Methode, um die einsichtslose und ver­
bohrte bürgerliche Politik auf die Tatsadle ZU stoßen, da!l Österre ich ohne die 
Mitre:;ierung der Arbeiterpartei nicht aus den Wirren heraus"eführt werden 
könne. Daß die Partei dazu in loyalster Weise bereit war, hat" sie wiederholt 
erwiesen. ~ , 

Auch S c h u s c h n i g g schreibt in seinem Buch "Dreimal 
Österreich" über das Verhalten der Sozialdemokratie bei der da­
maligen Abstimmung, daß ihre Opposition nicht wirklich ernst ge­
meint war, da sie durch ein Verlassen der entscheidenden Parla­
mentssitzung den Nationalrat hätte beschlußunfähig machen und da­
mit die Entscheidung verhindern können. 

Naziprovokationen in Österreich 

Die Nazi-Erfolge in Deutschland sowie bei den Landtags- und 
Gemeinderatswahlen, die in Österreich im Frühjahr 1932 stattfan­
den, brachten ein sprunghaftes Anwachsen nazistischer Provoka-

?.?E,e~_ ~~~Lgb~E!ä!~. L~~ •• 2i~~~ !w.. .Al?.r.iLf 9.?cL~Rt~1~L br\ ueju~w 
tionen und überfälle mit sich. Im April 1932 wurde bei einem 
Naziiiberfall in Liesing -ein Schutzbündler erstochen; im Juni und 
Juli kam es in vielen Teilen Österreichs zu Naziüberfällen auf 
Arbeiterversammlungen und Arbeiterheime, und der September 
sollte dann mit einer für Wien angekündigten Hit I e r ver -
sam m I u n g den Höhepunkt bringen. 

Die Kommunistische Partei stellte in Anbetracht der wachsen· 
den Naziaktivität die Abwehr der hitlerfaschistischen Provokatio­
nen in den Mittelpunkt ihres antifaschistischen Kampfes; sie rief 
vor allem die Wiener Arbeiterschaft auf, eine Hitlerversammlung 
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r 
in der Arbeiterstadt Wien nicht zuzulassen. Gleichzeitio- oro-anisierte 
die Partei unter Teilnahme sozialdemokratischer, pa~·teifoser und 
k?mmunistischer Arbeiter in Graz, Leoben, Hallein, Bruck und in 
Vielen anderen österreichischen Städten Widerstandsaktionen o-eo-en 
N · k' B 00 aZlprovo -atIOnen, so da 'J die Naziführuno- es für besser hielt auf 

D 
0' 

die urchfiihrung einer Hitlerversammlung in Wien zu verzichten. 
Ende September führten die Nazi in Wien ihren soo-enannten 

" Gau tag" durch. Die Sozialdemokratische Partei o-ab an ihre 
Anhänger die Weisung aus, als Gegendemonstration °die Schutz­
bunduniform, das Blauhemd lind das Parteiabzeichen zu tragen. 
Auf den Straßen Wiens kam es anläßlich des Nazio-autao-s zu wir­
kungsvoll~n einheitlichen Kampfdemonstrationen, a~ de:en sozial­
demokratIsche und kommunistische Arbeiter teilnahmen. In den 
Wiener Arbeiterbezirken holten sich die Nazi eine kräftio-e Ab­
fuhr. Die Polizei intervenierte überall auf Seiten der Nazifas"chisten 
gegen die Arbeiter. Als die Nazi das Verbandsheim in der Könio's­
eggasse, ein Gewerkschaftshans, zu stürmen versuchten, wurden ~ie 
von den Arbeitern hinausgepriigelt. Die Polizei kam den Nazi 
jedoch zu Hilfe, stürmte mit ihnen zusammen noch einmal das 
Verbandsheim und vel·trieb die Arbeiter. 

Die N aziprovoka tionen und der Nazi o-auta 0" zei o-ten den tlich 
daß die Hitlerbewegung im Anwachsen wa~ unel daßoihre SA- und 
SS-Verbände mit der gleichen Brutalität wi e in Deutschland o-eo-en 
die Arbeiter, ihre Heime und Organisationen vorgingen. Die Arbei­
terschaft wa.r bereit,. dem braunen Terror entgegenzutreten, sie 
wurde aber Immer WIeder von der sozialdemokratischen Parteifüh­
rung zurüd;.:gehalten und von der staatlichen Exekutive die sich auf 
Seiten der Nazifaschisten stellte, angegriffen. ' 

Naziüberfall auf das Simmerinl!er Arbeiterheim 

Zu blutigen Zwischenfällen kam es am 16. Oktober bei emem 

Zu blutigen Zwischenfällen kam es am 16. Oktober bei einem 
Naziaufmarsch in Simmering. Die Kommunistische Partei hatte am 
Abend zuvor in Simmering eine eindrucksvolle antinazistische De­
monstration unter Beteiligung vieler sozialdemokratischer Arbeiter 
du.rchg~fiihrt. Die Na.zi-Zeitllng "Deutschösterreichische Tages­
zeItung hatte daraufhm zum "Kampf gegen das kommunistisdle 
Untermenschengesindel:' aufgerufen. Eine größere Gruppe von 
schwerbewaffneten NazI unternahm am 16. Oktober einen Feuer­
überfall auf das Arbeiterheim in der Drischützgasse. Die Schutz­
bundwache des Heimes setzte sich zur Wehr, erwiderte das Feuer 
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un d schlug den Naziangri ff zurück; dabei gab es drei Tote - zwei 
Nazi und nin Po lizist - und viele Verwundete. D araufhin stürmte 
die P olizei das Arbeiterheim. Es heißt darüber in einem Aufruf 
des sozialdemokra tis chen Parteivorstandes : 

"Noch kn nu alöser war das V er hai t e n d e r Pol i z e i nach den blutigen 
Ere ignissen. Die Polizeiorgane, d ie die Hau tlu r chsuchung im Arbeiterheim 
vo rnahmen, haben bei d iese l' Amtshandlung die Schntzbündler in unmensch­
liche r Weise geschlagen unr! mißhandelt. Sie haben bei eiuer Amtshandlung 
ihren to ten K ameraden dad ur ch zu räch en gesucht, daß sie das Mobiliar ~es 
H eimes v 3nda lisch zer lörten, B ilder von de r W and rissen . Büsteu zertrümmer­
t.en, Uhren m it F üß en tra t e u, Gaso fen umrisseu. E in solches orgehen am t· 
li ch er Organe h ei e in er Amtshand lung kann in k einem zivilisiert en Staat ge· 
du lde t we rden." 

Sechzig SchutzbÜD dler w urden verhaftet , siebzig Gewehre m 
der Drischützgasse b eschlagnahmt. 

Die Wiener Arbeiter begrüßten den Widerstand der immerin­
ger Schu tzbündler gegen den Naziüberfallmit großer Genugtuung 
und verlangten von ihrer Parteifiihrung energische Maßnahmen 
zum Schutz der Arbeiter und ihrer H eime vor dem Terror der 
Nazibanden. Die K ommunistische Partei gab ein Flugblatt herau, 
in dem sie folgende Forderungen stellte: 

" K ein fasell i tisch er Aufmarsch m ehr in Arbeite rb ez irkelI! W eg mi t tlen 
1 az ik asernen ! Verjagt di e bra llO en I1fo r db anden aus · den Arbeiterbezirken! 
K ämpft für d ie ' re ilassung der Simmeringer A rbeiter!" 

Der sozialdemokratische Parteivorstand war aber nicht berei t, 
einen ent schlossenen Kampf aufzun hmen, sondern rief in seinem 
Aufruf wieder einmal zur Disziplin: 

,.Wir werdeu uns nich t von den Nazi ein ch üchtern, aber w ir werden uns 
all ch v o n n i e man d p r o v 0 z . e r e n las sen. Di e östen eichische Arbeiter­
schaft ha t sch on ganz andere Gegner besiegt als d ie azi, sie hat sie besiegt 
durch Organisllt ioll durch Disziplin, du rclt e inh 'itliche, geschlo sene, ziel-. 
bewußtes, von n iem and bei rrha res Vorgehen. Auf <liese We is e wenlen wir au ch 
d en Nazi faschismlls sch lagen ." 

Dollfuß nahm den Naziüberfall in der D rischützgasse als Vor-

Dollfuß ' llah~ !(Teri-NäZiiÜ}el~a1C in"ae.5tä'rWttitt~gissfhu~i('f1Sr: 
wand, um den Heimwehrmajor F e y zum Staatssekretä r für Sicher­
h eitswesen, also zum Chef der taatlichen Exekutive einzusetzen. 
F eys erste Handlung war die Verhängung eines Auf mal' s eh ­
ve r bot s gegen die oppo itionellen Parteien; der Arbeiterbewe­
gung wurde so die verfassun g m äßig garantierte Demonstrations­
freihei t geraubt. Die Straße ollte nur mehr den F asdlisteu gehören. 
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Xo Der Widerstand der Arbeiter und Bauern 

In der Arbeiter schaft wächst die Radikalisicmog 

Neben de n Naziprovokationen gab es zu dieser Zeit auch wie­
der D rohr eden und provozi rende Anfmär ehe der Heimwehr; 
der fa chi tische Dru ck war au f der ganzen Linie im Wachsel)' 
Immer stärker wurde deshalb innerhalb ller Arbei terschaft der 
Wunsch· und der Wille, den F aschisten entgegenzutreten und mit 
de r Politik de." ständigen Kapitula tion SchluB zu m adlen. Unter 
den sozialdemokr ati ehen Arbeitern, besonders un ter den Schu tz­
bün dlern und Jungarbeitern, verstärk te sich die Ra dikali ier ung, es 
bildeten sich v r chiedene linke Gruppen, als deren führen ue Per­
sönlichkeit im mer m ehr Ernst Fi s c h er in den Vordergrund tra t. 

Auch der Einfluß der l ommunistischen P artei wuchs ständ ig. 
Ihre Politik der an tifaschis ti ehen Aktionseinheit sprach immer 
breitere Sdlichten unzufriedener sozialdemokra tischer Arbe.iter an. 
Auf Ini tiative der Kommunisten en twickelte sich damals in Ö tel'-
reich eine überparteiliche an t i f aschis tische iassenbewegung, die Die "AntUn-

. schlstisehe 
" Ant i fas c hi st is che A k tio n ", der e' gelang, viele 0 - Aktion" 

. zia li tische und par teilose Arbeiter f ür den gemeinsamen Kamp f 
gegen den F asdli mus zu gewinn en. · Den steio'enden Einfl uß der 
Kommunistischen P ar tei zeigt en auch ihre E r fo lge hei den all-
gemeinen Wahlen de Jahre 1932 und ih re Erfo fge bei einigen 
wicht igen Betriebsratswahlen im selben J ahr. Allein .im zweiten 
Halbjahr 1932 konn ten die Kommunisten 47 n eue Betriebsrats-
mandate eroberu. Eine Plenar tagung de Zl der. KPÖ vom 4. D e-
z mber 1932 konnte fes tst ellen, daß sich "die Partei aus jahre-
langer sektiererischer Isolierung befreit hat und sich im Stadium 
des Übergangs zu einer Mas enpartei he fi ndet" . 

Die sozialdemokrati dle P arteiführul1g t rug dieser Entwicklung 
Rechnung:, indem sie ihre " linken" Manöver vers tärkte. In einer 

~JC ;:IVh.l.Q..I. ... I.""&..Uvl'\.. .&. .. t " .. ~ ......... .&. .... ..... "" .... _ "a_ ........... 0 ~ _ _ ~ . _ .... _ _ _ _ ~ 

R echnung, indem sie ihre " linken" Manöver ver tärkte. In einer 
N at ionalrat debatte über d ie Best ellung F ys zum Staats ekI"etär 
erklärte Se i tz al ozialdemok rati ch r Spr eh r, daß " der Ar­
beiter Gewalt anwenden und sei n Recht verteid igen müsse" und 
daß "die Arbeiterschaft auf ihre Wehrhaftigkei t bedacht sein und 
ihre Gewehre heilig halten" müsse. Außerdem ver udlte die sozial- . 
(lemok rat i ch Partei füh rung, d i zunehmende R adikalisierung der 
J ungarbei tel' dadurch ahzufangen, daß ie für diese eine Organisa­
tion unt l' dem Namen" J u n g f r 0 n t " gründete, der eine rad i­
ka lere H altung al der Par tei im allgemeinen zuge tanden wu rde. 
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Betriebliche Kämpfe 

Auch in d n Betrieben brachte das Jahr 1932 ein gewisses An­
wachsen der Unruhe, der Streikstimmung und des Widerstandes ge­
,ren die immer frecheren Unternehmeranschläge_ Die Kommunisten 
~rcranisierten zusammen mit sozialdemokratischen und parteilosen 
AI~)eitern in den Ge wer k s c h a f t e n eine oppositionelle Tätig-

. keit c"eo·en die Kapituiationspolitik der sozialdemokratischen 
Gewells~haftsbiirokratie_ Die organisatorische Plattform dieser 
Arbeit bildete die unter Führung von kommunistischen Gewerk­
schaftern stehende " R e v 0 I u t ion ä I' e G ewe r k s c h a f t s -
o pp 0 si t ion" (R GO), die für betriebliche und gewerkschaftl~dle 
Kämpfe gegen die Lohnraubpolitik der Unternehmer, gege~ Ihre 
zunehmenden Angriffe auf die Kollektivverträge und auf (he ge­
werkschaftlichen Rechte überhaupt eintrat. 

Im Sommer 1932 gelang es der RGO, eine erfolgreiche Kampf­
aktion im Alpine-Revier durchzuführen. Die Alpine-Direktion ver­
langte von den Bergarbeitern die Zustimmung zu einem fünfproe;en­
tigen Lohnabbau u!ld den Verzicht auf den gesetzlich (ZUstehenden 
Urlaub oder einen weiteren Lohnabbau von vier Prozent. Außer­
dem versuchte die Alpine wieder einmal, den Kollektivvertrag zu 
zerschlagen und an seine Stelle Einzelverträge mit den Arbeitern zu 
setzen. In den Betriebsräten der Alpine-Betriebe war durch den 
hemmungslosen Betriebsfaschismus die Mehrheit in die Hände der 
Heimwehrgewerkschaft geraten. Mit Znstimmung diese~ gelbe.n 
Betriebsl"atsmehrheiten hatte die Alpine Montan den ArbeItern seIt 
1920 faktisdr schon 15 bis 20 Prozent des Lohnes geraubt; die 
H eimwehrleute stimmten auch den neuen Forderungen der Alpine­
Direktion zu. 

Die Empörung unter den Bergarbeitern war so groß, daß davo.n 

Der Kampf 
der Alpine­
",,1 ·.t'8Mi\I 
eler Alpine-

auch breite Kreise von Heimwehrarbeitern erfaßt wurden_ Als (he 
Heimwehro'ewerkschaft unter dem Druck der Bergarbeiter eine Be­
leO'schaftsv~rsammlunO' der Grube SeeO'raben einberief wurden die 
... ~tllJl""""Jl1 "\J '\'\J.l.l.''''-L'''a.~\. U.I"L- \"; a. ",","-,.lA ... .LJL..tt, .. 'Io,. U'V.I. .I.J'-'&.04A. .. "-I;,) .......... ......... .&'-' ........ ..... 

leO'schaftsv~rsalllmlung der Grube Seegraben einberief, wurden die 
fa~düstischen Gewerkschaftssekretäre und Betriebsräte' von den 

A~beiter 

empörten Arbeitern verjagt, und die Führung der Versammlung 
wurde auf Forderung der Arbeiter von den RGO-Betriebsräten über­
nommen_ Eine ähnliche Versammlunf}; fand auch in Eisenerz statt. 
Die Lohnraubpläne der Alpine-Direi;;:tion wurden entschieden zu­
rüd,gewiesen, der Streik wurde angedroht und Streik leitungen wur­
den gewählt. Oh,,,ohl sidl zum Schutz der Unternehmer die staat­
liche Exekutive einschaltete, im Leobener Parteisekretariat der 
KPÖ eine stundenlange Hausdurchsuchung durchführte uml kom-
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munislisdle Funktionäre verhaftete, blieben llie Arbeiter fest und 
ihre Sttoeikdrohung führte auch zum Erfolg. Die Alpine-Direktion 
mußte unter uem Eil1drud;;: dieser kräftigen Kampfbewegung ihre 
Lohnraubpläne fallen lassen. 

Neben einer Reihe von Kämpfen geringerer Bedeutung begann 
Ende November 1932 eine große Streikaktion im niederösterrei.chi­
sdlen Steinkohlenrevier, in G r ü n b ach. Der unmittelbare An­
laB zu llieser Kampfaktion war ein tödlicher Arbeitsunfall. Durch 
die große An treiberei ha tte es im Jahre 1932 in Grünbach sieben 
tödliche Arbeitsunfälle gegeben. Die Grünbacher Bergarbeiter ver­
langten die sofortige Abstellung der Antreiberei und als Ausgleich 
fü.r die umfassenden Lohnsenkungen der letzten Jahre eine Lohn­
erhöhung von 10 Prozent. · 

Auf Initiative der RGO-Betriebsräte wurde eine Belegschafts­
versammlung einberufen, in der ein Ultimatum an die Unternehmer 
beschlossen und eine Streik leitung gewählt wurde. Die reformisti­
schen Gewerkschaftsfunktionäre verlangten daraufhin eine Ur­
abstimmung über den Streik mit einer Zweidrittelmehrheit und ent­
fesselten gleichzeitig eine scharfe Kampagne gegen die Durchfiih­
rung eines Streiks. Die Urabstimmung ergab jedoch 85 Prozent für 
den Streik; unter der Führung einer breiten, von der Arbeiter­
schaft gewählten Streikleitul1g begann der Kampf. 

Die sozialdemokra tischen Betriebsräte bilde ten allf Veranlas­
sung der Gewerkschaftsleitung ein eigenes Streikkomitee, das von 
der Gewerksdlaft als einziges Streik komitee anerkannt wurde und 
allein über die gewerkschaftlichen Unterstiitznngsgelder verfügte. 
Die Unternehmer ließen Grünbach von 120 Gendarmen besetzen 
und versuchten, allerdings vergeblich, aus dem stillgelegten Zillings­
dorfer Bergwerk Streikbrecher Z11 werben. Obwohl der Grün­
badler Kampf in allen Bergbaubetrieben Österreichs ein günstiges 
Echo fand und in Fohnsdorf und Hart dazu führte, daß auch in 
diesen Bergwerken Lohnforderungen gestellt wurden, verhinderten 
(11'1' rj>fl)rln~otio('l,pn r:e,,,prk.,,h,,ft . f;;l,,·pr JY P w.,;n o,,!7' ~;t r1",,, J:Tpi~­leSen Der.., wer ,en LOllllloraerungen gesreJll wuroen, vermn(\enen 
die reformistischen Gewerkschaftsführer gemeinsam mit den Heim­
wehrgewerkschaften und den Nazi die Ausbreitung des Kampfes. 

Sechs W oche·n danerte der Streik. Von den nahezu tausend 
Arbeitern gaben sich nicht mehr als acht als Streikbrecher her. Der 
Streik zerbrach schließlich an uer Abwiirge taktik der SP-Gewerk­
schaftsbiir·okratie. Unter Ausnützung ihrer Kontrolle üher die Un­
terstü tzungsgelder erreichte sie mit Versprechungen über ein trag­
bares Kompl'omiß den Ahbruch des Streiks. Keine der Arbeiter­
fordernn/l:en wurde jedoch erfüllt, im Gegent eil , der Urlaub wurde 
auf uie Hälfte gekürzt Lind die Streikfiihrer wurden gemaßregelt. 
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Der SP-Parteitag 1932 

Auf dem SP-Par teitag 1932 entwickelte OUo Bau e r a1 Sjne­
dler lies Parteivor tands oie Theor ie von Jer " k 0 n t e r r e v 0 -

1 u t i on ä ren S i t u a t i o n", in der sich die ganze W It, al 0 

auch Ö terreich , hefinde, wesh alb man gegen den fasclu ti eben or­
stoß fakti d l nidt ts machen k önne. Selbstverständlich war alich 
diese Kapitulationstheorie wieder austromarxi tisch getarn i, man 
pradt davon, daß " k eine bloß e Änderung eines politisdten yslemS, 

sondern nu r die Umwälzung der Gesell dlaft ordnung, nur llie 
Überführung der iu den Händen des l' apital und des Großgrul1ll . 
besitze konzentrierten Produk tion mi ttel in das Eigentum tIer 
Volksgesamtheitda Voll\: von dem F lnche der Wirtschaftskrisen, 
der Arbeitslo igkei t u nd der Ver elenduno' beft- i 0 kano" . :Man 
schränkte aber die e kühnen Worte gleich wi eder eio, indem man 
sagte, daß "der Aufbau einer sozialistischen G sellschaftsordnung 
ni ch t in inem kleinen, vom kap italistischen Ausland wir tschaftlich 
abhängigen nnll gegenüber den kap italistisch en Staaten militä.·isdl 
ohnmädltigen Land isoliert erfolgen I ami." Dies Art der Stellung­
nahme is t fü r die austromarxi t isdte Metho,de typisch, weil sie in 
rad ikalen Wor ten di große P erspek tive de r proletarischen Revo­
lution verl iindet, um gleich danach die Schlußfolgerung zu ziehen, 
daß man für diese R evolu t ion in dies D1 Augenblick un d schon ga r 
in Österreich überhaupt nidtts machen könne. 

Der SP-Partcit ag wider pie O" lt aber audl die zu n e h m end e 
Rad i k a I i s ie r un g der sozial <1 emokrati ehen Arbeiter und den 
wachsenden Einfluß der kommunisti cben Einheitsfrontpolitik auf 
immer breiter e Sdüchten der sozialdemokra tischen Arbeiterschaft. 
Im Beschlu ß des P artei tags heißt es~ daß "der Kampf gegen die 
Reaktion die Einheitsfront des Proletariats voraussetzt", wohei 
aber gleidl lunzugefügt wurd e, daß in Österreich die Einheit fro nt 
in der Sozialdemol ratie verwi rk lidtt sei und daß daher uam wie 
YJlrut1d~}fi~h.eJ.~~[1;~~~ .!?i~ _?~~. ~?_IE~n.?_~is_~~~ ,:erboten bleibe. _ m 
vor jede Einhei tsfron t mit den Kommunist n verboten bleibe. Um 
dem Eiuheitsfrontstrebeu viele r sozialdemokrati eher Arbeiter aber 
irgend wie entgegenzukommen, wurde als Ablenkung von del· E in­
heitsfront in Öst r reich verkündet, daß die ö te rreichische Sozial­
demokratie "im R ahmen der Sozialistischen Arbeiter-Internationale 
(I1. Internationale) alles unterstü tzen wird, was o-eeignet ist , die 
E inhei tsfron t des Proletariats im in t r n a ti 0 n ale n Maßstab 
wieder h erzus tellen ." 

Zn dieser tellungllabme sagte Genos e K 0 p I e ni g auf 
J er Plenartagung des ZK der KP Ö vom 4. November 1932 : 
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"Dieser ozialderuokrati chc Parteitag stand im Zeichen der Verteidi"un" 
gegen den sich im ormarsch befindlichen Kommuni mus. im Zeichen I> de~ 
Kampfe gc"en die Radikali ieruug uud gegen die Einheit fron t. Otto Bauer 
stellte den oziahlcmokrati ehen ArlJeitern eine Einheit fro n t mit der Kommll ­
ni,ti ehen Internationale i" Aussich t. Der Zweck die es Manövers ist k lar : wir 
können i DÖS t e r r e ich Dichts machen ! Abwartcn ! Das i t die alte Pat-ole in 
n e~lt:r F?rm .. Die Arb~iter sollen sich neuen I llus ionen hingeben, aher jetzt 
k cmc Emheltsfrout mH flcn Kommunisten für konkrete Kampfforclenlll"cn 
sthließen." I> 

~eno e Koplenig bezeichnete die Pol itik de r sozial demokrati-
dten Partei führung al "das Haup lhind rnis zur Entfaltung der 

Kamp fk raft de Proletariats" und verlanO"te lUe vers tärkte Fort­
setzung der Einheit fron tpolitik der Par tei und vor allem ein 1 ame­
radsmaftliches Verhältnis zu den sozialdemokrati m en Arbeitern. 

"Wir mii sen mit ihnen di kutieren, wir miissen ihre Versam.mlun"en 
hes lI chen unol ie in versdliedene Organe dcr Einhe itsfront zt1m "cmeinsa;cn 
Kam pf h ineinziehen." " 

Dei· I\:ampf der Arbeitslosen 

Im Win ter 1932/33 erreidtte die Al·beit losigkeit einen abso­
l uten Höchst tand. Zusammen mit allen Ausgesteuer ten und Arbeit­
sudl nd 11 gab es über 6000 0 rbeit slo e. Das Jahr 1932 
brachte audl eine weitere Znnahme der Kurza rbeit in f a t allen 
Branchen nUll damit v rbunden Dllrchsdtn ittslöhne bei den K urz­
arbeitern, die kaum über die Höhe der Arbeitslosenunterstütznn .... 
hinausgingen. Da Arbeit losengesetz wu r de bis En de 1932 nicl t 
;<eniger als ach t n n d z w a n z i g m al n 0 v e 11 i e r t ', wobei 
Jede Novelle neue Verschledtterungen bradl te. D ie von der Regie­
run lT Dollfuß mit Zu timmuug der Sozialdemokratie beschlosseue 
28. Novelle war bei weitem der schwer te Schlag gegen die Arb eits­
losen. Groß Gruppen von Arbeitslosen wurden von der Unter­
stützung üherhaupt an gesehlo en, die Un terstiitzun<Yssätze (kr 
übrigen his zu 50 P rozent gekürzt. t:> 

"J"'\. " • 1 l ' ";\,,- 1'. 1 . ' 1 •• _ . 1 

ührigen his zu 50 Prozent gekürzt. 
Die Auswirkungen die er Ma enarhei t 10 igkei t zeigten sidl tu 

er eh r ckend m Maß. Die allgemeine Ernährung wurde immer 
sdtlechter ; s 1bst bei den Grundnahrungsmi tteln gab es einen sta r­
ken Verbrauchsrückgang. Die Obdadllosigkeit aus - finanziellen 
Griinden wu chs an. (Gegenüber 427000 Nädttigungen im Wiener 
Ohdachlo enasyl im J ah.re 1927 waren es im J ahr 1931 mehr als 
700000 Nächtigung n.) Bei den Neugeborenen h atte ich laut Mit­
tei lung der "Wiener K linischen Wochenschrift" im Lauf der letzten 
drei J ahre der P rozentsatz mit defekten Sdtäd 1- und Kno chenbil-
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dungen mehr als verdreifacht. Unterernährung, Hunger und schreck­
lichste Not nahmen in Österreich vorher nie gekannte Ausmaße an. 

Aber auch der Kampf der Arbeitslosen gegen diese furchtbare 
Not nahm zu. Zum Unterschied von den vorangegangenen Jahren, 
in denen sich die Aktionen der Arbeitslosen im wesentlichen auf 
die schlimmste Zeit des Jahres, auf die Wintermonate konzentrier­
ten, gab es im Jahr 1932 Kampfaktionen der Arbeitslosen w;ihrend 
des ganzen Jahres. Im Winter 1932/33 gab es kaum einen größeren 
Industrieort in Österreich, in dem es nicht zu Aktionen der Arbeits­
losen gekommen wäre. Fast alle diese Kämpfe wurden von den 
von Kommunisten geleiteten revolutionären Arbeitslosenkomitees 
geführt. 

Im Vordergrund der Arbeitslosenkämpfe dieses Winters stan­
den Hungermärsrue, Straßendemonstrationen und Kundgebungen 
vor Bezirkshanptmannschaften, Gemeindeämtern und anderen Be­
hörden. Delegationen von Arbeitslosen iiberreidlten den Behörden 
ein konkretes, von den lokalen Verhältnissen ausgehendes Forde­
rungsprogramm und die Arbeitslosen konnten in vielen Orten 
durch ihre wuchtigen Demonstrationen lokale Forderungen dnrdl· 
setzen. 

Eine große mobilisierende Wirkung ging von dem vom "Zen­
tralen Arbeitslosenkomitee" einberufenen " G e sam t ö s t e r -
re ich i s ehe n A r b e j t sI 0 sen k 0 n g r e ß " aus, der am 
2. Dezember 1932 in Wien stattfand. Von den Delegierten waren 
140 Kommunisten, 75 Parteilose und 48 Sozialdemokraten. Der 
Kongreß einigte sich auf ein umfassendes Kampfprogramm und 
beschloß auch eine engere Form der organisatorischen Verbindung 
der verschiedenen örtlichen Arbeitslosenkomitees untereinander. 

Auch auf dem sozialdemokratischen Parteitag 1932 kam die 
große Empörung der Arbeitslosen zum Ausdrude Eine Delegation 
sozialdemokratischer Arbeitsloser erschien beim Parteitag, um dort 
vor allem gegen die Zustimmung der Parteiführung zur 28. Novelle 

~l~~ ~.~~~ t~Lo.,s~~~~~~e!.z<~vs .. ~~.l?,~2;e~,ti~r_e~: }?~~.~r:.~.~~d~1!..r;n !~~s. ~_a!~~5.: 
des Arbeitslosengesetzes zu protestieren. Das Präsidium des Partei­
tags verweigerte dem Sprecher der Delegation aber das Wort. Die 
sozialdemokratischen Arbeitslosen gaben den Parteitagsdelegierten 
ihre Forderungen danach durch eine Flugblattaktion von der Gale­
rie des Partei tags aus bekannt. 

Die einzige Partei, die einen unermüdlichen Kampf für die 
Arbeitslosen fiihrte. war die Kommunistische Partei. Auf einer 
Tagung des Zentralkomitees im November 1932 stand der Kampf 
der Arbeitslosen im Mittelpunkt der Beratungen. Das Zentralkomi­
tee beschloß, daß die Parteiorganisationen in engster Verbindung 
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mit den Arbeitslosenkomitees die Aktionen der Arbeitslosen ,noch 
mehr verstärken und tra tnten müssen, die Verbindung zwischen 
Arbeitslosen und Betriebsarbeitern zu festigen. Die Partei ging 
dabei von der ridltigen Erkenntnis aus, daß nur die Einheit zwi­
schen Betriebsarbei tern und Arbeitslosen die Forderungen der 
Arbeitslosen zum Erfolg führen kann und daß nur diese Einheit 
verhindern kann, daß die Massenarbeitslosigkeit als Druckmittel 
gegen die noch in Beschäftigung stehenden Arbeiter ausgenützt wird. 

BauCl·nnot und Bauel·nlmmpf 

Mit größter Wucht traf die Wirtschaftskrise auch breite Schich­
ten der Bauernschaft. Die riesige Arbeitslosigkeit in der Stadt 
führte zu großen Absatzschwierigkeiten und zu Preisstürzen bei 
den Agrarprodukten. Die Bauern waren einfach nicht mehr im­
stande, ihre finanziellen Verpflichtungen zu erfüllen, der Exekutor 
ging im österreichischen Dorf ein und aus. So wurde Ende Dezem­
ber 1931 aus einem steirischen Bezirk berichtet, daß von den ins­
gesamt 2900 Bauernwirtschaften des Bezirkes in mehr als 1900 
Wirtschaften Exekutionen vorgenommen worden waren. Aus einem 
anderen steirisruen B ezirk wurde berichte t, daß 70 Prozent der 
Steuern durch Exekutionen hereingebracht werden mußten. 

Die Bauern waren in größter Not, und breite bäuerliche Schich­
ten waren in dieser Situation Jer faschistischen Demagogie zugäng­
lich. Die Hauptschuld daran, daß die Bauern in ihrer Not Zuflucht 
beim Faschismus, und nicht bei ihren natürlichen Verbündeten, bei 
der Arbeiterbewegung, suchten, trifft die Sozialdemokratie, die mit 
ihrer traclitionell bauernfeindlichen Politik tlie Ballern schrittweise 
der Reaktion in die Arme getrieben hatte. Jetzt rächten sich tlie 
sozialdemokratischen Schlagworte von den Bauern als einer " ein­
heitlich reaktionären Masse" und tlie von Otto Bauer immer wie­
der verwendete Aro'umentation daß man in Österreidl keine revo-
.. A ..... ........ ... ......... "" _ ..... ~ .. ...... .... ............ ~_ ~ ......... u -.Jv ....... 2 .... ..... '-.... ...... ~ .......... ..... ..... v ....... """"'......... ..;0. ...• '-'. ., A '-' 

der verwendete Argumentation, daß man in Österreidl keine revo­
lutionären Kämpfe führen könne, weil " das Hinterland der Indu­
striezentren (die Bauern) durch und durch reaktionär" sei. 

Die grünweißen und die braunen Faschisten machten große An­
str:engungen, die wachsende Erregung in der Bauernschaft für sich 
nutzbar zu machen. Sozialdemokratische Geschidltsschreiber ver­
suchen verschiedene Bauernkämpfe und Bauernrevolten aus dieser 
Zeit einfach als "faschistisch" abzutun, weil faschistische Kräfte bei 
diesen Aktionen eine gewisse Rolle spielten. Das entspridlt aber 
nicht den Tatsachen. Wenn Bauern im Frühjahr 1932, um verhaf-
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te te Bauern zu befreien, das Gericht in Wolf berg stürm ten, und 
wenn inige Monate später Bauern in das Gefängn i von Wink lern 
im Möll'tal eindrangen, um einen arbeitslosen H olzfäller, der wegen 
Wilddiebstahls verhaftet war, zu befreien, so war der Grund für 
diese Aktionen vor allem die große Not un d das Massenelend der 
Bauern, das die Fas chis ten fü r ihre Zweck e ausnü tzten . Die Faschi­
sten konnten sich nur deshalb zu Sprechern dieser Aktionen 
ma chen, weil die Arbeitersdlaft nicht den Weg zn den Bauern 
gefu nden ha tte. 

Die kommunistische Arheit unter den Ballel'n 

Die Kom munistische Partei hatte bei ihrer Arbeit unter J en 
Bauern ernste Schwächen aufzuwei en; sie ha tte Jahre hin­
durch k eine organisierte und beständige Arbeit im Dorf gel ' i te t. 
Der entscheidende Grund dafür war, daß sich auch die Kommu­
n ist en von den falsch en sozia ld m okratischen Auffassungen über die 
R olle d l' Bauernschaft nich t ganz freigemach t hatten. 

Der 11. Pal·teitag der K P Ö (1931) hatte in Verbindung mit sei­
n er Losung "Volksmobili sier u ng gegen die Ro thschild-Sanieru l1g" 
die P artei auf die en tscheidende A ufgabe h ingelenkt, the werktä ti­
O'en Bauern in diesem Kampf als Ver b ündete zu gewinnen. Auf 
o Ö einer Tagung des Zentralkomitees der K P im Mai 1932 wurde in 
einem eigen en T agesordnungspunkt über die Arbeit de r Partei auf 
dem LanJe g spro chen. In der Diskussion konnte festgest ellt wer­
elen, daß es der P arte i in der I t zten Zeit gelungen war, einige 
St iitzpnnkte im Dorf zil s h affen und gewisse Erfolge bei der Orga­
n isiernng überparteilicher revolutionärer Ban ern kom i t ee 5 

zn erzielen. 
Die T~itigkeit dieser revolutionären Bauernk omitees b reitete 

~ich ch nell aus, so daß am 13. N ovember 1932 in Wien der er ste 
~s t er:e ich ls che R.e i ch s b a~ , . r n ~ 0 n g ~ e, ß . durchgefü!m wer· 

ö terreich ische R e ich s hau e rn k 0 n g r e ß durchgeführt wer­
den k onnte, an dem 60 gewählte Bauerndelegierte aus fast allen 
T eilen Österreichs teilnahmen. Unter den D legierten b efanden sich 
haup tsä chl ich parteilose Bauern, aber auch ganze Ortsgruppen des 
sozialtlemokratisruen "Verbandes der freien Bauern" waren ver­
t ret n , und sogar Delega tionen, (h e offi ziell im Namen ganzer 
Gemeinden sp rachen, nahmen am Kongreß teil. So wurden von elen 
steirischen Gemeinden Amassegg und Mitterbad l D elegiel·te ge­
schickt, die dem K ongreß einen ersruütternden Brief vorlegten. In 
di esem B rief h eiß t es: 
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.. Es wäre 1111 er .. dringende Bille, da!! sicll ti er Kongreß he ouders mi t der 
La"e der Gehirgsbauern hcfu en möchte, denn nirgends wirkt sich die Krise so 
k ral! an~. al3 gerade bei uns. Denn wo sollen bei dem heut igen Arbeitsmangel 
die vi elen ver teigerten Banerufamilien hin "ehcu ? Es m öchte darauf hinge­
arheitet werd~\I. daß unsere Zahlung un f,ihigkeit wenigstens anerkannt \~inl , 
<ludi möchte betont werden, daß die Fami lien, welche unmö::;l idl mehr zahlen 
können, wenigstens in dei' Wol1llung hel~s eu werden. Aus dem Augeführtrm 
k'1I111 ,I ahe" ersehen w~rdcn, daß eine ilfe dringend benötigt wi"d, sonst 
gellen wi r alle unvermeidlich zugrunde." 

D ie Bürgermei tel' cli s r bei den Gemeinden ha tt n diesem 
Sdueihen folgende Notiz zugefügt : 

" Daß um eilige Angaben oie volle Richtigkei t en thalten, daß s ich die Kri c 
in uu eren Gehirg gemeinden so auswirk t, daß in klll'ze r Zeit die Bauern fast 
alle ente ignet werden, he tätig"eu die Gemeiu de 'imter." 

An der Diskussion der K on ferenz beteiligten sich 30 Delegierte. 
Ein Reidlsbauernkomi te wur de gewählt und ein A kt ion s p ro -
g r a m m beschlossen, dessen widltigste Forderungen war en : 

5treidlUug aller Rüd, tände an öffentlidlell Ahgabenlas ten für tHe schaf­
fClldeu Bauern ' Einste llu ng all er Zwang verste igenlllgen; Beseitigu ng der hohen 

te llern für die werktäti~cn Bauern. Entscllu ldung des hiiuerlic!len Besitzes un d 
Herab etZllng de r Pac!ltzinse. BeIrietligung des Landhungers oer landarmen 
Ballern und Lan darheite,' llurch kost~nJose Be rei tstellung de Bo dens der Groß­
grundbesitzer. Freilassung .. lIer wegen des Kampfes um d ie I ll tp.ressen elcr 
Wcrkt,iti"cn "erfo lgten hä ller lichcu uud pro letari eben Gefangenen. Kampf 
"C!;CIl die Herrschaft dei' B ank 0, K artell e uIHI T rusts durch d ie Besei· 
t igung des kapitalistischeu 5yst mund E .... ich t llllg e iner Arheiler- Hllli B all em­
l'egiel"Ung. 

Zu Beginn des Jahres 1933 kam es in V ö l k e r lU a r k t zu 
ein er Demonst r ation von mehr als t ausend Bauern, als Protes t 
g gen Gendarmeriebnltalit äten bei Exekutionen . Zur seIhen Zeit 
en tstand in Vo r an , in eIer Steiermark, eine kritische Si tu ation 
nadl einer Exel ulionsver hinderung in Schadl n bei Voran, bei der 
oer Exekutionsbeamte und der Biirgerm eister von empörten Bauern 
ver p rü O" lt worden waren, woranf vier Bauern verhaftet und n ach 
G raz in s Landesgericht eingeliefert wuruen. Am 2. Jänner fand ein 
Protesta ufmarsch der Bauern in Voran statt, an dem gegen 

P~'~~es-;aufmar eh d'er Ba;;e'rn in' Voran statt, . an ~ de~ "gege~ 
3000 Bauern teilnahmen. Die Regierung setzte ein Großaufgebot 
an Gendarme rie sowie zwei Kompanien Alpenjäger ein, die, mit 
Maschinengewehren, Granatwerfern, Gasbomhen und Ga mask en 
a usgerii t et, n ach V orau k amen. Die Erregung nnter den Bauern 
war sehr groß. Die Bauern drohten, das vom Militär besetzte Rat­
haus zu tü rmen, fa ll die vier Bauern nicht sofort enthafte t wiir ­
den. Un te r elie er Drohung mußte die L ancIesregi rung n ach geben 
lin d die Bauern enthaften. Nach der .Mitteilung über die Enth aft1mg 
der Bauern kam es Z lllU Ahhruch der Demonstration. 
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In der tiefen Unruhe innerhalb der Bauernschaft und in diesen 
kräftigen Demonstrationen zeigten sich die großen Möglichkeiten 
für eine geschlossene Front der Arbeiter und Bauern zum Kampf 
gegen Wirtschaftskrise und kapitalistische Regierungspolitik. Aber 
nicht die Arbeiterschaft, sondern die Faschisten konnten damals im 
Dorf festen Fuß fassen. Sowohl die Heimwehr wie auch die SA 
und SS rekrutierten einen entscheidenden Teil ihrer Mannschaften 
aus bäuerlichen Kreisen, vor allem aus den Schichten der Jung­
bauern und Bauernsöhne. 

XI. Notverordnungsdiktatur und Zerschlagung 
des Parlaments 

Die Verschäl"fung der internationalen Lage 

Das Jahr 1933 brachte besonders durch den Machtantritt Hit­
I e r S in Deutschland (30. Jänner 1933) eine weitere Verschärfung 
der internationalen Spannungen und Gegensätze, ein weiteres An­
wachsen der Kriegsgefahr. 

Nach seiner Niederlage im Ersten Weltkrieg konnte sich der 
Krlegsvor- d eu t s c hel m per i a I i s mus - nicht zuletzt dank der Hilfe 

bereltungen der deutschen Sozialdemokratie., die seinen Sturz in der revolutio­
der deutschen 
Imperialisten nären Periode von 1918 bis 1920 verhindert hatte - schnell wieder 

aufrichten. Die deutschen Imperialisten verlangten Revanche für 
die Niederlage von 1918, sie strebten eine Neuaufteilnng der Welt 
an und richteten ihre Vorstöße vor allem gegen die imperialistische 
Friedensregelung von 1919, gegen den Vertrag von Versailles. Bei 
diesen Bestrebungen erhielten sie als "Bollwerk gegen den Bolsche­
wismus" weito·ehende UnterstützunI'" durch die westlichen imueria-
'-.... "".:1''''' .... .....,'-'.:1 ..... ""J7u ..... ö'-'J.J. .... ..J . ........ '-'..1.1. ..... -.1 .... O..l'-' «10 ".I..J V J. ... n ..... .l ... lo.. 6'-'6'-'1..1. '-l'-'.l.l ..LJvJ.ü ........ ....., -

wismus" weitgehende Unterstützung durch die westlichen imperia­
listischen Mächte, vor allem aber durch die a m er i k an i s c h e n 
Monopole. Mit der Wiedererrichtung des deutschen Militarismus, 
und hesonders mit der Übernahme der Staatsrnacht in Deutschland 
durch die Nazipartei, dieses Instrument der am meisten reaktio­
nären und chauvinistischen Kräfte des Finanzkapitals, hatte sich ein 
immer gefährlicher werdender Kriegsherd in Europa herausgebildet. 

Aber auch die "Siegermächte" des Ersten Weltkriegs, J a p a 11 

und I tal i e n, deren imperialist,ische Ansprüche nach dem Ersten 
Vi eltkrieg nur zu einem geringen Teil erfüllt wurden, beschritten 
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den Weg einer aggressiven, auf die Neuaufteilung der Welt gerich-
teten Kriegspoli~~k. Japan hatte schon im Jahre 1931 mit seinem , Kriegsprovo­

heimtückischen Uberfall auf die Man d s c h ure i den offenen Itationen im 

1 
... Fernen Osten 

<neg um (he Eroberung ASlCllS begonnen. Das imperialistisdle 
Italien stellte territoriale Forderungen und sonstige Machtanspriiche 
sowohl in Afrika wie auch in Europa. So wie in Deutschland waren 
auch in Italien und Japan als Träger der aggressiven imperialisti-
schen Eroberungspolitik faschistische Diktaturen an der Macht. 

Die kleineren Nationen Mittel- und Südosteuropas wurden durch 
ihre Bindungen an imperialistische Großmächte in das Spiel der 
imperialistischen Gegensätze und der imperialistischen Kriegs­
politik mit hineingezogen. -Jede der imperialistischen Großmächte 
trachtete, möglichst viele dieser Staaten in ihr Satellitensystem ein­
zubeziehen, wobei die damals in Europa führende imperialistische 
Macht, Frankreich, durch die sogenannte "K lei n e E 11 t e n t e " 
(Tschechoslowakei, Rumänien und Jugoslawien) und die "B a I -
k a n - E n t e nt e" (Jugoslawien, Griechenland und Bulgarien) in 
diesem Raum die stärksten Positionen hatte. 

Österreich war schon seiner geographischen Lage nadl ein wich­
tiges Objekt der imperialistischen Bestrebungen der Großmächte. 
Vor allem war es der deutsche Imperialismus, der immer wieder 
trachtete, Österreich möglichst ellgan sidl zu binden. Die von den 
Westmächten bei verschiedenen Anlässen (Genfer Sanierung, 
Lausanner Protokolle) verlangte Klausel gegen den Anschluß war 
keine Maßnahme zum Sdmtz des österreichischen Volkes und der 
Interessen seiner nationalen Unabhängigkeit, sondern ein Schritt 
gegen den imperialistischen Konkurrenten Deutschland. Die öster-
reichische Bourgeoisie wechselte, je nach der Situation und je nach 
der Nützlichkeit für ihre Profitinteressen, ihre imperialistischen 
Bindungen, wobei immer wieder die Bindung an den deutschen 
Imperialismus als entscheidende Orientierung der Bourgeoisie zum 
Durchbrudl kam. 
____ -~!~ _ ':l.~_<:.h __ ~_~!: Machtergreifung Hitlers der direkte Drück der 

Als nach der Machtergreifung Hitlers der direkte Druck der 
deutschen Imperialisten von BerIin aus und ihr indirekter Druck 
durch ihre Agentur in Österreich, durch die österreichische N azi­
partei, immer mehr zunahm, suchten die herrschenden Kreise der 
österreichischen Bourgeoisie Schutz bei 1\1 u s sol i n i. Sie voll­
zogen eine immer engere Bindung an den italienischen Imperialis­
mus. Zusammen mit Horthy-Ungarn, das wegen seiner Territorial­
forderungen in offenem Konflikt mit der Tschechoslowakei, mit 
Rumänien und Jugoslawien stand, bildete sich nach einer Reihe 
von Staatsbesnchen des österreichisdlen Bundeskanzlers Dollfuß 1I1 
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Italien nnd in ngarn ein BI o e k Rom - B u cl a p e s t - Wie n , 
der im Jab re 1934 durch die sogenann ten " R ö m i sc h e n Pro -
t 0 k 0 ll e" ine fe tere Form annahm. 

I n klarer Voraus icht der weiteren Entwicklung charakterisierte 
das Zentralkomitee der Kommunistischen P artei Österreichs Mitte 
1933 folgender maßen die internat ionale Lage Österreichs und tlie 
Politik der österr icbischen Bourgeoi ie: 

"D ie Krise des Versai ll er Sys tems hat die Bedeutung des kl e inen Österreich 
als Schlüssels tellnng zwischen den In teresscltSphären F rankreichs, Deutschlands 
und Italiens erhöh t. D r scheinbar kon equent an tideuts ch e Ku rs darf da rüber 
nicht hinwegt,iuschen, daß die ö teneich i-che Bonrgeoi oie bei ihr<"r Politik des 
Lavierells ver harrt, lind in Wirklichk e it zwischen den lVIächtegruppen hin· und 
hertorkelt , Dabei t r itt de r Einfluß des italienisch en Fa ch i mus immer meh r 
in den Vo rdergrund, Die fasch is tische Diktatu r in Österreich soll die Bl'ücke 
b ilden zwischen dem fasch istischen Dentsehland einerse its und dem faschist ischeu 
J t al ien und ngarn and ererseits." 

Die HiI·tenberger Waffen affäre 

In der gespannten intel'l1ationalen Situation Anfang 1933 kam 
es in Hirtenh rg zu einer Waffenschiebung, die in Österreich und 
im Ausland große E rregung hervorrief. Durch die Wachsamkeit 
österr i chischer Eisenbahner war bekannt geworden, daß Anfang 
Jänn r 1933 40 Waggons mit Maschinengewehren \lud Gewehren, 
aus I talien komm nd, in der Hirtenberger Waffenfabrik des H eim­
wehrind llstriellen Man d I - eines engen Freundes S t a r h e m -
b e rg s - eingetroffen waren, 11m von dort nach Ungarn weiter ­
b fördert zu werden. Bei dieser Waffenschiebung hatte vor all m 
Starhemberg seine H aud im Spiel, der schon s it J ahren besonders 
enge Beziehungen zu Mn soli ni unterhielt. Starhember g erhielt allS 

Italien ni cht nm Waff n und Geld für die Heimwehr, sondern er 
bekam audl für die Vermittlung der dunklen Waffengescbäft e mit 
Italien von seinem Freund Mandl persönliche Provisi nen . 

1 t
T-C_ l _- ,1_ ... D ;;-+I) __ ~h ,\~ '?l,·~:;~h"~-o ", f'j;-'I' e"'JTn hl Oe ... " .... ,, ;,..h w; p 

ta len von sein em .l' reuuu lVlan( person ICile r rovlslOuen . 
I nfolge der Riistungsbeschränkungen, die owohl Österreidl wie 

auch Ungar n anf Grund der Friedensverträge VOll 1919 auferlegt 
waren, k am es im Zusammenhang mit der Hirtenberger Waff n­
affäre zn der ultimativen F or derung F rankreichs und Englancl , 
claß die Bunde r egiernng sofort Sorge dafür tragen mü se, daß die 
Waffen an Italien znrückgeschickt würden. Die R egierung entschloß 
sich nach vielfaChen Answeichversuchen zu einer formellen Zusage 
in dieser Richtung. I n Wirklichkeit ging aber ein Leträchtlicher 
Teil (lies r Waffen nidlt nach Italien zuriick, sondel'l1 in cl n Besitz 
der Heim wehr über. 
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Die Sozialdemokratie spielte in dieser ngelegenheit eine Dop­
pelrolle. Einerseits brach t ie unPr dem Druck der Eis Ilbahner 
durCh ein en Artikel in der "Arbeiter -Zeitung" die ganze Angelegen­
heit in die Öffentlicbkeit, anderersei ts teIl te sie sich im Zeitpunk t 
iner besonders heilei n Entwicklung diese r Affäre schü tzend vor 

Dollfuß. G u I i c k schreib t darüber: 
"D er Grund, warum sie (die SP-Führer) das taten, bleib t ein R ätsel. Mög­

licherweise wollten ie auf die e Weise Doll fnß (lazu bringen, sie in die Regie­
rung aufzunehlllcn."' 

DolIfuß regiert mit Notverol'dnungen 

Dollfu ß war von Anfang an entschlossen, ohne und ge<Ten das 
P arlament zu r eo-ier en, denn anders hätte er auf die Dauer mit 
seiner zweifelhaften Einstimmenmehrheit auch gar nidlt regieren 
könn n. Die e Absich t wurde offensichtlich, als er am 1. Oktober 
1932 durch seinen J us tizmini t el: S e h u s c h ni g g eine Notver­
ordnung auf Grund des " Kr i e g s wir t s c h a f t I i ch ellE r -
m ä eh t i gun g s g e set z es " vom Jahre 1917 veröffentli chen 
ließ. Die Sozialdemol rat ie brachte wohl im Parlament eine Inter­
pellation ein, b gnügte sich aber mit dieser formalen Geste und mit 
leeren P rotesten, obwohl Doll fuß die Interpellation nicht einmal 
beantwor tete. 

Was Dollfuß mit dem Kriegswirtschaftl ichen Ermä chtigungs­
gesetz beabsichtigte, sa gte er ganz offen am Tag, nachd m er es 
zum erstenmal zm' Anwendung gebracht hatte . Auf einer Bauern­
versammlung am 2. Oktober 1932 erklärte er : 

"Die Tatsadle, daß es der R egiernng mögl ich ist, seih t ollDe vorherige end­
lose parlamentari che Kämpfe, sofort gewi se dri ngliche M:tßn ahmen in die Tat 
uillzusetzen, wird zur Gesunduug unserer pemokratie wesen tlich heitragen." 

Zur umfassen den Anwendun g des kriegswirtschaftlichen Er­
mächtigungsge etzes, zur E rrichtung einer uneingeschränk t n Not­
up r !)_rrl n n n O"c:rl'lr"t ".JIh'1r t-'3n-l ~ p: c h_~JLl ,.-l·;n· ~n f '3 'Y'1C"1" t,,:nnr n't I"ltlr,...h Hl !' lpr~ macntIgungsgesetzes, Z UI: .c.rrICluung eIner llnemgeSctIranKten 'lot-
verordnungscliktatur kam es bald darauf, angespornt durdl Hitlers 
Ma chtantritt in Deutschland, mit der Au schaltung des Parlam nts 
durch die Regierung DolIfuß im März 1933. 

Der Eisenbahnerstreik 

Der unmittelbare Ausgangspunkt zur Zerschlagung des ös ter­
r eichischen Nationalrats war der St reik der Eisenbahner vom März 
1933. Mitte F br uar erklärte die Gellerald ir ktion der Bundes-
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bahn, daß ab März die Löhne und Gehälter der Eisenbahner wegen 
der finanziellen Schwierigkeiten der Bundesnahnen in drei Raten 
ausbezahlt wiirden. Trotz des Einspruchs der Gewerkschaften -
außer der Freien Gewerkschaft lehnten auch die Christlichsozialen 
und die Deutsch.Nationaien Gewerkschaften diese Anordnung der 
Direktion ab - beharrte diese auf ihrer Verfügung. Zum Protest 
warde von allen drei Gewerkschaften für den 1. März ein zweI­
stündiger Streik beschlossen. 

Unmittelbar vor dem Streik verfügte DoHfuß auf Grund einer 
kaiserlichen Verordnung aus dem Jahre 1914, durch die Streiks 
bei den Eisenbahnen untersagt und unter Strafsanktion gestellt 
waren, ein S t r e i k ver bot. Die Regierung ließ die Bahnhöfe 
von Gendarmerie, Polizei und Militär besetzen und versuchte, die 
Eisenbahner unter Androhung von Strafen und Maßregelungen 
vom Streik abzuhalten. Trotzdem wurde der Streik fast überall 
geschlossen durchgeführt. 

Schon während der Streikaktion wurden Vertrauensmänner 
auf den Bahnhöfen verhaftet, über viele Funktionäre der Eisen· 
bahner wurde die sofortige Entlassung ausgesprochen, allen am 
Streik Beteiligten wurde eine finanzielle "Buße" auferlegt und eine 
große Anzahl von Strafverfahren wurde gegen Streikende einge­
leitet. Unter dem Druck der empörten Eisenbahner beauftragte 
die Sozialdemokratie ihren Nationalratspräsidenten Ren ne r, 
eine Parlamentssitzung für den 4. März einzuberufen, um durch 
Parlamentsbeschluß die Aufhebung der Maßregelungen herbeizu­
führen. 

Das Parlament wird ausgeschaltet 

In der Nationalratssitzung vom 4. März kam es auf Grund der 
bekannten Ein-Mann·Mehrheitsverhältnisse zu einer Situation, in 
der Ren n e r als erster Präsident des Nationalrats seine Funk-

- - --

der Ren n e r als erster Präsident des Nationalrats seine Funk-
tion niederlegte, um so der Opposition eine Stimme mehr und 
damit die Mehrheit sichern zu können. Seinem Beispiel folgte dann 
aus dem g~eichen Grund der zweite Präsident des Nationalrats, der 
Christlichsoziale Ra m e k, und nach ihm auch der dritte Präsi­
dent, der Großdeutsche S t r a f f n er. Da nun kein Präsidium 
mehr existierte, löste sich die Sitzung auf und der Nationalrat 
ging auseinander. 

Die Regierung Dollfuß benützte diese für sie günstige Gelegen­
heit, um den entscheidenden Schlag gegen den Parlamentarismus 
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zu führen. Naeh einer Ministerratssitzung am 7. März erließ die 
Regierung einen Aufruf an das österrei.chische Volk, in dem es hieß: 

"Der I a tionalrat ist gelähmt und handlnngsuJlfähig. Es besteht zur Zeit 
ein~ schwere Krise des Parlaments. Die Führung des Staates liegt aber nicht 
allem bei der Gesetzgebung, sondern ebenso beim Staatsoberhaupt und bei der 
Regierung. Die vom Bundespräsidenten erllannte~ gesetzmäßige Regierung ist 
im Amt. Sie ist von de r Pa rlamentskrise, die ohne ihr Zntun heraufbeschworen 
wurd e, nidlt herührt. E s gibt daher keine Staatskrise." 

Außer diesem Aufruf veröffentliehte fjlie Regierung an diesem 
Tag noeh zwei Notverordnungen; eine, durch die ein gen e r e l­
I e sAu f m ars c h - und Ver s a 111 m 1 u n g s ver bot ver­
hängt wurde, und eine zweite, die eine wesentliche Ein s c h r ä n -
k u n g der P res s e fr e i h e i t mit sich braehte und der 
Regierung das Recht gab, über jedes Presseorgan nach ihrem Belie­
ben die Vor zen s u r zu verhängen. Der Regierungskurs war 
nun klar: Das Parlament sollte ausgeschaltet werden und an seme 
Stelle die uneingeschränkte Notverordnungsdiktatur treten. 

Die Haltung der Sozialdemokratie 

Der erste Aufruf des Parteivorstands der Sozialdemokratie 
nach diesem offensichtlichen Staatsstreich der Dollfuß-Regierung 
war eine Mahnung zur Besonnenheit und eine Ankündigung, daß 
"alle verfassungsmäßigen Mittel" angewendet würden. Gleichzeitig 
wurden in allen Wiener Bezirken Protestversammlungen ein­
berufen. Als die Regierung diese Versammlungen verbot, sehiekten 
die SP-Funktionäre die Arbeiter wieder nach Hause. Otta Lei e h -
te r schreibt in seinem Buch "Österreich 1934" darüber: 

"Die Versammlungen, die die Sozialdemokraten einberufen hatten, wurden 
. von der Polizei verboten, obwohl der Polizeipräsident nachdrücklichst warnte. 

Aber die Regierung, die gegenüber dem Polizeipräsidenten erklärt hatte, daß 
das 'Verhot der Versammlungen ohne hesonderen Widerstand durchzusetzen 
sein werde, hehielt recht: heruhigt von den Vertrauensmännern, die beschwich-
I: ...... "'~,,'l .... .,_ f ~ _+~~ .. _ .. ~ ~~ _ .• __ -=0"L. ___ L •. _.o.-.l ___ _ ~ l. _ . . A __ .. r_ . L. _ .. ___ ~_ _ _______ __ _ _ 

sein werde, hehielt recht: heruhigt von den Vertrauensmännern, die bescbwich­
tigend nur fortsetzten, was jabrzehntelang ibre Aufgabe gewesen war, zogen 
die Massen von den Versammlungs lokalen ab. Das neue Regime gegen die Zei· 
tungen setzte mit täglichen Konfiskationen ein: die Regierung schien fest blei­
ben zn \\'ollen." 

Nach Fühlungnahme zwischen Renner und Straffner wurde für 
den 15. März eine Parlamentssitzung einberufen. Die Regierung 
erklärte, daß eine solehe Sitzung gesetzwidrig sei und daß sie bei 
Durchführung als eine "polizeilich nicht angemeldete Versamm-
1ung" aufgelöst würde. Die Arbeiterschaft spürte, daß es nun um 
alles ging, daß man jetzt kämpfen mußte, wenn man nicht unter-
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geh en wollte. Die Arbeiter verlang ten daher den entschlossenen 
Kampf zur Verteidi gung der demokratischeu Freiheiten des . olk es. 

In dieser Situation fand am 10. März eine Wiener Vertrauen · 
männerkonferenz der SP statt. Auch jetzt wurde dem Faschismus 
als Ausweg "die f riedliche Entwirru ng der Lage und die Mitarheit 
an den wirtschaftlichen Aufgaben der Zeit" ange tragen . (;-leichzeitig 
rieb tete Otto Bau e l' die ühlichen kraftvo llen Worte an tlie Ver­
sammlung; er sprach davon, daß " der Gegner es wissen oll, daß 
wir zu allem, aber auch wirklich zu allem en tschlo s n sind". Doch 
hinter der r evolutionären Phr ase stand au ch diesmal wieder nicht 
die geringste Absicht zum Handeln. 

Die Kommunisten rufen zum einheitlichen Kampf 

Di sozialdemokratischen Arbeiter nahmen die Worte ihrer 
F ührer sehr ernst, sie rüsteten znr Entscheidnngss chlacht und war· 
tet en auf die Kampfparole des Partei vorstands. Da Zentralkomitee 
der K ommunistischen P artei Österreichs richtete in diesen Tagen 
einen 0 f f e ne n B I' i e f an den sozialdemokratischen Parteivor­
stand und an die ozialdemokratischen Arbeiter un d fo rderte den 
entschlos enen und einheitlichen antifaschistischen K ampf für fo l­
gen de For derungen : für die sofortige ZllIückziehlmg aller Not­
verordnungen, für die Entwaffnung und Auflösung der H eimwehr, 
der SA und der SS, für die Aufh ebung all r Maßregelungen bei den 
Eisenbahnern, für die Aufhebung der 28. Novelle des Arbei tslosen­
gesetzes und für andere wirts chaftliche Forderungen. Abschließeml 
hieß es in diesem Offenen Brief: 

"Die gegenwärtige Situa tion fordert gebie ter isch d ie Herstellung !I er kämpfen­
!Ien p ro ieLa rischen Einheitsfl'ont. Die Bou rgeois ie hat in Deutschluml !Iie b rutal e 
fasch isti sche Diktatur offen aufge rich te t . Auch in Ös terreich unt ernimmt die 
Bourgeoisie d urm die Regierung Dollfuß einen en tscheidenden Schritt zur E r­
ri clltung der faschistischen Diktatu r. Ein wei teres un tätiges A bwarten und Zu­
.. !; ,..l-,.,o i .J ... 4H' '""r ~lr t'~ '7 n "'1 ""':' 1" pnt(;; l'h po j (l p ntl pll Nip:fl p.. rl a!!p.: fIe l' ö~ter reichi chC\l A r· 
rIch tu ng de r fas chistischen D ikt3tnr. Ein weiteres uutätrges A bwarten und 1.u­
rückweicheu würde zu einer ent dleidend en ied erlage der ö terreichj ehen A r­
beiter chaft führen . Wi r fordern angesichts dieser Tatsachen den Parteivo rstRud 
de r SPÖ und die sozialdem okra tische Arheite rschaft auf, die IHoletarisdle Eiu­
hei tsfro n t des K ampfes zu schließen. Die österr eich ische Arbeiterschaft kaml 
flnl'ch ih ren Gegenstoß ein leu chtendes Beispiel von in t erna tionaler Bedeutung 
scba ffen. Der Pa tteivorstand de r SP Österreichs ha t das Wor t ! Sozialdemokra­
tische Arbeiter, entscheidet eueh!" 

Die sozialJemok ratische Parteiführnng schwieg zuerst zu diesel' 
Aufforderung, den einheitlichen Kampf zu organisieren. Erst als 
der 15. März schOll längst vorbei war, ve röffentli ch te die "Arheit el'­
Zeitung" eine Antwort des Parteivorstands Jer Sozialdemokratie, 
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in der die er an die Komllllmisten die demagogische Aufforderung 
richtete, "lli zipliniert und organis iert an dem Abwehrkampf ihrer 
soziald mokra tischen Kla ngenossen teilztlllchmen" . Daß ein '01-
eher "Abwehrkampf der Sozialdemokratie" in Wirklichkeit nicht 
existierte, hatten die vergangenen Jahre , vor allem aber die Er ig­
ni se um den 15. M~irz 1933 eindeutig bewiesen . 

Die Kapitulation vom 15. März 

N ach der Wiener Vertranensmännerkonferenz cl l' SP wurde 
nnter Jen sozialdemokratischen Arbeitern d l' R uf nach einer 
großen Aktion zum Schutz der fiir clcn - lS. März einhenlfenen 
P arlamentssitZlmg immer sti.i rmischer. Die Massen verlangten den 
Generalstreik lind einen großen Aufmal' eh vor dem Parlament, 
um die von DoHfuß angekündigten Polizeimaßnahmen gegen die 
Pa rlament sitzun'" zu verhindern . I n einer itzung de P art i­
vorstandes der Sozialdemokratie vom 13" März wurde über diese 
Arbeiterforderungen entschieden . Ott o Leichte r schildert in seinem 
Blldl, wie sich B a u e rund R en n e I' entschieden gegen jede 
Kampfaktion aus 'prach n. Ihre Argu mentation war folgende : 

"M:m müsse ich auf den Kampf vorbereiten, aber e ' wäre fal eh zu meinen, 
!laB m au hieb den 15. März als Kawpftag nimt en t gehen lassen !Iürfe . Es wäre 
Cal. eh, e inen Präven tivkl'ieg zu fiihren , denn noch sei nicht genug gesdlehen, 
'''li !Iie Ma ' n wirklicb in Wut und E mp örung versetze.'" (Leichter. ) 

So brach der ntscheiuend ' 15. März an. Wieder einmal war der 
Schutzbund " in Bereitschaf t gelegt", und in den Lokalen del" Sozial­
demokratischen Partei sammelten sich, je n äher die Zeit der fö r 
3 Uhr einberllfenen Parlaments itz llng kam, immer m ehr kampf­
eut chlossene Arbeiter. 

Mittlerweile waren die sozialdemokr atische lind die groß­
deutsche Parlamentsfl'aktion im Nationalra t zusammengetreten. 
Sie beschlossen, da Dollfllß die P arlamen tssitzung um 3 UlH" ver­
hindern wollte, sie schon vor he r durdlzu fii hren, um so der unan-

hindern wollte; ~ie -chOl1 v 0 l' he r" dt1fd~ufiihren, -~{m s~' d~r unan­
genehmen Entscheidung zu entgehen, die notwendig wür de, wenn 
die Polizei die Auflösung der Parlament itz llng vornahm . Die Ah­
geordneten der ozialdemokrati d ien und der Großdeutschen Partei 
gingen deshalb schon nach 2 Uhr in den Sitzung saal, S tr a f f n e r 
eröffnete gegen J/:!3 Uhr die Sitzung, spra dJ. schnell eillige belang­
lose Worte un d schloß die Sitzun g wieder, so daß d ie Ahgeord­
neten den Sitzungssaal ge rade zu einem Zeitpunkt verließen, als 
eben die Polizei erschien, um die" verbotene Versammlnng" aufzu­
lösen. Das Ganze war eine jämmerliche Komödie, die aher von der 
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sozialdemokratischen Part i fiihrung als ein Sieg iiber Dollfuß ver­
kiindet wurde. In Wirkli chkeit war es eine schwere Niederlage, war 
es das kam p f - und r n h m los e E n cl e des Par I a m e n t s 
der Ersten Republik. Otto Leichter schreibt über die Bedeutung des 
15. März 1933 in seinem Buch: 

,.Aber die B edeutunf; des 15. März ist in Wirklichkeit noch viel größer. Er 
besic"el te nicht uur deu Tod de Parlaments, er war auch ein schwerer Schock 
ftjr di e br >iten Arh eit e rmassen. In f;anz Östcrreich gab es keiuen Ort, an dem 
nicht die AI'heit er, ~um Äußersten entschlossen, darauf f;ewartet h ätten, daß 
ihre Führe1' - die Führer, auf deren \Vort sie gauz auders hörten als di e de ut­
schen Arbeiter auf die Paroien ihrer Sachwalter - sie rufen würdeu. I n ihren 
Quartie r>n saßen sie und lauerten auf die befreicnde Parole. In ihren Bereit· 
schaftslokalen warteteu die Sehntzhündler: vollzählig wie uiemals später, waren 
sie "ekommen und harrten in höchster Opferbereitschaft des Rufes: jetzt gilt 
es für die Freiheit einzusteh en. Im letzten \Vinkel Österreichs horchte die 
Arheit erschaft auf: die Radfahrer und Motol'l'aJfahrer hockten auf ih ren Rä· 
dern - jeden Augenblick k anu der Befehl kommen, jetzt heißt es losfah~en in 
dcn kalten Vorfrühlinf;stag hinein, nm die Gellossell im entlef;ensten Geblrf;stal 
zu verständigP'll, denn aueh sie warten. Eine Armee - die wartete und war­
tete. Uud noch vor dre i Uhr ging ins ganze Land di e :NIeldung hinaus: alles gut 
ansf;eganf;en , der N ationalrat hat ge tagt. Im ers ten Allge!1hlic.~ vielleicht Gen":~­
tUlliig iiher den friedlidlen Sieg, aber später namenlose. Enttauschung, V~r.zw LI­
lung hei vielen .Jungen, Mißtrauell bei anderen und hegllll1end~ Demoraltslerut;g 
bei denen, die nur die anßerordentliche Sitnation zu wirkltcher Opferbere It. 
schaft mitgerissen hatte." 

Die Vorzensur über die "Arbeiter-Zeitung" und das Verbot des 
Schutzbundes 

Die Kapitulation der Sozialdemokratie in der entscheide~den 
FraO'e der Erhaltun<T des J)arlamentarischen Systems war das SIgnal 

ö ö . 

zn einer Reihe weiterer faschis tisdler Maßnahmen, zn emer Ver-
schärfunO' des autoritär-faschistischen Regiernngskurses. Schon am 
16. Febr~lar wurde der Schutzbnnd in Tirol aufgelöst. Am 24. März 
wurde die "Arbeiter-Zeitung" unter Vorzensur gestellt. Die 
ZeittmO's.trbeiter Wiens forderten die sofortige Riicknahme der 
"r 0 .... ... ..,... ......... ~ .. 

Zeitungsarbeiter ,Viens forderten die sofortige Rücknahme der 
Vorzensur und riefen 7.1l1' Durchsetzung dieser Forderung den 
Streik aus. Am 25. März erschien in 'Wien keine einzige Zeitung. 
Aber noch am selben Tag wurde dieser wirkungsvolle Streik von 
dei' sozialdemokratischen Partei- und Gewerkschaftsführnng ab-
geblasen. . 

Am 31. März wurde die Auflösung des Sdmtzbundes 111 ganz 
Österreich verkündet. Die Sozialdemokratie beschränkte sich dar­
auf, einen Protestaufruf zu veröffentlidien und durch ihren Wie­
ner Biirgermeister eine formelle Auflösung der Wiener Heimwehr 

8i 

vorzunehmen. Diese Maßnahme war nur eine leer e Geste, weil die 
Regierung als Berufungsinstanz den Auflösnngshcscheid in weniger 
als 24 Stunden wieder aufhob. 

Trotz der zur "Disziplin" rufenden Weisllng des Parteivorstan­
des kam es in ganz Österreich zu lilächtigen Protestkundgebungen. 
Bei diesen Kundgebungen kam es in vielen Orten zu schweren 
Zusammenstößen mit der Exekutive und mit der Heimwehr . In 
einem Bericht iiber diese Demonstrationen hi ß es in einer kom­
munistischen Pressemeldung: 

,.E ist f es tzusteilen, daß es seit d em Bestande der Republik Österreich 
niema ! so 7.ahlreidle. so machtvolle, von sol ch revolu tionärem Geis te der ein · 
h e itl ichen Kampl'solüiaritä.t geti'agen e Massenkundge buugen 7.11 gleicher Z eit i n 
allen Län dern gegebcn hat, wie in den letzteu T"gen u n t e r d em R egime des 
Versam mlullf;sverbots und der Vorzensur fiir prol e t ari sd le Zcitungen. D ie Or te 
ull fzii h len, in denen demol\3 t riert wn rde, hedente t e in V erzeidlll is der ludustrie· 
orte Österreichs zu geben. Diese KtH"! dgebungcn richtelen s ich ge[!:en Ausst eu e rnng 
und Ullterstiitznngsrauh bei den Arheitslosen, gegcn die A\lflö~llllg d es Repu­
blikanischen Sdllltzbundes und gegen di e fortgeset z te "\Vaffensudle in den Ar· 
l>citerqll al'licrcn. Die Sozialdemokratisdie Partei ha lte keiaerl e i Kampfparolcn 
~e"en d iese Maßnuhmen der Regierung gegehen. Die Mass en gingen spontan auf 
di: Straße, Sozialdemokrat en und Kommnnisten." 

Eine Konferenz der Kapitulation 

Zu Ostern 1933 (16. und 17. April) fand eine außerordentlidle 
Reichskonferenz der Sozialdemokratischen Partei statt. Der Spre­
cher des Parteivorstandes, Dan n e b erg, appellierte an das 
"Veralltwortungsbewußtsein" der Delegierten und trat energisch 
gegen alle "Revollltionsromantiker" auf: 

,, \Venn heute die Uugeduhl vieler tausender Proletari e r glaubt, daß wir 
entscheidende Stunden schon versäumt hätteu, so saf;e ich darauf umgekehrt : ,lie 
Entscheidung wird erst kommen." 

Danneberg sagte weiter, daß sich die Sozialdemokratie niemals 

--dal,~tWeM:l~ef1s~PJlirJn~'~, V&Jl1 ~'Cnnare vSM~~mhlm8Kl."a"t1ennyen{lfs 
"das Gesetz des Handclns" vom Gegner vorschreiben lassen werde. 
Ulld Renner zitierte gegenüber den Forderungen d er Delegierten, 
den Kampf aufzunehmen, den Satz Victor Adlers: "Eine der 
O'rößten revolutionären Tugenden ist die Ge d u I d . " 
t? Eine große Rolle in der Begründung des Partei vorstandes dafür, 
daß man nicht kämpfen diirfe, spielte die Behauptung, daß es in 
dieser Situation bei einem entscheidenden Kampf leicht einen 
lachenden Dritten, nämlich die Nazi, geben könne. Die Argumen­
tation, daß man die Dollfuß-Politik als das "k 1 ein er e Übe 1 " 
tolerieren miisse, lllU das größ~re Übel, die Nazi, zu verhindern, 
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in der Auseinander etzung des P arteivorstandes mit den zum 
K ampf d rängenden Mitglietleru der P ar tei immer h äufigel' ver­
wendet. Die Kommuui teu warnten die Arbeiterschaft vor einer 01-
ehen P olitik und wiesen auf das Beispiel von Deu tschland hin, wo 
die Nazi gerade weo-en der Toler ierung des reaktionär en Not­
verorJ nungsregimes Brünings durch die Sozia ldemokratie ka mpflos 
zu r lVIacht gekommen waren . Nicht dnrdl die D uldung des " k lei­
neren Übels" , sOHll rn nur dur ch cl 'n entschlossenen Kampf gegen 
jede Art volksfeincUi cher und antidemokrat isdle r Maßnahmen k ann 
man nom Sdllimmeres abw hren und verhüten. 

All f deI' SP -Reichsk onfer 'IlZ en twickelte Otto B au e l' andl 
eine nene F orm seiner alten Theori , daß m an in Österreid1 n ichts 
machen k önne, weil das Land zu klein sei, un d weil die E ntsdlei­
dUllgen über Österr idl gar nicht in Österreich selbst fi elen. Er 
vertr at den Standpu nkt, daß jetzt eine Gegenwehr geg n den 
Fas chismus wegen des " komplizierten Kräftespiels" in der inter­
nationalen P olitik s hr dnvierig sei. Ei nerseits st ützen Dentschland 
und Italien die fasdl istis mep_ Kräfte, an dere rseit seien die "Gegen­
'wirkuno-en vom Ausl and" (gemeint war de r We ten) auch t ark. 
Es sei deshalb eine "Übertreibung", wenn mall age, daß man sim 
gegen elen Faschismus nur lnit Gewalt wehren könne, denn es 
bestehe noch imm er die Mö giichkeit, daß "in folge der äußer n 

mstände tl ie Regierung in V er ha n d 1 u n gen mit der Sozial­
demok l'atie elen Riidnveg zur Verfas ung finden kön n ". 

Die Reichsk onferenz bradlte auch den V ersuro der ozialdemo­
kratischen Parteiführtm g, jede Verantwortung fü r die weitere En t­
widd ung auf die 1\1 ass e n abzuw~ilzen . Danneberg meinte, da ß 
r evolutionäre Erhebungen überhaupt auf k einer Konfer enz be­
sdl1 0ssen werden, sondern n ur aus der Leidens chaft der hreiten 
Masse erwa dlsen k önnten. Und Otto Bauer ap p lIierte an die 
" eio- ne Initiative, an die eigene Tätigk eit und E nts chlußkr aft der 
Ma~s n, von der in ein r ents cheidenden Situation alles abhängt" . 
n -- __ _ : n l .:1~"':'.~l- ~~~; ~ ... J, ,,, P " rt .. ; )[nr"t <>nll V f'.rl.eüla(~n ete (l a m iuHe füh-Nlassen, von ner In eIner entSCneHlen uen >JÜl non a 1~S- /tu S " ' 

Der soziald emok r atische Parteivorstand v rl en gnete damit die füh­
rende R olle, die der Partei zukommt, er erk lär te mehr oder minde.r 
offen, daß von ihm keine Führung des Kampfe zu erwarten el, 
ondern daß alles' von der spontanen Entschlußkr aft der Ma en 

abhänge. 
Die Delegierten auf dieser R eichskonferenz d l'ängten zu m 

Kampf. Aber auch diesmal li eßen sie sich von der Parteifiihrnng 
einfa ngen ; sie stimm ten für eine Resolution tles Parteivorstande , 
(;üe vor allem die V e r h a n cl 1 u n g sb er e i t s eh a f t de i' SP 
betonte u nd (la durch D ollfuß zu weh er en Vor tößen erm utigte. 
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XIT. Die Verschärfung des faschistischen Kurses 

Der 1. Mai 1933 

Die nächsten Verbotsmaßnahmen der Regierung Dollfu ß r irn­
teten sich gegen das S t r e i k r e eh t und den 1 . Ma i . Eine 
Notverordnung untersagte p olitische Streil(s in allen Betrieb n und 
wir tschaftlime Streiks in allen leben widltigen Betrieben. Die 
Sozialdemokr atie besdlränk t e siro auf einen papier enen Protest 
gegen d iese einschneidende Ma ßnahme, durdl die praktisch das 
Streikrecht der Arbeiter aufgehohen wurde. 

Am 20. April wurde der traditionelle Maia ll fmar ch der Arbei­
tersdlaft verboten. Dieses V erbot löste in der Arbeitersdlaft große 
Empörung aus. Die ozialdemok ra tische Parteifiihrnng mahnte znr 
Ruhe, forder te auf, . ich nich t p rovozieren zu lassen, und akzep­
tierte widerstand los das Au fmarschverbot. An Stelle der wuch­
tigen Ringstraßendemonstration in Wien rief sie die sozialdemo­
kratischen Arbeiter auf, in den Vo rmittagsstunden des 1. Mai auf 
den Gehwegen del' H aup tstraßen der Wicner Bezirke einen 
" B 11 m m e 1" zu veranstaiten. 

Die K ommun isti che P artei forderte die Arbei ters chaf t auf, 
trotz Verbo t die Maidemonstration durchzuführen. Da kein'e Mög­
lichkeit einer legalen Agitation fiir den 1. Mai bestan cl, führte die 
Kouununistjsche Partei große illegale Flllgzettel- und Strenaktionen 
in gan z Österreich dur dl. In Wien u nd Linz fanden Einh itskon­
ferenzen zwischen kommunistismen und sozialdemokra ti men 
Arbeitern statt, um die gemeinsame Maiaktion zn organisi r n. In 
vielen Betrieben und Woh ngebieten und au m auf den Stempel­
stellen wurden einheitliche Maikomitees gebildet. Die sozialdemo­
k r atische P arteifii hrullg aber warn te ihre Mitgl ieder vor einheit­
liche!1 Aktionen mit den K ommnnis ten. 
li ch~~' -Aktioiieri\niCcfe~' Koin~n;~lst~n : __ .. :1-. . -_ . . 1 1\iL, .. __ c __ 

VOll seiten cler staatlidlell Exekutive wurden am 1. Mai umfas­
sen de Sicherungsmaßnahmen getroff en. Wien Innere Stad t wurde 
mit Stacheldrahtverhauen und spanischen Reitern abgesperrt. An 
den Zufahrt straßen stand P olizei, mi t Karabinern und Maschinen­
gewehren bewaffnet; aueh Kavallerie, P anzerauto s und Artillerie 
wurden eingesetzt . Vor cl m Kordon der Exekutive gab es n och einen 
Sp rrgiirt el sozialdemokratischer Funktionäl'e, (lle die bummelnden 
Ma en zurück ch ickten und Ar bei ter , die zur Demonstration auf­
forderten, der P olizei iihergahen . T ro tzdem kam es in einigen 

87 

Das Verbot 
dcr Mni­
Demonstra­
tionen 

Einbeitliche 
Aktion e n der 
Arbeiter 



Die KPÖ geht 
in d :e 

llIegalitiit 

Wien er Bezirken und an vielen Stellen in den Bundesländern zu 
wuchtigen , antifaschistischen Einheitsdemons trationen. 

Schon vor dem 1. N[ai wurden rund tausend KOUlmunisten von 
der Polizei ausgehoben. Am 1. Mai selbst wurden bei d er Durch­
führung d er illegalen Maidemonstrationen viele hunderte Anti­
faschist en, Kommunisten und Sozialdemokraten von der Polizei 
verhaftet. 

Der einheitliche Kampf am 1. Mai 1933 war trotz Polizei und 
trotz sozialdemokratisch er Parteiführung e in entscheidender Sduitt 
vorwärts auf dem 'Weg zur Arbeitereinheit ; die gemeinsamen 
Demonstrationen ver stärkten den Kontakt und dic Zusammen­
arbeit zwisch en Kommunisten und Sozialdemokraten. 

Das Verbot der Kommunistischen Partei 

Die Zeit nach d em 1. Mai stand vor allem im Zeichen einer 
breiten Einheitsfrontkampagne für die Freilassung der Verhaf­
t eten. Betriebsb eschlüsse , Demonstrationen und Vorspra ch en bei 
Behörden brachten bald Erfolge. In all diesen Kämpfen verstärkte 
sich der Einfluß der Kommunistischen Partei auf breite Schichten 
sozialdemokratisch er Arbeiter, vor allem auf die verschietlen en 
linken und oppositionellen Gruppierungen innerhalb der Sozial­
demokratie. 

Um diese Entwicklung zur antifaschistisch en Einheitsfront auf­
zuhalten und um gleichzeitig einen ents ch eidenden Schlag gegen 
die L egalität der Arbeiterbewegung überhaupt zu führen , wurde 
am 26. Mai von der Regierung Dollfuß die Kommunistische 
Partei verboten. Das V erbot erfolgte in t ypisch jesuitisdler Art: 
die Partei wurde nicht aufgelöst, sondern "wegen Entfaltung staats­
gefährlicher und illegaler Tätigkeit" wurde die· Betätigung für die 
Kommunistische Partei verboten , die Parteilokale wurden von der 
Polizei geschlossen , und eine Verhaftungswelle gegen bekannte . . . - _ . . . - -
Polizei geschlossen , und eine Verhaftungswelle gegen bekannte 
kommunistische Funktionäre ~md Aktivisten se tzte ein. Das 
Zentralorgan der Partei, die " Rote Fahne", konnte nodl einige 
Zeit ersmeinen , war aber durch di e Vorzensur und die Konfiska­
tionspraxis aufs schwerst e behindert. 

Die Kommunistisdle Partei wurde von diesen Verbotsm aßnah­
m en nicht unvorbereitet getroffen. Die führenden Kader der Partei 
konnten sich dem Zugriff der Polizei entziehen und den schnell en 
Umbau der Parteiorganisationen zu i 11 e g ale n Par t e i z e I -
I e n durdlführen. Die Kommunistische Partei bewies in diesen 
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schnellen Maßnahmen zur Verhindenmg de r Zerstörung ihres Orga­
nisationsgefüges ihre große politische R eife. 

Noch am Ta ge des Verbots wurden von den Organisationen d er 
Partei zehntausende Flugzettel vertrieben , und im H. und X. Wie­
ner Gemeindeb ezirk fand en am Abend des 26. Mai unter Teil· 
nahme vieler sozialdemokratischer Arbeiter e indrucksvolle Pro­
testkundgebungen gegen das Verhot <ler Partei statt. · 

Am 27. Mai tagte e ine große illegale Wiener Funktionärkon­
f er enz der KPÖ, die einen Offenen Brief an die gleichz eitig tagende 
Wiener Konfer enz der SPÖ richte te. Dieser Brief ging davon aus, 
daß am seIhen Tag die "Arbeiter-Zeitung" in einem Kommentar 
zum Verbot der KPÖ gesduieb en hatte, daß " die Sozialdemokratie 
im Protest gegen die Auflösung der KP in einer Einheitsfront mit 
den kommunistischen Arbeitern" steh e. B ezugnehmend auf diese 
F eststellung, schlug der Offene Brief der KPÖ vor, von Worten zu 
Taten üherzugehen und in all en Arbeiterorganisationen, vor all em 
aber in den Betrieben und Gewerkschaften Protestbeschlüsse zu 
fassen, die Aufhebung des V erhots der KPÖ und aller hisherigen 
Notverordnungen zu fordern. Diesen Forderungen sollte durch 
Deputationen zum Bundeskanzle ramt Nadldruek verliehen werden 
und sofortige einheitliche Aktionen sollten zum Ausgangspunkt für 
große politische Massendemonstrationen und Massenstreiks gegen 
<las faschistisehe Notverordnungssys tem werden. Eine Delegation 
üherhrachte der SP-Konfer enz den Offenen Brief ; sie wurde aher 
nicht vorgelassen und der Bri ef wurde der Konfer enz vom Prä­
sidium nicht vorgelegt. W elch e Stimmung seIhst unter diesen aus­
gewählten D elegierten d er Wiener SP·Konfer enz h errschte, geht 
daraus h ervor, daß der Antrag eines Delegierten , gegen das Verhot 
der KPÖ zu protes tie ren, einStimmig angenomm en wurde. 

Die Haltung der SP-Fiihrung zum V erhot der KPÖ zeigte sich 
noeh klarer in der Tatsach e, daß der Vorsitzende der Wiener 
Arheiterkammer den Antrag ein es kommlmistischen Arbeiterkam­

. m ermitglieds auf Protest gegen das Verbot der KPÖ n icht zur Ab--- -- ---- - ---------- -- ---- ---- ---0 - --. ... ... -- .... -.---.--- --- ......... - .... - ----~ -- .... --- -- ~-

. mermitglieds auf Protest gegen das V erbot der KPÖ nidlt zur Ab­
stimmung zuließ, daß die sozialdemokra tismen Landtagsahgeord­
neten im Burgenland und in der Steiermark für die Am;mllierung 
aller kommunistischen Mandate in öffentlichen Körperschaften 
stimmten und daß die "Arbeiter-Zeitung" anläßlidl des Verbots 
des Zentralorgans der KPÖ, " Rote Fahne", am 24. Juli 1933 
schrieb: 

.. Politisch is t d ie Tatsadle ihres Verschwind ens nUI" zu he gl" Ü ß e 11." 

Als ob es nicht klar war, daß den Maßnahmen gegen die KP 
weitere Maßnahmen gegen die SP folgen mußten . 
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D er Druck des deutschen Ivlili tal'ismus vel'stärkt sich 

Mit dem Ma chtalltritt H itle rs in Deuts dl l a~d verstärk te sich 
der Angriff de deu tschen Militari mu s auf die Unabhängigkeit 
un d Existenz Österr eidls. Sein H auptinstrument in Ö tefl'e icu war 
die österreichische azipartei. Diese P artei war die direkte aggres­
sive Agen tur des dell tsdlen Militarismus in Öster reidl; ihre Auf ­
gabe best an d darin, Österreich für d ie als "Anschluß" getarnt e 
Annexion stll fll1l'e if zu machen. Die öst er rei chische azipartei war 
keine selbständige ö terreich i eh Partei, sonde rn eine Zusammen­
fa Sllug von Ganorganisati onen, die direkt der deu tschen Partei­
zen trale in Mün chen unterstan den und von dem Mitglied des deut­
schen R eichstags, Theo H ab i c h t , als " Reidlsinspekteur" gelei­
t et wurden . 

E ine Flut von deutschen Nazizeitungen und illustrierten 
Wochen- u nd Monatsschri ften unterstützte die W iihl- un d Zerset­
zu ngsar beit der Nazipartei . Ihre milit ärischen SA- un d SS-Verbän de 
wurden von Deutschlan d aus mit Waffen, Sprengstoff und mit 
Kommandokad rn beliefert un d der S e u cl e l' M Li n c h e n wm c1c 
als H etzzentrale tägl ich gegen die n abhängigkei t Österrei chs ein-

Die ßi.!dung gesetzt. Öster reichische Nazi, die sich über die Grenze n ach Deu tsdl­
;~~~h:!~~:;;; land abset zten, wu rden in AuffauO'la O'ern zusammen gefaßt un d zur 

Legion" " Ö S tel' r e i c h i s e h e n L e g i o n " vereinigt, um unter der 
lVIa ke von " B fr eiern der unter driickten deutschen Volksgeno -
sen" als Stnrmtrupp e fii.r d ie Ann e.xion Österrei chs einge etzt wer­
den zn könn en . 

In Osterreidl selbst vollzog sich ein syst ematischer Aufsa ngungs­
prozeß aller sogenannten " Na tionalen" , d . h. d r d e n t s c h ­
na ti 0 n ale n K r äf te, dmm die NSDAP . Im Friihsomm er 1933 
unters tell te sich die " Großdeu tsche Partei" deI' N DAP ; Teile der 
H eimweh r, vor allem der " Steirisdle Heimat chut z" , gingen den­
selben Weg, aber auch entscheidende P oli t iker und ganze Organi-

. sa tionen des Landbund es srolossen sich der azipartei an . 

. sati~ne~-d;~ Landbund~-s sdllo~sen sich de; ~zipa;t;i an. 
Die H altung jener Kre i edel' ö ter reichi roen Bourgeoisie, die 

das L ager der R egieru ng D ollfu ß bildeten, war zwiespältig. Einer­
seit s leistet n si , ge tützt lllld gestoßen von Mnssolilli , der dam als 
noch u m die Führung der aggre siven Kräfte kämpf t e u n d Dentsro­
land ni rut am Brenn er seh en wollte, W ider t an d gegen die deu t­
sch en Ansprüche auf Österrei ch , ander erseits traro tet en sie, mi t 
Hitlerdeutsdlland und mit seiner ö t er r ichisch en Agentur zu einem 
Ansgleiro und zllr Zusammenarbeit gegen . di e Arbeit erbew gung 
zn kommen. 
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So O' inO'en H and in Hand mit Nazit rrorakten u nd Gegenmaß­
n ahmen d~r Regienmg tändigc Verhandlungen cl r R~.giernn? 
Dollf ]ß ollt der Nazifühnmg. Verhandlung partner anf osterrel­
cbisruer Seile wal'en die l'vIinister R intelen, Bureseh, Schuschn iO'g 
und D ollfn ß elhst, ihr Nazipar tner war meistens H abicht . Als die 
erste Etap pe diesel' Verhandlungen sdleiterte, weil die N a~i ~idlt 
bereit waren, sich mit den zw i von Dollfnß an geboten en Mini t er­
p osten zufrieden zu geben, verstärk ten di« Nazi von Ende Mai an 
ih re T erroroffen ive in Osterreiro. 

Mordan chläge, Bombenattelltate lind die Sprengung von Ver­
k ehrs- und anderen öffcntlidlen Anla" n mit ein er st änd ig wach­
enden Zahl an T odesopfern und Verwund tCll waren n Ull an d er 

T a O'esoreln\l og. Die Annexion shetze dc Miinchner Sen ders wurde 
; chärft, Deu t chlalld verhängte eineIl f aktis ch en Wi rt chafts­

b oykott ""eaen Österrei dl. D ie Verfügu ll <Y der ogenannten Tau-
" " cl V' sen dm a r k s p e r r e , d. h . die Einführun g es lsum zwan ges 

für Ö terreidll'ei ende aus Deutschlaud bei gl icl zeitiger Zahlung 
einer Vi um" bühl' on t au nd Mark, war ein mpfindli cher Schlag 
gegen Östen~eichs Fremden verk ehr. Als am 19 . J l~ni Naziterroris:en 
bei K r e m s einen Handara nateniiber f all auf eIne Gruppe chn st ­
licher Turner verübten, ~lessen Ergehnis in Toter \lnd viele 
Sdnver verletzte waren, wurde die N DAP un d ihre Gliederungen 
ver bot en, die "braunen H äuser" der razi ge perrt \lnd (üe N azi­
mandate in allen öffentlichen K örperschaften annulliert. 

D iese Entwicl lun O' bedeutete all el' k eineswe O's das E n de der 
V erhandlungen der "R gierung Dollfl1 ß mit den Nazifa dli ten. 
Immer wieder wul'd 11 Verhandlungen au fgenomm en, immer wie ler 
wurde eine "Verständigung" versuch t, die letzten E ndes t rotz größ­
tem Ent gegenkomm n der Dollfu ß-Leute nur rlaran scheiterte, daß 
die aziunte rh äll dler zu groBe Ansprüche s te llten. 

Ein e bed utsamc Tal!:ung des ZK der KPÖ­

E ine bedeutsamc Tagung des ZK dei' KPÖ 

Iuzwisdlell war eine weitere V r dlärfung tles fas chi tismen 
No tver ordnung regime der Dollfu ß-Regiernng eingetreten. Der 
Verfas lI n O' O'e rimt hof vml'de suspendiel·t , oie f aschistisroen F or­
mationen," ~e Starhembergs H eimweh r lind Schnschniggs Ostmär­
kisdle Stu rmschar n, wurden unte r dem N amen " S c hut z -
k o r p s" als H ilf pol ize i bestell t D ollfuß hatte am 
14. Mai offen erk lärt, daß ·" das Parlam u t \ln d der Parla­
mentar ismus ges torben sind un d n icht wieder kommen werden" - - , 
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durch Notverordnungen wurden die Kollektivverträge der Bau­
arbeiter zerschlagen, wurde das Zwangsschlichtungsverfahren bei 
Arbeitskonflikten und die faschistische Arbeitsdienstpflicht einge­
führt, das System der willkürlichen administrativen Verhängung VOll 

Polizeistrafen ausgebaut u. a. m. 
Alle diese faschistischen Vorstöße wurden von der sozialdemo­

kratischen Pal·teiführung . widerstandslos hingenommen. Die 
einzige "Aktion" der Sozial<lemokratie in dieser Zeit war die soge­
nannte" V 0 I k s a d res se" an den Bundespräsidenten mit einer 
Aufforderung zur Einberufung des Parlaments, eine Unterschriften­
sammlung, die I 200000 Unterschriften einbrachte, die aber, da sie 
mit keiner Kampfaktion verbunden war, völlig wirkungslos verpuffte. 

.~n dieser Situation fand Mitte 1933 die erste Tagung des ZK der 
KPO seit dem Verbot der Partei statt. In der dort besdllossenen 
Resolution zur Lage in Österreich heißt es: 

.,Fllkti~ch wurde auch in Österreich in dcn Märztagen durch die DolIfuß· 
Diktatur.Regierung, gestützt auf die Ba.;onette lind Maschineng;ewehre, eine 
Forlll ,I~r faschistischcn Diktatur aufgerichtet. Noch ist di e Konzentration ,ler 
faschist isch"n Kräfte der Bourgeoisie nicht vollst'indig. Es wäre jedoch eine 
gefährliche Illusion, wiirde sich die Arbeiterklasse einer T,ius chHng über d en 
faschistischen Char .. kter d er Dollfuß·Regierung hingeben." 

Das ZK der KPÖ verwies in diesem Zusammenhang besonders 
auf das Verbot der Kommunistischen Partei und machte die sozial­
demokratischen Arbeiter darauf aufmerksam, daß solche Maßnah­
men, wenn dagegen nicht entschlossen angekämpft wird, dazu füh­
ren werden, daß " morgen schon dieselben Methoden gegen die so­
zialdemokratischen Arbeiter angewendet werden". 

Gerade unter diesem Gesichtspunkt zeigte die Tagung des ZK 
mit aller Sdlärfe die Kapitu]ationspolitik der Sozialdemokratie auf, 
ihre Rolle als 'Vegbereiterin der faschistischen Diktatur, und stellte 
dieser Politik die zunehmende Radikalisierung innerhalb der sozial­
clemokratisdIen Arbei tersdlaft gegenüher: 

"Innerhalh dei· SP stößt die Kapitulationspolitik d~s Parteivorstandes auf 
immer grölJeren Widerstand der Arbeitermassen. Die Linksradikalisierung spie­
~elt sich .'y;der in pßr tief'1e}len (l ~ n T!n7.nfrip(l""nhp!t r;~ rhitt""""~lltT .".n,l ,1.: .. _ .... -: '. ­
Imm er p:roJ.,eren WHlerstanu ,cr ArbeItermassen. DIe LIDksra(hkahslenlllg spIe-
gelt sich wider in der tiefgehen den Unzufriedenheit, Erhitt.erung ulld dem er­
sdl iitterten Vertrauen wachsender Massen von Mitglieelern zur Parteifiihrung. 
Sie zeigt sich im Entstehen verschiedener opposi tionelle r Gruppierungen und 
in der wachsend en Erkenntnis der Notwendi:.:keit ,Ier Einheitsfront mit den 
KOnllJluni ., ten. Das Verhot der KP steht im e~g;sten Zllsammenhan~ mit dieser 
wachsend en Linksradikalisierung der so zialdemokratischen Arbeiter uud den 
Erfolp,-en der Partei hei der Herstellung der antifasdlistisdlen Einheitsfront ." 

Das ZK der KPÖ sah in dieser Situa tion die wichtigste Aufgahe 
der Kommunistischen Partei darin, unter der Losung "Gegen die 
Front des FasdIismus die a n t i fa sc his t i s c h e Ein h e i t s -
fr 0 n t des Proletariats" verstärkte Anstrengungen für die Gewin-
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nung der sozialdemokratisdIen Arbeiter zum einheitlichen antifasdli­
stischen Kampf zu machen. Die Kommunisten vertraten die Auf­
fassung, daß man in jeder noch so kleinen Frage den Kampf auf­
nehmen und ihn weiter entwickeln müsse, um so die Arbeiter für 
den Generalstreik gegen das faschistisdle Notverordnungsregime zu 
gewinnen. 

Das ZK der KPÖ machte die Parteiorganisationen und die o-anze 
Arbeiterschaft auf die zu erwartende "Verschärfung der Verfolgun­
gen und Repressionen" aufmerksam und wies die Partei an die 
illegal~ .Tätigkeit de,..r Partei zu sicl~~rn, jede legale Möglichkei~ zur 
Orgamslerung des I\..ampfes auszunutzen, vor allem den Kampf der 
Partei in den Betrieben, in den Gewerkschaften und in den prole­
tarischen Massenorganisationen zu verstärken. Die Resolution der 
Tagung des ZK der KPÖ schließt mit der Feststellung: 

".Die Verfolgullgen und Repress alien gegen die Partei hab en "ezei"t daß 
die KPÖ einen g.~nügend starken, ideologisch gefestigten Kader re~olutio'närer 
ICimpfer hesitzt, der auch bei einer verstärkten Untenlrücknn"soffensive des 
FasdIislJllIs die Fortsetzung und \Veitcrführun" der revoluti~närel1 Arbeit 
s ichert." " 

Die weitere Entwicklung zeigte, daß die Kommllnistisdle Partei 
tatsächlich üher einen Kader verfügte, der imstan.de war, der ver­
stär k ten U 11 terdrüdmngsoff ensi ve des F aschism HS en tgegenzu tre teil. 

XllI. Der offenen faschistischen Diktatur entgegen 

Die Gründung der "Vaterländischen Front" 

Nach einem Zusammentreffen DoJlfuß' mit Mussolini im AlIO"lIst 
1933 begann in Österreidl der letzte AbsdInitt der Entwicldun~ zu 

einer ur!,v.~!E ~}} t~~ J ~~<!~!: t,~~~h~~\~ R i~.tßH;Hlll L M.\Jrs ßfl L,j lß~i1UJ1~ 1;[« 
einer unverhüllten faschistisdlen Diktatur. lVI u s sol i n i h~tte 
von Dollfllß verlangt, daß nun systematisch audI die letzten Reste 
demokratischer Freiheiten beseitigt, daß alle politischen Parteien 
aufgelöst und die im Mai von Dollfuß gegründete "VaterländisdIe 
Front" zur poIitisdIen Monopolorganisation des österreidIischen 
FasdIismus ausgehaut werden müsse. Vor allem aher forderte Mus­
soli ni die Vernichtung der Arbeiterbewegung, die Zerschlagung der 
Sozialdemokratischen Partei und aller anderen noch hestehenden 
nichtfaschistischen Arheiterorganisationen. In dieser Richtung ent­
wickelte Dollfuß nun seine ganze Regierullgstätigkeit. 
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Anfang September 1933 fa nd in Wien ein Kat ho l i k e n t a g 
tatt in dessen Rahmen DolIfuß bei einer Kundgebnng auf dem 

T rab'rennplatz über die weitere Entwicklung in Ö-terreicb klare und 
unmißver tänill iche Erklär ngen abgab : 

· Die Zeit de r liberalen k apitali tismen Gesell dlaft ordnung, die Zeit der 
mar~istisd,en Volksfiih rnn" \llld Volksverführung, dic Zcit der Parteiherrschaft 
ist vorbei . Die aterländi;chc Front will rlen sozi alcl1, cbristlidlCll, dClIt chcn 
Staat au f ständisdlcr Grundlage u nd unter auto r itärer Führung.' 

Die Begleitmu ik zu diesem Tex t lieferte S t a rh e m b e r g in 
ein er R ede, die er vor dem Wien r Rat h aus h ielt: 

.. Herr Kanzler, für diese Wiener (die Heimwehrfaschisten) muf~ es uncr­
lrii .. \;ch se in, daß da d rinn ' (im Rathaus) die Bol. chewiken Wicn beherrschcn. 
He~r Kanzler schaffen ie d ie her all , die drinn' sitzen. Herr Kanzlcr, warten 
wir nich t zn I'auge, man soll das E ise n schmieden, sol ange e heiß ist:' 

Die vier Punkte der Sozialdemokratie 

Als Antwort der Sozialtl mokra tie fand am 17. September eine 
o'emeinsame TaO"uno' de P arteivorstande der Soziä'lJemokra tischen 
000 

Par tei und des Bundesvorstandes der F r ien Gewerk cbaft st a tt. 
Das stürmische Verlano'en breiter Schich ten der Arhei tersdlaft 'nach 
entschlossenen Aktion:n wur de auch von dieser Tagung zur iid\:­
o'ewiesen es wurden keinerlei konkrete Kampfbeschlü e gefaß t. 
E wur d; ledio-l ich in vi e r Pu n k t e n fest<Yel gt , unter weldlen 
Bedingu ngen die Arbeiter den Kampf aufnehmen ollten, und zwar 

L bei der Auflösung cl r Partei , 
2. bei der uflösung der Gewerk chafte ll oder bei der Ein t­

zun'" eines R eo- ierunO"skoDllni sär für die Gewerk chaften, 
o 0 0 I I E' 3. bei der Be etzung des Rathauses oder >ei (er lUsetzuug 

eines Regi rungskommi ärs und . . 
4. b i einem Oktroi (gewaltsame Aufzwmgullg) ewer faschi ti-

schen Verfassung. . 
· Gerade die F es tl el1:l1ng dieser vier Punk te wi r k t el ä h m e n cl 

;:'U1 C U ' C:1..L a .:t';' Ull Ö " . 

· Gerade die Fcs tl eo-uD o- dieser vier P unkte wir k t el ä h me 11 d 
auf den Widerstand geg:n die tägl ichen Angriffe d s F aschismu . 
5chlao- auf Schlao- vers tzte Dollfuß der Arbeiter chaft. Konzen­
traü;nslao-er u m\' Todesstrafe wurden eingeführt, der Gemeinde 
Wien wu;den du rch Notverordnungen weitere hundert M~~lionen 
5chillino- aus ihren Einnahmen geraubt. In den taatlichen Amter n 
un d Be"trieben wurden die Betrieb sräte aufgelöst, über d i " Ar­
heiter-Zeitun O"" wurde in Verbo t der Verbreitung durch KolpOI"­
tao-e verhänCT~ llie Ei enbahn r wurden durch einen Erlaß der Ge­
ne~a ldirekti~n' der BundesbahneD: in die "Vaterländisdle Front" 
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hineingep reßt, d ie Arbeiterkammern nntet· kommi arische Ver­
waltung o-e teIl t u w_ Alle diese Angriffe u ud Vorstöße des Fasch.i ­
mus blieben fakti ch unbeantwor tet, weil ja keiner der "Vier 
P unkte" eingetreten war. Die Festlegung dieser ier Punkte be­
deu te te eine D em 0 bi l i sie ru n g der Arbeiter chaft , da es in 
diese l- Situation drauf ankam, j e den e i n z e In e u Angriff ah­
zuwehren, von kleineren Aktionen zu größeren zu schrei ten, um so 
zum Generalstreik und dam.it zum Entscheidungsk ampf zu gelangen. 

Die Sozia ldemokratie würgte aber alle Kämpfe ~b _ Im Herbst 
gab es trotz des Streik erbots der Regierung eine Reihe bedeuten­
der Streikkämpfe. 50 kam es zu einer großen Streil aktion der tei­
ri ehen Bero-a rbeiter (üe mi t Grubenhe-etzuno-en verbunden war. 
Mit Hilfe der sozialdemokra tischen Fühnmg wurde dieser St reik 
abgewürgt. Audl cl r Papierarbeite rst reik von Nilda do rf wurde 
von der sozialclemokr ati dIen Gewerk ch aftsführung ohne Erfüllung 
der Ar beiterforder ungen alwewürgt, und als die Papierarbeiter von 
Kematen fiir ehe Freilassung verhafte ter soz ialdemokrati cher Funk­
tionäre streikten, wurde 5 e h n e id m a d I von W ien llach K ema­
ten ge chid(t, um an Ort un d Stelle elen 'treik umzubringen. So 
wurde der Ka mpfwille breiter Arheitersch ich ten durch d ie soz ial- · 
tlemokra tische F ii hrung sy temati eh untergraben. 

Linke und Rechte auf dem SP-Parteitag 1933 

Vom 14. hi 16. Oktober fa nd ein P arteitag der Sozialdemokrati­
schen Par tei sta tt. Die er P arteitag brachte zum erstenmal das Auf­
treten einer 1 i n k en G r u p pi e r un g, die gegen dreiß ig Dele­
giert e auf dem P arteitag hatte. Schon seit einig r Z i t hatt n sidl 
auf Grund der wa chsenden Ra dikali sieru ng innerhalb der sozial­
demokratischen Arbei ter ehaft ve rschiedene liuke 5trönlllngen unll 
Gruppierungen herausgebil det. Die e Gruppen nahmen unterein­
ander Kontakt auf und bildeten auch eine A rt von Zentralleitll n". 
\J .l. u.ppu .. I.U.l...l6 .l..J. t1 \; J.a. u.:JÖ~+"".u.uc ... ..I.JJ.C,:)C \..7J.lIPPCU lla uJ .. ut=il lUl lCL Jil-

ander Kontakt au f und hilcleten auch eine Ar t von Zentralleitnng, 
de ren nt -cheidende Persönlichke it Ernst F is eh e r war. 

F ür den Parteitag hatten elie Link en ei ne e i g n e R e s 0 lu -
ti 0 n vorberei t t, die ie dem Parteitag au~h vorlegten . Es kam 
aher nicht zur Abs timmung darüber, weil die Linken dem Drängen 
des Parteivorstandes, daß man in einer so ern ten Z i t vor allem 
die " Einheit der Partei" durch eine einst immig an<Yenommene 
Resolution dokumentier en müsse, n ach <1aben, ihre Resolution zu­
rückzogen unu fü r die Resoln tion des Partei vorstands stimmten. 
K ein einziger von den Linken unterst ü tzte auf dem Par teitag tI n 

95 

Die Streik­
kämpfe im 
H erbst 1933 



Die 
Schwächcn 
der Linken 

in der SP 

Die ,.Llnks­
radikale 

ArbeJter­
o)l)losition 

von der Lokal~rganisation Rothneusiedl eingehrachten Mißtrauens­
antrag gegen den Parteivorstalld. 

Ernst Fis c her nahm später, Anfang Juni 1934, in einer gründ­
Iidien Untersuchung über die Rolle der Linken innerhalb der SP zu 
lien Fehlern und Sdlwächen, cl~e ihr anhafteten, Stellung. Als Haupt­
fehler bezeichnete er den Umstand, daß sidl die Linken immer 
wieder von dem Schlagwort der SP-Fühnmg: "Die Einheit der Par­
tei ist die Hauptsache" einfangen und dadurch von der konsequen­
ten Vertretung einer revolutionären Politik abhalten ließeil. Ein 
entscheidender Fehler war auch die in der Linken weitverbreitete 
Illusion, daß man die Sozialdemokratie von innen her umwandeln 
und zu einer revolutionären Partei machen könne. Eine weitere 
Schwäche zeigte sich im Verhältnis der Linken zur Kommunistischen 
Partei. Es gab wohl freundschaftliche Kontakte und Verbindungen, 
aber ein wirklich enges und festes Einheitsfrontverhältnis gab es 
nicht. Ohne ein festes Band der Einheitsfront zu den Kommunisten 
kann aber eine linke soziaiistische Gruppierung ihre revolutionären 
Aufgaben nicht erfüllen, ohne eine solche Zusammenarbeit mit den 
Kommunisten besteht immer die Gefahr, daß das linke und oppo­
sitionelle Auftreten solcher Gruppen die Illusionen über den Cha­
rakter der SP verstäl'kt und viele revolutionäre Arbeiter von wirk­
lich entsdleidenden Schritten abhält. 

Wegen dieser ernsten Schwächen und vor allem auch wegen des 
Versagens der Linken auf dem Parteitag bildete ein Teil der revo­
lutionären Arbeiter und Funktionäre der Sozialdemokratie eine 
eigene Organisation, die" L i n k s rad i kai e Ar bei t e r 0 p p o­
si t ion ", die mit der KPÖ ein enges Kampfbiindnis herstellte . 
Diese konsequente Linke konnte bis zum Februar 1934 ihre Ver­
bindungen und ihre Stützpunkte unter den oppositionellen sozial­
demokratischen Arbeitern ausbauen und vor allem ihren Einfluß 
unter den Sc hut z b ü n II I ern ständig erweitern. 

Viel entschiedener als die Linke trat auf dem Parteitag der 
Sozia!~.e11!~~_r_~_t_i~_~~~~ {li.~ ä}!ß !E.~.~ e ß_~. ~}:!.t ~.~!!.f, Ad.~ !.! .!!~~~r ?~~. 
Sozialdemokratie aber die ä u ß e r s t e Re eh t e auf, die unter der 
Führung der "Niederösterreicher" , der Ren n er, Hel m e rund 
Sc h ne i d m a d I stand. Diese lehnten entschieden jeden Kampf 
ab, ·den sie- als "Selbstmordpolitik" bezeichneten; ihre LOSlll1g 
war: für die verfassungsmäßige Entwirrung der politischen Krise 
auf dem Weg von Verhandlungen mit Dollfuß. Die Beschlüsse des 
Parteitags deckten sich im wesentlichen mit diesen Forderungen der 
äußersten Rechten. 

Der Parteivorstand ließ die vier Punkte als Parteitagsheschluß 
bestä ti gen, er ließ aueh als eine Art Zwischenstufe zwischen Partei-
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tap: und Parteivo)"sialld den " Par te ir a t " , eine fü.ufzi",köpfio-e 
Körperschaft aus Vertretern der Betriebe, wählen, um so ~lie "le­
mokratische Mitbestimmung der Arbeiterschaft" an den Beschlüssen 
der Parteiführung zu unterstreichen. Der Parteirat - faktisch ein 
willfähriges Instrument in den Händen des Parteivorstandes -
gab in seinem ersten Aufruf, ganz im Sinne der Parteivorstands­
p,oliti~(, seine Bereitschaft bekannt, " an der verfassungsmäßigen· 
EntWIrrung der Krise mitzuwirken". 

G u I i c k schreibt über die Bedeutung des Parteitags 1933: 
"Die Führer hatten wiederum mit Erfolg die Opposition gebrcmst, die 

promptes Hand eln verlangt hatte, um die Konterrevolution zu stoppen. Das 
Endergebnis war, daß für die Regierung neuerlich Zeit "ewonnen wurde durch 
die wirtschaftliche Not und andere Maßnahmen die Wid:rstandskraft der' Arbei­
terschaft noch mehr zu schwächen." 

Eine der Formen, die Widerstandskraft der Arbeiter zu schwä­
chen, war das Verbot von angekündigten sozialdemokratischen Ver­
anstaltungen, die für die Zeit um den 12. November herum geplant 
waren. Für den 10. November hatte die Sozialdemokratie in Wien 
21 Großversammlungen angemeldet, für den 11. November war 
eine Kranzniederlegung beim Denkmal der Republik vorgesehen, 
für den 12. November war der traditionelle Aufmarsch zum Tag 
der Republik angekündigt und für den 13. November wurde anläß­
lich des 10. Jahrestags der Übernahme des Bürgermeisteramtes 
durch Seitz zu einem Fackelzug aufgerufen. Alle diese Veranstaltun­
gen wurden von der Regierung verboten. Das Verbot wurde von der 
Sozialdemokra tie widerstandslos zur Kenntnis genommen. 

Dollfuß verhandelt mit den Nazi 

Im Herbst begann eine neue Serie von Verhandluno-en der Re­
gierung Dollfuß mit den Nazi. Den Auftakt machte im Oktober 
S eh u s c h ni g g, der in München mit He ß und Hirn ml e r 
verhandelte. Schuschnigg betonte dabei die volle Bereitschaft seiner 

;erhandelte. Sch~s~h~igg ·betonte dabei di·e ~~Ü~- B-;;~it~~haf~ '~~in-e; 
Regierung, mit den Nazifaschisten zu einer Verständigung zu kom­
men, und unterstrich die "deutsche Haltung" der Regierung 
Dollfuf3. 

Die nächste Etappe waren Verhandlungen in Wien und in Mün­
chen, bei denen als ge m ein sam e Mittelsmänner der Reo-ierunlT 

1:0 1:0 

Dollfuß und der verbotenen Nazipartei die früheren großdeutschen 
Parlamentarier Langoth und Foppa auftraten. Diese Verhand­
lungen führte teils Doll fuß selbst, teils der jetzige Landeshaupt­
mann von Oberösterreich, Dr. GI eiß n er. Anfano- November _ 1:0 
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IInterbreit t e Gleißner im Auftrag der ö t err eichischen R egierung 
den Nazi ei nen Vorschla g fiir die E rrirhl'Ulg einer gemein ame n 
politischen F ront gegen die Arbeit rucwegung und bot ihnen Mini­
sterposten an. Er versicherte am 20. November den Vertrauens­
männern der Nazi, daß die Regierung entschlossen sei, "die Sozial­
demokraten niederzuringen", und daß er hoffe, "dadurch eine Be­
'ruhigung im nationalen Lager herbeizuführen und die Opposition 
dieses Lagers, das ja mit diesen Maßnahmen sympathisieren werde, 
abzuschwächen und auf diesem Weg zu einem Ausgleich zu gelan­
gen". Am 11. Dezember betonte Gleißrier noch einmal, daß der 
Plan zur Auflösung der Sozialdemokratie nach wie vor bestehe 
und daß es wahrscheinlich im Jänner zum Verbot der Sozialdemo­
kratischen Partei kommen werde. 

Dollfuß führte diese Verhandlungen hinter dem Rücken der 
Heimwehr, die auch von sich aus hinter dem Rücken von Dollfuß 
Verhandlungen mit den Nazifaschisten führte. Ihr Hauptunter­
händler war der niederösterreichische Heimwehrfiihrer "Graf" A 1-
bel' t i . Als die Verhandlungen mit den Nazi Anfang Jänner in 
ein entscheidendes Stadium gekommen waren, flog die ganze Sache 
auf. Habicht, der mit dem Flugzeug auf dem Weg zn Dollfuß nach 
Wien war, wurde nach Intervention der Heimwehr auf Verlangen 
der österreichischen Regierung nach Berlin zuriickgerllfen, und AI­
berti wurde mitten in Verhandlungen mit einem deutschen Unter­
händler von der Polizei ausgehoben, so daß voriibergehend die 
Kontakte mit den Nazi ingestellt wurden, 11m Zll einem spiiteren 
Zeitpllnkt wieder anfgenommen zu werden. 

Helmer verhandelt mit Dollfuß 

Je mehr die Vorstöße der Dollfnß-Regierung gegen die demo­
kratischen Rechte des Volkes und gegen die Arbeiterorganisationen 
anwuchsen, um so mehr bemühte sich die sozialdemokratische Par-
• -r"l ". 1 ~ l' ·""tT ." l' 1 

anwuchsen, um so mehr bemühte sich die sozialdemokratische Par-
teiführung, mit dem Faschismus zu einer Verständigung zu kom­
men. Der geeignete Mann zur Anknüpfung von Verhandlungen mit 
den Faschisten schien der sozialdemokratischen Parteifiihrung der 
Landeshauptmannstellvertreter von Niederösterreich, Oskar Hel­
m er, zu sein. Wochenlang versuchte Helmer, mit Dollfuß ins Ge­
spräch zn kommen. Der Sozialist Otto Lei c h tel' schreibt dar­
über: 

"Der Rückzug der Partei, der in den niedel'österreichischen Verhandlungen 
seinen Ausdruck fand , hat n ich t unwesentlich zur Zermürhllng heigetragen." 
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Außer diesem offensichtlidlcll Versuch der Sozialdemokratie, 
eine Plattform für eine " tragbare" Kapitulati'on mit dem Faschis­
mus auszuhandeln, gab es n och eine ideologische Kapitulation 
schlimmster Art vor den sogenannten "Staatsanffassungen" des 
Austrofaschismus. Die Austrofaschisten hatten schon seit langem 
verkündet, daß sie an Stelle des parlamentarischen Systems eine 
sogenannte " her II f s s t ä II dis c h e 0 l' d nun g " schaffen 
wollten, wobei sie sich auf die Grundsätze der päpstlichen Enzyklika 
"Quadragesimo anno" beriefen. In Wirklichkeit handelte es sich 
bei dieser " berufsständischen Ordnung" um die Absicht, nach dem 
Muster des italienischen Faschismus ein totalitäres Diktatur­
regime mit " ständischer" Tarnung einzuführen. In diese Stände­
diskussion des österreichisdlen Faschismus begann sich die sozial­
demokratische Führung einzusdlalten. Otto Bau e r versuchte da­
mals in einer Artikelserie der "Arbeiter-Zeitung", die bei einem 
sehr großen Teil der Parteimitglieder auf starke- Ablehnung stieß, 
und in einem Artikel im "Kampf", im wissenschaftlichen Organ 
der SP, im Jänner 1934 die "positive Kritik" des Ständegedankens 
zu begründen und nachzuweisen, daß die "Arbeiterklasse den Aus­
bau berufsgenossenschaftlicher Organisa tionen nidlt bedingungslos 
abzulehnen" brauche. 

Selbstverständlich war eine solche Haltung der sozialdemokra­
tischen Parteiführung nidlts anderes als eine Hilfe für die Faschi­
sten, ihr fasmistisches Gedankengut in die Arbeiterschaft einzu­
schmuggeln. 

Am Vorabend der Februal'kämpfe 

Mitte Jänner ' 1934, kam der italienische Staatssekretär 
S u v ich nach Wien und überbrachte die Aufträge Mussolinis zum 
Losschlagen gegen die Arbeiterschaft. Ende Jänner wurde die 
Heimwehr in ganz Österreich mobilisier t und nun begann der 

Hei~wehr in'" ganz Öster;eich mobiÜsi~rt -~ll1d n~n~ beg~n~ . der 
faschistische Staatsstreich. Zuerst wurde in Tirol auf Grund ultima­
tiver Forderungen der Heimwehr die Landesregierung durch einen 
faschistischen Landesausschuß ersetzt. S t eid I e begrüßte S tal' -
he m bel' g, der aus diesem Anlaß nach Innsbruck gekommen war, 
mit den Worten: 

" Jetzt hat aber der parlamentarische Spaß ein Ende, jetzt wollen wir mit 
dem Aufräumen anfangen," 

Am 1. und 2. Februar kam es zn umfassen den Waffensllchen in 
sozialdemokratis chen H eimen und zn Massenverhaftungen sozial-
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demokratischer Funktionäre. Am 3. Feuruar wunlen die Führer 
des Schutzbundes, Major E i f I e r und Hauptmann L ö w und zu­
sammen mit ihnen fast alle Kreis- und Bezirksführer de~ Schutz­
bundes verhaftet. Am 5. Februar wurde das Haus und die Druk­
kerei der sozialdemokratischen Parteizeitung Tirols von der Heim­
wehr besetzt und vollkommen verwüstet. Am 6. Februar besetzte 
die Heimwehr strategische Punkte in Linz und verlano-te die Durch­
führung der gleichen Maßnahmen wie in Tirol. A~ 7. Februar 
wurde die gleiche Aktion in der Steiermark und im BurO"enland 
durchgeführt und am 8. Februar in VorarlberO". Diese faschi~tischen 
Staatsstreichaktionen fanden auch die von~ Unterstütznno- des 
hohen K I e ru s . Der Linzer und der Tiroler Bischof llllterstatzten 
offen die Heimwehrforderungen auf Beseitio-uno- der demokratisch 
gewählten Landesregierungen. Die "Reichs~ost~' vom 9. Februar 
schrieb darüber: 

"Diese Kundgebung des Klerus für die Erneuenm" Österreid,s ist. wie das 
katholische Organ Tirols mit Recht feststellt, von größ~er Bedeutung.'" 

Am 8. Februar wurde das Parteihaus der Sozialdemokratie in 
der Rechten Wienzeile vom heimwehrfaschistischen Schutzkorps 
besetzt und einer zweitägigen griindlichen Hausdurchsuchung unter­
zogen. Am 10. Februar wurden dem Wiener BürO"ermeister Sei tz 
alle Sicherheits angelegenheiten entzogen und de:;' Wiener Polizei­
präsidenten als "Bundessicherheitskommissär für Wien" übergeben. 
Am 11. Februar veröffentlichte die "Reichspost" ein Interview mit 
Doll fuß, in dem er sagte: 

"Wir werden voraussichtlich schon bald darangehen können, unsere Pläne 
in die Tat umzusetzen. In der letzten Zeit hat sich die vaterlandstreue Bevöl­
kerung aller Bundesländer, allen voran die heimattreuen Wehrverbände, mit 
größter Entschiedenheit aufs neue zu meinem Programm bekannt. Das all­
gemeine Begehren geht nach dessen möglichst rascher Durchführun~. Ich freue 
mich dieses Ernstes und der Entschlossenheit breitester Bevölkern~gsschichten, 
am Neuaufbau unseres Staates mitzuwirken. Ich werde, gestützt auf diescn 
Willen der Bevölkerung, dafür sorgen, daß der Umhau des Staates sich in mö~­
liehster Raschheit vollziehe." " 

liebst;r Raschheit" v~llzi~Jie." ' 

Und am Nachmittag des 11. Februar gab der Heimwehrvize­
kanzlerF e y eine klare Ankündigung dessen, was für den nächsten 
Tag geplant war_ Er sagte bei einer Gefechtsübung der Heimwehr 
in Strebersdorf : 

"Ich kann ench beruhigen, die Aussprachen von vorgestern und gestern 
haben uns die Gewißheit gegeben, daß Kanzler Dr. Dollfnß der nnsrige ist. 
Ich kann ench noch mehr, wenn anch nur mit kurzen Worten, sagen: Wir werden 
morgen an die Arbeit gehen und wir werden ganze Arbeit leisten." 

Dalllit war das Signal fiir (len 12_ Februar gegchen. Die Faschi-
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sten gingen am ll~ichsten Tag an die Arbeit, mit Kanonen und Gal­
gen zerschlugen sie die letzten Reste der österreichischen Demo­
kratie, zertrümmerten sie die Sozialdemokratie und ihre großen 
Massenorganisationen und errichteten die offene und unverhüllte 
faschistische Diktatur. 

Die Kommunistische Partei erfüllt ihre Pflicht 

So wie in den Jahren vorher, so wie während der entscheiden­
den Monate seit dem März 1933, so nahm die Sozialdemokratie 
auch die Staatsstreichhandlungen der Heimwehrfaschisten, die mit 
der Mobilisierung der Heimwehr Ende Jänner ganz offen begonnen 
hatten, kampflos hin. Ihre Kapitulationspolitik ging weiter bis 
zum bitteren Ende_ 

Die Kom m uni s ti s c h e Par t e i versuchte aus der Illega­
lität heraus die Arbeiter zum entschlossenen Widerstand gegen die 
Vorstöße des Faschismus zu führen_ Seit Monaten führte die Kom­
munistische Partei die intensivste Kampagne für den Generalstreik, 
für den sofortigen Generalstreik. Im Gegensatz zur Sozialdemo­
kratie, die mit ihren bekannten "vier Punkten" die Arbeiter vom 
Widerstand gegen den Faschismus abhalten wollte, erklärte die 
Kommunistische Partei den Arbeitern die Notwendigkeit der so­
fortigen Gegenoffensive durch den Gen e r als t r e i k _ In der 
Resolution des Plenums des ZK, das am 20. und 21. Jänner tagte, 
wurde über die Lage in Österreich und über die Aufgaben der KP 
gesagt: 

"Die Situation stellt das österreichisdlC Proletariat vor die unmittelbare 
Aufgabe des politischen Generalstreiks zum Sturz der Dollfuß-Diktatur, vor die 
Aufgabe des Kampfes für den revolutionären Ausweg aus der Krise ." Da~ 
Plenum des ZK stellte der Partei die Aufgabe, "alles zu tun, um die Massen 
in der Ridltung des Generalstreiks in Bewegung zh setzen und bereit zu sein, 
sich an die Spitze des Massenkampfes gegen den Faschismus zu stellen", 

~~ ~len e~ste_n Tagen d~s Fe~rua_r, nach der Einleitung der TÜ'o­

In den ersten Tagen des Februar, nach der Einleitung der Tiro­
ler Heimwehraktion, erschien die illegale "Rote Fahne" mit dem 
Aufruf: "Alarmsignal ans Tirol! Entscheidende Tage stehen bevor! 
Erhebt euch zum Generalstreik gegen den Faschisntus!" In diesem 
Aufruf wurden folgende Losungen ausgegeben: 

"Laßt euch nicht in Ruhe einlullen von der SP- und Gewerkschafisführung! 
Jetzt endlich heißt es handeln. Jetzt endlich muß es heißen: Gegen jeden An· 
griff auf die Arbeitel'klasse Streik und Demonstration! .T etzt endlidl: Vorwärts 
zum Generalstreik! 

BeS<'hließt in den Betriehen I\ltimative Forderullgen an die Regierung: We~ 
mit ,1clI Notv(,rorrlllllngen! Auflösullg der Heimwehren lind der anderen fasdl 
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st ischen Organ isationen ! Wiederherstellung der vollen VC1's ammluugs-, Koali­
tions · und Pressefreiheit für die Arbei ter! Weg mit dem Verbot der Arbeiter­
organisat ionen! Weg mit dem Verbot der Kommunistischen Partei! Bekräftigt 
eure Forderungen durch Protes tstreiks! Wählt Kampforgane aus eurer Mitte! 
Nieder mit dem Heimwehr- und Hitlerfaschismus! Vorwärts zum Generalstreik, 
zum Sturz der Dollfuß·Diktatur!" 

Am 10. Februar erschien eine Sonderal~sgabe der illegalen 
"Roten Fahne". Die Kommunistische Partei schlug Alarm, sie rief 
die österreichische Arbeiterschaft Zlll)l entschlossenen Kampf: 

" Schlagt den Faschismus nied er , ehe er euch niederschlägt! Le~t sofort die 
Arbeit nieder! Streikt! Holt die N achharbetriehe heraus! Wählt Aktionskomi­
tees zur Führung des Kampfes in jedem Betrieb! Geht auf die Straße! Ent­
waffnet die Faschisten! Die Waffen in die Hände der Arbeiter! Generalstreik! 
Sofortige Auflösung aller fa schi stischen Organisationen! Weg mit den faschisti· 
sehen Kommissären! \Veg m it dem faschistischen Verwaltungskomitee der Ar· 
beiterkammer! Sofortige Wiederhersrellung der Presse-, Versammlungs·, Koa­
litions· nnd Streikfreiheit! Sofortige Freilassung aller antifaschistisdlen Gefan­
genen! \Veg mit der T Ollesstrafe und dem Standrecht! Weg mit der Henkene· 
g ie r \1 11g!~· 

Die Kommunistische Partei, deren Stärke und Einfluß trotz 
Illegalität stark gewachsen war, war noch zu schwach, um die Füh­
rung der österreichischen Arbeiterschaft in den Kämpfen des 
12. Februar übernehmen und dadurch dem Kampf eine andere 
Richtuug geben zu können. Doch ihr konsequentes Eintreten für 
den entsdIlossenen Widerstand gegen die Vorstöße des Faschismus, 
ihre ständigen Warnungen vor der Katastrophe, in die der Weg 
der Sozialdemokratie die österreichische Arbeiterschaft führen 
mußte, ihr unermüdlicher Kampf für die Schaffung der proletari­
schen Einheitsfront zum Kampf gegen d'en Faschismus und auch 
die Tatsache, daß die Schutzbündler überall, wo im Februar ge­
kämpft wurde, an ihrer Seite ihre kommunistisdlen Klassengenos­
sen fanden, führten dazu, daß nach dem 12. Februar die Kommu­
nistische Partei zu einer starken M ass e n par t e i , zur fiihren­
den Kraft der österreichischen Arbeiterklasse im Kampf gegen die 
faschistis che Diktatur wurde. 

faschistische Diktatur wurde. 

* 
Die Zeit zwisdlen den bei den SchicksalstageIl der österreichi­

schen Arbeiterbewegung, zwischen dem 15. Juli 1927 und dem 
12. Februar 1934, war von außerordentlicher Bedeutung für Öster­
reich. In diesen Jahren verfolgte die österreichische Bourgeoisie 
konsequent ein~n Kurs auf Sdlw~ichllng, Zllriickdrängung lind Zer­
schlagung der Arheiterhewegung. Sie setzte für ihre faschistische 
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Offensive dip von ih r gps dla ffelH'll uud hewaH'nplCIJ fa srh is tisd1f'1l 
F.(:>r lUati~llen ein, di~ bei ihH' lI Angri ff eIl lind Provokatioueu gegen 
dIe Arbeiterschaft <he volle uterstützun lT <l er Reu-ierunO' und ihres 
staatlichen Machtapparats fandeI!. Für ih:e Politik sucht~ die öster­
r~ic~i~che Bourgeoisie Rückhalt und Unterstützung bei den impe­
rIalIstIschen Großmächten, wobei sie, der jeweiliO'en Situation ent­
sprechend, zwischen dem deutschen, dem italie~ischen und dem 
Entente-Imperialismus manövrierte. Entscheidend war aber in die­
ser ganzen Periode ihre Ausrichtung auf den deutschen Imperia­
lismus. 

Die österreichische !Bourgeoisie konn te ihren faschisti ehen 
Kurs nur cleshalb erfolgreich durchführen, wei l die Sozialdemokra­
tie durch ihre Politik des Zuriickweichens und der Kapitulationen 
den Weg dafür freilegte. Die Sozialdemokr atische Partei, die wäh­
rend dieser Zeit in parlamentarischer Opposition stand, unter­
stützte in entsdleidenden Fragen die Politik der reaktionären Re­
gierungen, sie gab vor allem ihre Zustimmung zu den Maßnahmen, 
mit denen die Bourgeoisie d ie schweren Lasten der Wirts,chafts­
krise der arbeitenden Bevölkerung aufhalste. Mit Theorien, daß 
man nichts machen k ö n n , weil " Österreidl ein kleines Land" 
sei und weil " die Welt idl in iner konterrevolutionären Situa­
tion" befinde, und daß lllan ni chts machen 111 Ü s sc, weil ja " die 
französische lind die .~nglische Arbeiterbewegung die Zerschlagung 
der Demokratie in Osterreich llicht zu lassen würden" hielt cli 
sozialdemokratisdIe Parteiführung die Arbeiterschaft, 'die immer 
mehr zum Kampf drängte, bis zum letzten Moment von jedem ent­
scheidenden Widerstand zurück. So mu ßte der 12. F ebruar 1934 
zn einer Niederlage der Arbeiterschaft werden . 

Die Kommunistisehe Partei hatte die Arbeiterschaft O'eo-en jeden 
einzelnen Vorstoß der Bourgeoisie zum Kampf aufg~r~fen. Sie 
zeigte der Arbei t erschaft, daß durch den einheitlichen u nd entschlos­
senen antifaschistischen Kampf die Bour geoisie zum Riid(zng ge­
zwungen, Demokratie und Freiheit gesich er t un d die Arbeiterbewe-
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zwungen, Demokratie und Freiheit gesichert und die Arbeiterbewe­
gung zu neuen Erfolgen und Fortschritten geführt wenlen kann. 
Trotz organisatorischem Wachstulll und steigendem Einfluß auf die 
unzufriedenen sozialdemokratischen Arbeiter konnte die Kommu­
nistische Part ei aber auch in diesem Zeitpunkt die Fesseln nicht 
sprengen, mit denen die Sozialdemokratie es verstand, die Mehr­
heit der österreichischen Arb eiterklasse an ihren venlerbli dIen 
Kurs zu ketten. So wurde die Niederlage der österrei dlis chen Arbei­
terschaft im F ehruarkampf 1934 llnvermeidlicl:t . 

Erst die hlntigen Erfahrungen des 12. F ebrnar brachten eme 
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Ändcnwg; dic Kommunistischc Part ei wurdp zur entseheidelldcll 
Kraft der illegalen kämpfenden Arbeiterbewegung. 

Unter dem Banner der proletarischen Einheitsfront und geführt 
von einer kommunistischen Massenpartei begann mit dem 
1 2. F e b ru a r 1 9 3 4 ein neuer Abschnitt der Geschichte der 
österreichischen Arbeiterbewegung, der Abschnitt ihres illegalen 
Kampfes gegen die faschistische Diktatur der Dollfuß, Schuschnigg 
und Starhemberg, gegen die Bedrohung der Unabhängigkeit durch 
den deutschen Militarismus und gegen die Fremdherrs c1~aft der 
deutschen Imperialisten und Faschisten. 
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